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Ludwig Gärtner
Vizedirektor des BSV

editorial
 Editorial

Die wirtschaftliche Situation der Erwerbstätigen 
und Personen im Ruhestand

Im Auftrag des BSV haben P. Wanner und A. Gabadinho 
die wirtschaftliche Situation von Erwerbstätigen und Per
sonen im Ruhestand analysiert. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die meisten Rentnerinnen und Rentner in der Schweiz 
wirtschaftlich gut dastehen und insbesondere gut gegen 
Armut abgesichert sind. Die Publikation der Studie hat in 
den Medien ein breites Echo gefunden und unterschied
liche Reaktionen – in Kommentaren, Leserbriefen oder 
Stellungnahmen von Organisationen – ausgelöst.

Dabei wurden die Ergebnisse selbst kaum in Frage ge
stellt. In der Tat basiert die Studie auf einer soliden 
Grundlage, nämlich den kantonalen Steuerdaten von 
fünf grossen und mittleren Kantonen. Auch diese sind 
nicht perfekt – so stellen Steuersubjekte nicht immer auch 
Haushalte dar, etwa bei Konkubinatspaaren – aber sie 
bilden die wirtschaftliche Situation ziemlich umfassend 
ab. Die Ergebnisse korrigieren insbesondere das verbrei
tete Bild, dass rund ein Drittel der Altersrentnerinnen und 
Altersrentner ausschliesslich mit einer AHVRente ohne 
weitere Einkünfte über die Runden kommen müssen. Ge
mäss den vorliegenden Daten trifft dies nur gerade für 
3 % der Rentnerinnen und Rentner zu, lässt man Ver
mögenserträge bis 5000 Franken im Jahr ausser Acht, 
sind es 14 %.

Die meisten Reaktionen bezogen sich auf Fragen der 
sozialen Gerechtigkeit: Die wirtschaftlich gute Situation 
der heutigen Rentnerinnen und Rentner sei auf ihre Leis
tungen während der Erwerbstätigkeit und ihren Sparwil
len zurückzuführen. Sie hätten ein Anrecht auf die AHV
Renten, schliesslich hätten sie auch ein Leben lang Bei

träge bezahlt. Zudem sei in der AHV die Solidarität be
reits heute ausgeprägt, indem die hohen Einkommen auf 
dem vollen Lohn Beiträge bezahlten, obwohl die Renten 
begrenzt seien. Tatsächlich bildet der oft genannte «Ge
nerationenvertrag» die Grundlage der AHV. Er umfasst 
drei Generationen: Die Kinder und Jugendlichen als 
künftige BeitragszahlerInnen, die Erwerbstätigen als ak
tuelle BeitragszahlerInnen und die ältere Generation als 
Rentenbe zügerinnen und bezüger. Und die Garantie ei
ner Minimal und die Begrenzung der Maximalrente 
stellt eine der wichtigen Solidaritäten des AHVSystems 
dar. In der  guten wirtschaftlichen Situation der Rentne
rinnen und Rentner widerspiegelt sich aber auch der lan
ge und nachhaltige wirtschaftliche Aufschwung der 50er 
bis 70er Jahre, welcher weiten Teilen der Bevölkerung ei
nen relativen Wohlstand beschert und den Ausbau der 
Altersvorsorge erlaubt hat.

Aufgrund der demografischen Alterung der Gesell
schaft werden die Kosten in der AHV steigen. Ein hohes 
Wirtschaftswachstum und die Zuwanderung von Arbeits
kräften verbessern zwar die finanzielle Lage der AHV, 
vermögen mittelfristig aber nicht zu verhindern, dass De
fizite entstehen werden. Für die erforderlichen Massnah
men bestehen verschiedene Optionen: Die Finanzierung 
der steigenden Ausgaben ausschliesslich durch höhere 
Beiträge scheint dabei nicht angemessen. Wie die Studie 
zeigt, sind verschiedene gesellschaftliche Gruppen der 
mittleren Generation armutsgefährdet und es ist nicht an
gezeigt, diese durch höhere Beiträge zusätzlich zu belas
ten. Die Senkung der Leistungen alleine ist umstritten, 
weil die AHV innerhalb der Altersvorsorge die Grund
sicherung darstellt, auch wenn die Absicherung der Rent
nerinnen und Rentner gegen Armut durch die Ergän
zungsleistungen gut funktioniert. Und eine allgemeine 
Erhöhung des Rentenalters sieht sich mit dem Problem 
konfrontiert, dass sich die gesundheitliche und berufliche 
Lage der älteren Erwerbstätigen individuell sehr unter
schiedlich darstellt. Allerdings sind bereits heute 20 % der 
Männer im 70. Altersjahr noch erwerbstätig.

Die demografische Entwicklung macht Massnahmen 
im System der Altersvorsorge unabdingbar. Dabei wird 
es darum gehen, die Interessen aller Generationen ausge
wogen zu berücksichtigen und keine über die Gebühr zu 
belasten. Genau dies ist Ausdruck eines lebendigen Gene
rationenvertrages.
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Reform der Sozialver
sicherungsgesetzgebung – 
Stand nach der Frühlings
session 2008
Vgl. dazu den Basisartikel «Überblick über An-
passungen und laufende Reformen im Sozialver-
sicherungsrecht», in: CHSS 6/2006, S. 324 ff. so-
wie Chronik in CHSS, 2/2007, S. 54, 3/2007, 
S. 110, 5/2007, S. 238, 6/2007, S. 279, CHSS, 
1/2008, S. 2.

11. AHV-Revision
Am 18. März 2008 lehnte der Na-

tionalrat die vom Bundesrat vorge-
schlagene bedarfsabhängige Vorru-
hestandsleistung für Versicherte des 
unteren Mittelstandes ab. Der Al-
tersrücktritt soll jedoch insofern fle-
xibilisiert werden, als versicherungs-
technisch gekürzte Altersrenten ab 
60 Jahren (Teilaltersrente) bzw. ab 
62 Jahren vorbezogen oder auch  
bis zum 70. Altersjahr aufgeschoben 
werden können. Im Gegenzug hat 
der Nationalrat die Angleichung des 
ordentlichen Rentenalters für Frau-
en an dasjenige für Männer (65 Jah-
re) gutgeheissen. Als nächstes wird 
sich der Ständerat mit der Vorlage 
befassen.

IV-Zusatzfinanzierung
Nach dem Ständerat hat nun auch 

der Nationalrat in der Frühlingsses-
sion die Vorlage zur Finanzierung 
der IV in der Gesamtabstimmung 
angenommen. Dabei sollen die 
Mehrwertsteuersätze jedoch zwi-
schen 2010 und 2016 (nur) um 0,4 
statt um 0,5 Prozentpunkte (Stände-
rat) angehoben werden und der neue 
IV-Ausgleichsfonds nur darlehens-
weise mit einer Einlage von 5 Mrd. 
Franken aus dem AHV-Ausgleichs-
fonds gespiesen werden. Die Vorlage 
geht zurück in den Ständerat.

2. Säule
• Strukturreform in der 2. Säule
 Die SGK des Ständerates ist am 

8. Januar 2008 auf die Vorlage ein-
getreten und hat am 18. Februar 
2008 Anhörungen durchgeführt. 
Als nächstes wird sie die Vorlage 
im Detail beraten.

• Mindestumwandlungssatz 
 Die SGK des Nationalrates hat 

am 14. Februar 2008 Anhörungen 
durchgeführt und am 4. April 2008 
mit der Detailberatung begonnen. 
In einem ersten Schritt hat sie sich 
darauf geeinigt, dass der Mindest-
umwandlungssatz abweichend vom 
Vorschlag des Bundesrates (Ab-
senkung innert 3 Jahren) innert  
5 Jahren von 6,8 % auf 6,4 % ge-
senkt werden soll. Der Bundesrat 
soll die Kompetenz erhalten, wäh-
rend der Absenkungsphase (un-
terschiedliche) Mindestumwand-
lungssätze für Frauen und Männer 
festzulegen. Darüber hinaus hat 
die SGK-N jedoch ihre Sub-
kommission BVG beauftragt, die 
Fragen im Zusammenhang mit  
der Überschussverteilung zwischen 
Lebensversicherern und den von 
diesen teil- oder vollversicherten 
Vorsorgeeinrichtungen zu klären. 
Die SGK-N wird deshalb die De-
tailberatung erst nach Abschluss 
der Arbeiten der Subkommission 
wieder aufnehmen. 

• Finanzierung öffentlich-rechtlicher 
Vorsorgeeinrichtungen

 Am 27. Februar 2008 hat der Bun-
desrat die Ergebnisse des Ver-
nehmlassungsverfahrens zur Fi-
nanzierung öffentlich-rechtlicher 
Vorsorgeeinrichtungen zur Kennt-
nis genommen (www.admin.ch/ch/ 
d/gg/pc/documents/1450/Ergebnis.
pdf) und das EDI beauftragt, ihm 
bis Ende September 2008 einen 
Botschaftsentwurf zu unterbreiten. 
Der Bundesrat hält an der Ausfi-
nanzierung sämtlicher öffent lich-
rechtlicher Vorsorgeein richtungen 
fest. Aufgrund der Ergebnisse der 
Vernehmlassung soll jedoch die 
Frist zur Ausfinanzierung auf 40 
Jahre (Vernehmlassungsvorlage: 
30 Jahre) festgelegt werden. Wäh-
rend dieser Ausfinanzierungsfrist 
soll die Teilkapitalisierung für bis-
her mischfinanzierte öffentlich-
rechtliche Vorsorgeeinrichtungen 
mit einem Deckungsgrad unter 
100 % weiterhin möglich sein, wo-
bei mindestens die Bedingungen 

des Finanzierungsmodells «diffe-
renzierter Zieldeckungsgrad» (vgl. 
Ziff. 5.1 der Vernehmlassungs-
vorlage (www.admin.ch/ch/d/gg/
pc/documents/1450/Bericht.pdf) 
eingehalten werden müssen. 

Personalverleih für 
Behinderte: Zusätzliche 
Dienstleister 

Das Projekt Personalverleih für 
Behinderte wird ausgebaut. Es wer-
den zusätzliche spezialisierte Firmen 
integriert, die den Verleih durchfüh-
ren und Behinderte als auch Arbeit-
gebende beraten und coachen. Die 
bisherige Bezeichnung «Job-Passe-
relle» wird aufgegeben. 

Das Projekt hat einen Personal-
verleih für Menschen mit Behinde-
rung aufgebaut mit dem Ziel, sie 
nachhaltig in den ersten Arbeits-
markt zurückzuführen. Die Dienst-
leistung zugunsten von Behinderten 
und Arbeitgebenden wird nun mit 
weiteren Anbietern ausgebaut. Ne-
ben den bisherigen Organisationen 
«Intégration pour tous/ Integration 
für alle IPT» und «Profil – Arbeit & 
Handicap» werden weitere speziali-
sierte Firmen den Personalverleih 
anbieten. Verträge mit mehreren Or-
ganisationen werden zurzeit abge-
schlossen, und das Projekt steht wei-
teren interessierten Firmen oder 
Organisationen offen. 

Nationalrat Otto Ineichen, der das 
Projekt am 1. Juli 2007 zusammen 
mit dem Schweizerischen Arbeitge-
berverband, dem Schweizerischen 
Gewerbeverband sowie der Invali-
denversicherung (IV) lanciert hatte, 
hat sich nach seinem grossen persön-
lichen Engagement während des 
vergangenen Jahres aus dem Projekt 
zurückgezogen. Das Projekt wird 
den bisherigen Namen nicht mehr 
weiter führen und wird vorderhand 
als Projekt Personalverleih für Be-
hinderte bezeichnet. 

Für die IV und das BSV ist das 
Projekt Personalverleih für Behin-
derte ein wichtiges Pilotprojekt hin-
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Sinne einer Empfehlung zugestellt. 
Sie fordern damit die kommunalen 
und kantonalen Sozialhilfebehörden 
auf, sich ebenfalls verbindlich am 
Projekt IIZ-MAMAC zu beteiligen. 
(Vgl. Artikel von Céline Champion 
auf Seite 153)

Invalidenversicherung: 
Pilotprojekte zur Förderung 
der Eingliederung gesucht

Die Invalidenversicherung soll 
weiter in Richtung Eingliederungs- 
statt Rentenversicherung entwickelt 
werden. Zu diesem Zweck sucht das 
Bundesamt für Sozialversicherun-
gen (BSV) Pilotprojekte, mit denen 
innovative Ansätze zur (Wieder-)
Eingliederung von behinderten 
Menschen in die Wirtschaft auspro-
biert werden können. Gesuche zur 
Unterstützung konkreter Vorhaben 
können ab sofort beim BSV eingege-
ben werden. Die detaillierten Unter-
lagen finden sich auf der Website des 
BSV: www.bsv.admin.ch/themen/iv/ 
00023/02181/index.html

Flexicurity: für ein ausge
wogenes Verhältnis zwischen 
sozialer Sicherheit und 
Flexibilität des Arbeitsmarkts

In der Schweiz schliessen sich Fle-
xibilität des Arbeitsmarkts und sozi-
ale Sicherheit nicht aus. Die Sozial-
versicherungen bieten auch Perso-
nen in atypischen Arbeitsverhältnis-
sen eine gute Absicherung gegen 
prekäre Lebensbedingungen. Die 
gegenwärtigen Reformen in den Be-
reichen AHV, IV und Familienpoli-
tik gehen in die richtige Richtung, 
während bei der beruflichen Vorsor-
ge Anpassungen ins Auge zu fassen 
sind. Dies sind die wichtigsten Er-
gebnisse der Studie «Flexicurity: Be-
deutung für die Schweiz», die das 
Bundesamt für Sozialversicherun-
gen veröffentlicht hat. 

schweizerische Dreisäulensystem 
der Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge erfüllt seine Auf-
gabe gut: Die Gruppe der 55- bis 
75-Jährigen ist wirtschaftlich am bes-
ten gestellt. Hingegen sind ein Fünf-
tel der Familien mit drei und mehr 
Kindern, rund 40 % der alleinerzie-
henden Frauen, ein Viertel der al-
leinstehenden Frauen im Erwerbsal-
ter und junge Invalide einem erhöh-
ten Armutsrisiko ausgesetzt.

Die Studie von Professor Philippe 
Wanner (Universität Genf) im Auf-
trag des Bundesamtes für Sozialver-
sicherungen gibt Denkanstösse für 
die Sozialpolitik: Sollte die Genera-
tionensolidarität in der Finanzierung 
der AHV mit einem – noch zu defi-
nierenden – Solidaritätsbeitrag der 
Gruppe der RentnerInnen ergänzt 
werden? Müssen die Rahmenbedin-
gungen für junge Familien, Alleiner-
ziehende oder Alleinstehende ver-
ändert werden, damit sie ihr Er-
werbseinkommen erhöhen können? 
(Vgl. Artikel von Philippe Wanner 
auf Seite 137)

Mehr Verbindlichkeit  
für die interinstitutionelle 
Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen 
den Vollzugsstellen von Arbeitslo-
senversicherung, Invalidenversiche-
rung und Sozialhilfe soll weiter ge-
stärkt werden. Zu diesem Zweck 
haben das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen (BSV) für die kantona-
len IV-Stellen und das Staatssekre-
tariat für Wirtschaft (SECO) für die 
kantonalen Arbeitsämter Weisungen 
erlassen, die der sogenannten inter-
institutionellen Zusammenarbeit zu 
grösserer Verbindlichkeit verhelfen. 
Den gleichen Text haben die Sozial-
direktorenkonferenz (SODK), die 
Schweizerische Konferenz für Sozi-
alhilfe (SKOS) und die Volkswirt-
schaftsdirektorenkonferenz (VDK) 
den Kantonen und Gemeinden im 

sichtlich der Neuausrichtung der Invaliden-
versicherung zu einer Eingliederungsversiche-
rung. Denn es erlaubt, mit dem Personalver-
leih ein besonderes Modell für Anreize bei 
den Arbeitgebenden zu erproben. 

Bericht über die berufliche Vorsorge 
von atypischen Arbeitnehmenden

Der Bundesrat hat am 2. April 2008 von 
 einem Bericht des BSV Kenntnis genommen, 
der sich mit der Situation der beruflichen Vor-
sorge von Personen mit häufig wechselnden 
und befristeten Anstellungen befasst und ver-
schiedene Verbesserungsmöglichkeiten unter-
sucht. Der Bericht wird veröffentlicht.

Der Bundesrat hat entsprechend den 
Schlussfolgerungen des Berichts beschlossen: 
•	 Bei	befristeten	Anstellungen	ist	an	einer	mi-

nimalen Anstellungsdauer von 3 Monaten 
als Voraussetzung für die Unterstellung un-
ter die obligatorische berufliche Vorsorge 
festzuhalten, denn der Verzicht auf diese 
3-Monatsfrist würde relativ hohe Verwal-
tungskosten und Beiträge im Vergleich zu 
relativ geringen Vorsorgeleistungen bewir-
ken. 

•	 Bei	 mehreren	 aufeinanderfolgenden	 Ar-
beitseinsätzen beim gleichen Arbeitgeber 
werden die verschiedenen Anstellungszei-
ten zusammengerechnet, sofern die Unter-
brechung einen bestimmten Zeitraum (z.B. 
3 Monate) nicht übersteigt. 

Der Bundesrat hat das EDI beauftragt, eine 
entsprechende Verordnungsänderung vorzu-
bereiten.

Wirtschaftliche Lage der 
Pensionierten und Erwerbs tätigen 
gleicht sich an, Armutsrisiko 
verlagert sich

Eine umfassende Studie hat die wirtschaftli-
che Situation von nahezu 1,5 Millionen Perso-
nen zwischen 25 und 99 Jahren in der Schweiz 
untersucht.

Sie zeigt deutlich, dass es der grossen Mehr-
heit von Rentnerinnen und Rentnern heute 
wirtschaftlich gut geht und nur sehr wenige 
(rund 6 %) von Armut betroffen sind. Das 
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zwar untervertreten, ihr Anteil an 
SozialhilfebezügerInnen hat 2006 je-
doch deutlich zugenommen und ihr 
Sozialhilferisiko ist gestiegen.

Jahresteuerung 2,3 Prozent
Der vom Bundesamt für Statistik 

(BFS) berechnete Landesindex der 
Konsumentenpreise verzeichnete im 
April 2008 einen Anstieg um 0,8 
Prozent gegenüber dem Vormonat 
und erreichte den Stand von 103,6 
Punkten (Dezember 2005=100). 
Dieser starke Anstieg ist saisonal 
 beeinflusst und reflektiert die Rück-
kehr zu regulären Preisen im Beklei-
dungssektor nach Abschluss des 
Ausverkaufs. Innert Jahresfrist be-
trug die Teuerung 2,3 Prozent, ver-
glichen mit Jahresraten von 2,6 Pro-
zent im März 2008 und von 0,5 Pro-
zent im April 2007.

Nominallohnerhöhung um 
1,6 Prozent: stärkste 
Zunahme seit fünf Jahren

Gemäss Berechnungen des Bun-
desamtes für Statistik (BFS) stieg 
der Nominallohnindex im Jahr 2007 
durchschnittlich um 1,6 Prozent ge-
genüber 2006. Damit liegt er bei 
102,8 Punkten (2005=100). Unter 
Einbezug der durchschnittlichen 
Jahresteuerung von 0,7 Prozent er-
gab sich bei den Reallöhnen eine 
Steigerung um 0,9 Prozent (101,0 
Punkte).

Die Kosten der Langzeit
pflege werden sich bis 2030 
in der Schweiz mehr als 
verdoppeln

Die Kosten der Alters- und Pflege-
heime sowie der Spitexdienste könn-
ten von 7,3 Milliarden Franken im 
Jahr 2005 auf rund 18 Milliarden 
Franken im Jahr 2030 ansteigen. Das 
besagen die jüngsten Prognosen des 
schweizerischen Gesundheitsobser-
vatoriums. Dieser Anstieg, der direkt 
mit der wachsenden Anzahl der über 
80-jährigen Personen zusammen-
hängt, ist grösstenteils unvermeid-
bar. Der Kostenanstieg könnte aber 
gebremst werden, wenn sich der Ge-
sundheitszustand dieser Bevölke-
rungsgruppe verbesserte oder die 
Inanspruchnahme von Spitexdiens-
ten stark gefördert würde.

Sozialhilfequote hat sich 
stabilisiert

Im Jahr 2006 ist die Zahl der Per-
sonen, die durch Sozialhilfeleistun-
gen unterstützt werden, nur noch 
wenig angestiegen und beläuft sich 
auf 245 156 Personen. Dies entspricht 
einer Sozialhilfequote von 3,3 Pro-
zent. Die Auswertungen der schwei-
zerischen Sozialhilfestatistik des 
Bundesamtes für Statistik (BFS) zei-
gen, dass wie schon in den Vorjahren 
Kinder und junge Erwachsene sowie 
Alleinerziehende am häufigsten auf 
Sozialhilfe angewiesen sind. Die 56- 
bis 64-Jährigen sind in der Sozial hilfe 

EProjekte im EDI
Am 1. April 2008 trat die Verord-

nung des Eidgenössischen Departe-
ments des Innern über die techni-
schen und grafischen Anforderungen 
an die Versichertenkarte für die obli-
gatorische Krankenpflegeversiche-
rung in Kraft. Aus diesem Anlass in-
formierte das Departement über sei-
ne wichtigsten E-Projekte. Dazu ge-
hören zum Beispiel der einheitliche 
Unternehmensidentifikator (UID), 
die Volkszählung 2010, die neue 
AHV-Nummer sowie die elektroni-
sche Akten-, Daten- und Geschäfts-
verwaltung. Einheitliches Ziel der 
Anstrengungen: die administrativen 
Tätigkeiten sollen bürgernah, effizi-
ent und ökonomisch gestaltet wer-
den. Eine wichtige Voraussetzung für 
E-Government ist der Aktionsplan 
zur elektronischen Geschäftsverwal-
tung.

Die Verordnung des EDI über die 
technischen und grafischen Anforde-
rungen an die Versichertenkarte ist 
das letzte Element der Gesetzge-
bungsarbeiten rund um die Einfüh-
rung der Versichertenkarte. Sie re-
gelt die grafischen Anforderungen 
und spezifiziert die administrativen 
und medizinischen Daten der Versi-
chertenkarte sowie das Online-Ver-
fahren. Ausserdem erklärt sie einen 
Standard für verbindlich, der die 
technischen Grundanforderungen 
an das System definiert. Im Laufe 
des nächsten Jahres werden alle Ver-
sicherten eine solche Karte von ihrer 
Krankenversicherung erhalten.

 Rundschau 
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Die finanziellen Verhältnisse von 
Personen im Ruhestand waren lange 
Zeit unbekannt. Wenn man die vor-
handene Literatur durchgeht, stellt 
man fest, dass bezifferte Informatio-
nen vor Ende der 1970er-Jahre feh-
len (Wanner et Forney, 2008). Wahr-
scheinlich sind diese fehlenden Da-
ten dafür verantwortlich, dass die 

«traditionelle» Vorstellung von der 
Person im Ruhestand, die nur über 
wenige Mittel verfügt, vom sozialen 
Leben abgeschnitten ist und nur  eine 
untergeordnete wirtschaftliche Rol-
le spielt, in den Köpfen fest veran-
kert blieb. Dieses Bild wird jedoch 
durch verschiedene neuere Studien 
in Frage gestellt: eine Studie von Leu 
et al. (1997) zur Armut, eine von Bal-
thasar et al. (2001) zur wirtschaft-
lichen Situation von Personen im 
Rentenalter und eine weitere von 

Moser (2002) zur Einkommens- und 
Vermögensentwicklung bei den Zür-
cher Steuerpflichtigen. Alle diese 
Studien gelangen zum selben Schluss: 
Die wirtschaftliche Situation von 
Personen im Ruhestand ist ziemlich 
gut. Diese Bevölkerungsgruppe ist 
sogar geringeren Armutsrisiken aus-
gesetzt als die Erwerbstätigen.

Die hier vorgestellte Studie (Wan-
ner et Gabadinho, 2008) knüpft an 
die oben genannten Arbeiten an und 
richtet ein besonderes Augenmerk 

Der derzeit stattfindende demografische Wandel – Geburtenrückgang, 
Alterung der Bevölkerung – macht eine sozialpolitische Reform erfor-
derlich. Der zunehmende Anteil älterer Menschen und die erwartete 
Abnahme der erwerbstätigen Bevölkerung haben überall in Europa 
Diskussionen über den Fortbestand der Rentensysteme ausgelöst. Die 
Schweiz bildet hier keine Ausnahme, wie die Debatten der eidgenössi-
schen Räte zur 11. AHV-Revision im vergangenen März zeigten. Damit 
man jedoch ein so grundlegendes System wie die 1. Säule reformieren 
kann, muss man genau verstehen, unter welchen Bedingungen Men-
schen leben, die heute im Ruhestand sind oder bald das Rentenalter 
erreichen. Vor diesem Hintergrund wurde eine Studie mit dem Titel «Die 
wirtschaftliche Situation von Erwerbstätigen und Personen im Ruhe-
stand» durchgeführt.

Die wirtschaftliche Situation von Personen im 
Ruhestand: neue Daten, neue Prioritäten

Für die Auswertung der Lebensbedingungen 
der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
haben Steuerdaten den Vorteil, dass sie 
vollständig und genau sind und von den 
kantonalen Steuerbehörden geprüft wur
den. Wir verwendeten die Daten von fünf 
Kantonen – Aargau, Neuenburg, St.Gallen, 
Wallis und Zürich –, die zusammen über 
20 % der Schweizer Bevölkerung ausma
chen (761 000 Steuerpflichtige ab 25 Jah
ren, 1490 000 Personen1). Diese Daten stos
sen jedoch auch an gewisse Grenzen. Der 
grösste Nachteil ist, dass sie sich auf den 
Begriff «Steuerpflichtiger» und nicht auf 
den Haushalt beziehen und dass sie finanzi
elle Informationen zu einem einzigen Jahr 
(2003) liefern. Ausserdem liefern Steuer
daten ausschliesslich Informationen zu Ein
kommen und Vermögen. Die Ausgaben 
(Miete, Gewinnungskosten, Gesundheits 
und Ausbildungskosten usw.) sind jedoch 
ebenfalls entscheidend für die Lebenssitua
tion der Steuerpflichtigen. Und schliesslich 
verfügen wir im Bereich der beruflichen Vor
sorge nur über Informationen zu den aus
gerichteten Renten (und nicht zu den Kapi
talleistungen, die meist im Vermögen in 
Form von finanziellen Anlagen oder Immo
bilienanlagen erscheinen).

1 Im Kanton Zürich waren nur 24 Gemeinden 
verfügbar.
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schliesslich von dieser Rente leben 
müssen: Insgesamt verfügen weniger 
als 3 % der Steuerpflichtigen im Ru-
hestand (4 % der Alleinstehenden, 
1 % der Paare) nur über die Alters-
rente und allenfalls eine Ergän-
zungsleistung. Die grosse Mehrheit 
der Personen im Ruhestand hat noch 
andere Einkommensquellen.

So verfügen 57 % der Personen im 
Ruhestand über eine Rente der be-
ruflichen Vorsorge (63 % der Paare, 
51 % der alleinstehenden Frauen 
und 53 % der alleinstehenden Män-
ner). Diese Zahlen liegen sicherlich 
unter der tatsächlichen Deckung 
durch die 2. und 3. Säule. Um den ge-
nauen Deckungsgrad zu ermitteln, 
müsste man die Steuerpflichtigen 
berücksichtigen, die ihr Guthaben 

men (30 %) und (4) das Erwerbs-
einkommen (10 %, G1). Diese vier 
Quellen tragen gemeinsam zu einem 
Medianeinkommen der Rentnerin-
nen und Rentner von 52 100 Franken 
bei (gegenüber 77 200 Franken bei 
den Erwerbstätigen). Paare kommen 
auf 71 300 Franken, alleinstehende 
Männer auf 46 250 Franken und al-
leinstehende Frauen auf 37 600 Fran-
ken.

Die Steuerdaten liefern ausführ-
liche Informationen zu diesen vier 
Einkommensquellen. Altersrenten 
der 1. Säule werden an fast alle Per-
sonen im Ruhestand ausgerichtet, 
aber der Höchstbetrag liegt nahe an 
der allgemein gültigen Armutsgren-
ze. Es gibt jedoch nur wenige Rent-
nerinnen und Rentner, die aus-

auf die Zusammensetzung des Ein-
kommens und des Vermögens der 
Erwerbstätigen und der Personen im 
Ruhestand sowie auf die Faktoren, 
welche die finanziellen Verhältnisse 
der verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen beeinflussen. Sie stützt sich 
auf die Daten der Steuerregister von 
fünf Kantonen (vgl. Kasten). Mit 
dieser Grundlage können gewisse 
Grenzen der traditionellen Umfra-
gen umgangen werden. Diese erfas-
sen nämlich nicht alle sozioökono-
mischen Gruppen im gleichen Mass 
und können durch den Effekt der so-
zialen Erwünschtheit (der die Be-
fragten dazu verleitet, den sozialen 
Normen und Erwartungen gemäss 
zu antworten) und durch eine unge-
naue Einschätzung des Einkom-
mens- und Vermögensniveaus ver-
fälscht werden.

In diesem Artikel präsentieren wir 
einige der wichtigsten Ergebnisse be-
züglich Personen im Ruhestand. In 
einem ersten Schritt beschreiben wir 
die verschiedenen Arten der Ein-
kommensbildung und zeigen im Be-
sonderen auf, wie unterschiedlich die 
Verhältnisse der Personen im Ruhe-
stand sind. In einem zweiten Teil ge-
hen wir näher auf das Vermögen der 
Rentnerinnen und Rentner ein. Auf 
der Grundlage dieser Ergebnisse 
präsentieren wir am Schluss einige 
zukunftsorientierte Überlegungen. 

Einkommensbildung der 
Personen im Ruhestand

Im Gegensatz zu den Erwerbstäti-
gen, die den grössten Teil ihres Ein-
kommens aus der Erwerbstätigkeit 
beziehen, verfügen die Schweizer 
Rentnerinnen und Rentner über vier 
Einkommensquellen, die sich stark 
auf den Lebensstandard auswirken 
können: (1) die Renten der 1. Säule, 
die insgesamt 40 % des Gesamtein-
kommens der Personen im Ruhe-
stand ausmachen; (2) die Renten der 
2. Säule, die durchschnittlich etwa 
20 % zum Gesamteinkommen bei-
tragen; (3) das Vermögenseinkom-

Durchschnittlicher Anteil der verschiedenen Einkommensquellen G1 
am Gesamteinkommen, nach Kategorie der Steuerpflichtigen  
und Familiensituation

Quelle: Steuerregister
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umreissen, kann man mit Hilfe eines 
statistischen Verfahrens (der so ge-
nannten Clusteranalyse2) eine Klas-
sifizierung vornehmen. Dabei erhält 
man sechs unterschiedliche Rent-
nerkategorien (Clusters 1 bis 6), de-
ren Stärke und Durchschnittsein-
kommen in G2 dargestellt sind. 

Zwei dieser Kategorien (Clusters 
2 und 1) heben sich von den anderen 
ab, da sie zusammen 71 % der Rent-
nerinnen und Rentner umfassen – 
hauptsächlich die ältesten. Daneben 
gibt es vier weitere Kategorien 
(Clusters 5, 6, 4, 3), die weniger be-
deutend sind. Diese Kategorien um-
fassen neue Arten der Einkommens-
bildung, wie sie vor allem jüngere 
Rentnerinnen und Rentner kennen. 
Somit steht die «klassische» Situa-
tion einer neuen Situation gegen-
über, die zwar noch eine unterge-
ordnete Rolle spielt, aber bei den 
neuen Generationen von Rentnerin-
nen und Rentnern an Bedeutung ge-
winnt.

In den ersten beiden Kategorien 
macht die 1. Säule 60 % des Gesamt-
einkommens aus und leistet somit 
einen bedeutenden Beitrag zur Ein-
kommensbildung. Im ersten Cluster 
beläuft sich das durchschnittliche 
Gesamteinkommen, das hauptsäch-
lich durch die 1. Säule gebildet wird, 
auf etwa 35 000 Franken, wobei die 
Ergänzungsleistungen einen beacht-
lichen Teil ausmachen (11 % des Ge-
samteinkommens). In dieser Gruppe 
beziehen 45 % der Steuerpflichtigen 
eine Rente der 2. oder 3. Säule, aber 
die ausgerichteten Beträge sind rela-
tiv gering (durchschnittlich ca. 5000 
Franken). Etwa 72 % der zu diesem 
Cluster gehörenden Personen sind 
alleinstehende Frauen und 18 % al-
leinstehende Männer, wobei Acht-
zig- und Neunzigjährige übervertre-
ten sind. Das zweite Cluster umfasst 
Steuerpflichtige, die mehrheitlich in 
einer Paarbeziehung leben (85 %) 
und über ein Durchschnittseinkom-
men verfügen, aber oft Wohneigen-
tümer sind. In dieser Gruppe macht 
das Vermögenseinkommen 23 % des 
Gesamteinkommens aus. 

einkommen widerspiegeln nicht un-
bedingt die Situation auf lange Sicht, 
da in diesem Jahr die Zinssätze der 
Sparkonti relativ tief (zwischen 
0,5 % und 1 %) und die An-
lageerträge ziemlich bescheiden wa-
ren. Ausserdem beruht das Einkom-
men aus unbeweglichem Vermögen 
auf dem Konzept des Mietwerts – 
das keinen Finanzfluss mit sich bringt 
– und kann von Jahr zu Jahr je nach 
Kosten (z.B. Renovierungsarbeiten) 
variieren. Trotz dieser Vorbehalte 
kann das Vermögen manchmal ein 
bedeutendes Einkommen abwerfen. 
Die Einkommen aus beweglichem 
und unbeweglichem Vermögen ma-
chen zusammen etwa 30 % des Ge-
samteinkommens der Rentnerinnen 
und Rentner aus. Bei den Erwerbs-
tätigen beläuft sich dieser Anteil auf 

weniger als 10 %. Insgesamt verfü-
gen 53 % der Steuerpflichtigen im 
Ruhestand (67 % der Paare, 47 % 
der alleinstehenden Männer und 
39 % der alleinstehenden Frauen) 
über unbewegliches Vermögen, wäh-
rend mehr als neun von zehn Steuer-
pflichtigen ein Einkommen aus be-
weglichem Vermögen deklarieren.

Die verschiedenen Arten der 
Einkommensbildung: ein Typo
logisierungsversuch

Um die finanzielle Situation der 
Personen im Ruhestand besser zu 

aus der Pensionskasse in Form von 
Kapitalabfindungen bezogen haben.

Ein Erwerbseinkommen bezieht 
ein Drittel der Steuerpflichtigen zwi-
schen 65 und 69 Jahren. Der Anteil 
derjenigen, die über ein solches Ein-
kommen verfügen, ist bei den Män-
nern höher (39 % bei Männern in 
Paarbeziehung und 32 % bei Allein-
stehenden) als bei den Frauen (19 %). 
Die Erwerbstätigkeit nach Erreichen 
des Rentenalters beschränkt sich in 
der Regel auf einige Stunden pro 
Woche, so dass das Medianeinkom-
men aus Arbeit unter 10 000 Franken 
liegt. Es gibt jedoch grosse Unter-
schiede zwischen den einzelnen Steu-
erpflichtigen: 10 % der Männer, die 
nach Erreichen des Rentenalters er-
werbstätig bleiben, verdienen über 
70 000 Franken pro Jahr.

Schliesslich profitieren fast alle 
Steuerpflichtigen von einem Vermö-
genseinkommen, dessen Höhe aller-
dings stark variieren kann (von eini-
gen Franken bis zu mehreren zehn-
tausend Franken). Die im untersuch-
ten Jahr (2003) erzielten Vermögens-

Einige Indikatoren des Einkommens von Personen im Ruhestand T1

Allein
stehende 
Männer

Allein
stehende
Frauen

Paare Total

Rentner/innen, die nur über Leistun- 
gen der 1. Säule (AHV, Ergänzungs
leistungen, Hilflosenentschädigungen) 
verfügen, ohne Vermögen

4,4% 4,0% 1,2% 2,8%

Rentner/innen, die gleichzeitig AHV  
und eine Rente der beruflichen 
Vorsorge beziehen

53,3% 51,3% 63,0% 56,7%

Rentner/innen von 6569 Jahren mit 
Erwerbseinkommen

32,1% 19,2% 39,0% 32,1%

Quelle: Steuerregister

2 Die Clusteranalyse dient dazu, eine Menge 
von Objekten so in Gruppen (Cluster) zu un
terteilen, dass die derselben Gruppe zugeord
neten Objekte eine möglichst hohe Ähnlich
keit aufweisen, während gleichzeitig die Ob
jekte unterschiedlicher Gruppen möglichst 
verschieden voneinander sind (vgl. Ander
berg, M.R. [1973], Cluster Analysis for Appli
cations, New York: Academic Press, Inc.).
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Vermögensniveau der 
Personen im Ruhestand

Wie weiter oben erwähnt, trägt 
das Vermögenseinkommen bedeu-
tend zum Einkommen der Personen 
im Ruhestand bei, während es bei 
den Erwerbstätigen eine unterge-
ordnete Rolle spielt. Die festgestell-
ten Unterschiede zwischen Erwerbs-
tätigen und Personen im Ruhestand 
sind darauf zurückzuführen, dass 
erstere ein Median-Bruttovermögen 
von knapp 100 000 Franken aufwei-
sen, während letztere einen Median-
wert von etwa 300 000 Franken er-
reichen (T2). Insgesamt sind 13 % 
der Personen im Ruhestand und so-
gar 19 % der Paare nach dem Kri-
terium des Bruttovermögens Millio-
näre.

Bei 65–69-Jährigen erreicht der 
Medianwert sogar 375 000 Franken. 
Auch bei den Steuerpflichtigen von 
75–79 Jahren übersteigt das Median-
Bruttoeinkommen 300 000 Franken. 
Bei den 85–89-Jährigen liegt es bei 
229 000 Franken und ist somit prak-
tisch gleich hoch wie bei den 45– 
49-jährigen Steuerpflichtigen. Wie 
Moser (2006) aufgezeigt hat, ist das 
Phänomen des «Entsparens» bei äl-
teren Personen, die zur Finanzierung 
ihres Ruhestands das im Laufe ihres 
Lebens angesparte Vermögen ab-
schöpfen, in der Schweiz nicht sehr 
ausgeprägt.

Das Niveau des Reinvermögens 
– also des Vermögens nach Abzug 
der Schulden (Hypotheken oder 
andere) – liegt bei Personen im Ru-
hestand, im Gegensatz zu den Er-
werbstätigen, nur leicht unter dem 
Bruttovermögen. Mit anderen Wor-
ten: Das Verschuldungsniveau der 
Rentnerinnen und Rentner ist eher 
tief, jedenfalls tiefer als bei den Er-
werbstätigen. Dies ist sicherlich da-
rauf zurückzuführen, dass Personen 
im Ruhestand ihre Liegenschaften, 
die sie meist seit längerer Zeit be-
sitzen, zu einem grossen Teil abbe-
zahlt haben, so dass sie nicht mehr 
durch Hypotheken finanziert wer-
den.

dabei hauptsächlich um frisch Pen-
sionierte, die sich noch nicht völlig 
aus dem Arbeitsmarkt zurückgezo-
gen haben. In der dritten Kategorie 
kommt ein grosser Teil des Einkom-
mens aus dem unbeweglichen Ver-
mögen (48 %, Cluster 5). Die St.Gal-
ler sind in dieser Gruppe übervertre-
ten (T1).

Die Clusteranalyse macht die He-
terogenität deutlich, welche die 
Rentnerinnen und Rentner und die 
verschiedenen Arten der Einkom-
mensbildung im Ruhestand kenn-
zeichnet. Für nahezu zwei von drei 
Steuerpflichtigen – hauptsächlich 
verwitwete Pensionierte beider Ge-
schlechter – macht die 1. Säule je-
doch den Löwenanteil des Gesamt-
einkommens aus. Ein Erwerbsein-
kommen haben vor allem jüngere 
Rentnerinnen und Rentner, während 
Paare häufiger eine hohe Rente aus 
der 2. oder 3. Säule oder ein Einkom-
men aus Eigentum beziehen.

Die dritte Einkommenskategorie 
in aufsteigender Reihenfolge (Clus-
ter 3) umfasst 19 % der Steuerpflich-
tigen im Ruhestand. Sie besteht aus 
Rentnerinnen und Rentnern, die ei-
nen grossen Teil ihres Einkommens 
aus der 2. oder 3. Säule beziehen. Zu 
diesem Cluster gehören hauptsäch-
lich Paare (65 %), aber auch Allein-
stehende, die eine bedeutende Al-
tersvorsorge bilden konnten, die sie 
nun in Form einer Rente beziehen. 
Das durchschnittliche Einkommen 
dieser Rentnergruppe liegt bei über 
80 000 Franken. 

Die letzten drei Kategorien sind 
weniger häufig anzutreffen, denn sie 
machen zusammen weniger als 10 % 
der Personen im Ruhestand aus. 
Zwei dieser Kategorien bestehen 
aus Rentnerinnen und Rentnern, die 
den grössten Teil ihres Einkommens 
aus der Erwerbstätigkeit beziehen 
(50 % des Einkommens im Cluster 4, 
65 % im Cluster 6). Es handelt sich 

Verteilung der Steuerpflichtigen auf sechs Gruppen, Ergebnisse G2 
einer Clusteranalyse. Zusammensetzung des Durchschnittsein-
kommens in jeder der sechs Gruppen.

Quelle: Steuerregister. Anmerkung: Damit die dargestellten Durchschnittswerte interpretiert werden 
können, wurden einige Extremfälle herausgenommen.
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15 % und bei den 85–89-Jährigen gar 
auf 18 %. Die frisch Pensionierten 
scheinen also weniger von Armuts-
risiken betroffen zu sein als die älte-
ren Rentnerinnen und Rentner. Die 
während des Zweiten Weltkriegs ge-
borene Generation kam zu einem 
Zeitpunkt auf den Arbeitsmarkt, zu 
dem die Wirtschaft ein starkes 
Wachstum verzeichnete. So konnten 
die Angehörigen dieser Generation 
die Wirtschaftslage nutzen, um ihr 
Erwerbseinkommen zu erhöhen, zu 
sparen und das Vermögensniveau 

im Besonderen für die Alterspolitik, 
die auf die finanziellen Verhältnisse 
in der Bevölkerung abgestimmt wird. 
Die Situation der 50- und 60-Jähri-
gen ist heute sehr günstig, wie G3 
zeigt: Der Prozentsatz der Steuer-
pflichtigen, die über geringe finanzi-
elle Mittel3 verfügen, ist bei den 
55–59-Jährigen besonders tief (unter 
10 %) und deutlich höher am An-
fang und am Ende des Erwachse-
nenlebens. Bei den frisch Pensionier-
ten erreicht dieser Anteil 12 %, bei 
den 75–79-Jährigen steigt er auf  

In Bezug auf das Vermögen sind 
die festgestellten Unterschiede zwi-
schen Erwerbstätigen und Personen 
im Ruhestand frappierend. Bei der 
Interpretation muss man sich jedoch 
die Eigenheit der Steuerdaten vor 
Augen halten: Diese erfassen die 
Gesamtheit der Güter, die den Steu-
erpflichtigen gehören. So kann sich 
der Steuerwert des unbeweglichen 
Vermögens auf mehrere hunderttau-
send Franken belaufen, aber es bie-
tet trotzdem keine Gewähr gegen 
Armut. Wichtig ist auch die Frage, 
ob die jüngeren Generationen die 
Möglichkeit haben, ihr Vermögen in 
Zukunft zu vergrössern. Bleiben sie 
auf einem Vermögensniveau stehen, 
das unter dem ihrer Eltern liegt, oder 
können sie im Laufe ihres Lebens 
ein ebenso hohes Vermögen anspa-
ren oder erben, wie das die heutigen 
frisch Pensionierten getan haben?

Schlussfolgerungen: Lösungs
ansätze für die Sozialvorsorge

Die Antwort auf diese Frage ist 
wesentlich für die Sozialpolitik und 

Indikatoren für das Bruttovermögen und das Reinvermögen (nach Abzug der Schulden) 
der Steuerpflichtigen, nach Kategorie der Steuerpflichtigen  T2

 Alleinst. Männer Alleinst. Frauen Paare Insgesamt

 Brutto Netto Brutto Netto Brutto Netto Brutto Netto

Insgesamt 
– Median 
– 1. Quartil 
– 3. Quartil

 
55 900 
5 900 

300 000

 
28 000 

0 
146 000

 
63 300 

8 800 
280 500

 
42 500 

4 200 
189 800

 
335 900 

51 400 
603 800

 
90 000 

3 000 
331 000

 
151 300 

15 900 
468 200

 
53 500 

2 000 
244 200

Erwerbstätige 
– Median 
– 1. Quartil 
– 3. Quartil

  
43 300 

4 600 
249 400

  
20 300 

0 
105 000

  
32 600 

4 200 
174 100

  
20 000 

200 
88 100

  
305 400 

31 000 
561 100

  
48 300 

0 
220 600

  
98 500 
10 000 

423 800

  
29 000 

0 
150 000

Pensionierte 
– Median 
– 1. Quartil 
– 3. Quartil

 
242 600 
45 400 

598 200 

 
191 500 
34 400 

508 300

  
179 100 
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Quelle: Steuerregister 
* Unter alleinstehenden Männern und alleinstehenden Frauen versteht man männliche oder weibliche Steuerpflichtige, unabhängig von der 
Zusammensetzung des Haushalts, in dem sie leben.

Anteil der Steuerpflichtigen, die ein Risiko für geringe G3 
finanzielle Mittel aufweisen, nach Alter

Quelle: Steuerregister
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3 unter 30 600 Franken pro Jahr für eine Person 
oder unter 45 900 Franken für ein Paar. Be
rücksichtigt wird das Gesamteinkommen zu
züglich 5 % des leicht verwertbaren Vermö
gens.
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Philippe Wanner, Professor, Laboratoire  
de démographie et d’études familiales, 
Universität Genf.  
EMail: philippe.wanner@ses.unige.ch

Die jüngeren Generationen, de-
ren Angehörige heute unter 45 Jah-
re alt sind, weisen nämlich ein tiefe-
res Vermögensniveau auf als die 
Personen im Ruhestand, und bei 
manchen Gruppen liegt sogar das 
Einkommen unter jenem der Rent-
nerinnen und Rentner, was natürlich 
zu hohen Armutsquoten führt. In 
diesen Generationen sind Eineltern-
familien oder kinderreiche Familien 
nachweislich Armutsrisiken ausge-
setzt. Bei der Gestaltung der Sozial-
politik sollte man daher die Lebens-
situation aller Generationen und 
Bevölkerungsgruppen berücksichti-
gen.

Bibliographie
Balthasar A. et al. (2003), Der Übergang in den Ru
hestand – Wege, Einflussfaktoren und Konsequen
zen. Bern: Bundesamt für Sozialversicherungen

anzuheben. Ein weiterer Faktor, auf 
den die vorteilhafte Situation der 
kurz vor dem Rentenalter stehenden 
Generation zurückgeführt werden 
kann, ist wohl die Einführung des 
BVG, das nun allmählich Wirkung 
zeigt.

Vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Alterung, die eine Reform 
der 1. Säule unbedingt erforderlich 
macht, ist es unumgänglich, sich jetzt 
mit der Zukunft der AHV zu befas-
sen. Es ist nämlich nicht sicher, dass 
die finanziellen Verhältnisse der 50- 
und 60-Jährigen sich auf diesem Ni-
veau halten. Die gegenwärtige Situa-
tion sollte uns dazu veranlassen, 
neue Handlungsprioritäten festzule-
gen, die über das derzeitige Modell 
(Solidarität der Erwerbstätigen ge-
genüber den Pensionierten) hinaus-
gehen.
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Annette Hexelschneider 
Europäisches Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung  
in Wien

Das Europäische Zentrum wurde 
1974 in Wien gegründet auf der Basis 
eines Übereinkommens zwischen den 
Vereinten Nationen und der österrei-
chischen Bundesregierung als Gast-
land. Der Rechtsstatus des Zentrums 
ist der einer gemeinnützigen Instituti-
on. Das Zentrum ist damit eine auto-
nome zwischenstaatliche Organisati-
on in Zusammenarbeit mit der UNO. 

Die Organisationsstruktur des 
Zentrums besteht aus 
•	 einem	Board,	
•	 National	Liaison	Officials,	
•	 Management,	ForscherInnen,	Ad-

ministration, 
 und
•	 externen	ExpertInnen.

Das Board des Europäischen Zent-
rums setzt sich zusammen aus:
•	 vom	Generalsekretär	 der	Verein-

ten Nationen bestellten Mitglie-
dern für eine (erneuerbare) drei-
jährige Funktionsperiode,

•	 vom	Gastland	 bestellten	Mitglie-
dern,

•	 dem	Vertreter	des	Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen (Vor-
sitzender des Board) – Antonio 
Maria Costa (Director-General 
United Nations Office at Vienna / 
UNOV), seinem Acting Chair-
man – Sandeep Chawla (Chief 
Policy Analysis and Research 
Branch, Division for Policy Ana-
lysis and Public Affairs, United 

Nations Office on Drugs and 
Crime),

•	 dem	Exekutivdirektor	des	Europä-
ischen Zentrums, Prof. Dr. Bernd 
Marin.

Die Mitgliedstaaten des Europäi-
schen Zentrums gehören der UN-
Europäischen Region («Europa der 
56 plus», inklusive Nordamerika, 
Russland, den Commonwealth Un-
abhängiger Staaten einschliesslich 
Zentralasiens, die Türkei und Israel) 
an und werden durch National Liai-
son Officials (NLOs) vertreten. Sie 
sind zumeist höhere und Spitzenbe-
amte des für Soziales zuständigen 
Ministeriums oder anerkannte For-
scherInnen und ExpertInnen. Sie 
fungieren als Mittelspersonen, in-
dem sie sowohl die Interessen ihrer 
Länder im Rahmen der Aktivitäten 
des Europäischen Zentrums als auch 
jene des Zentrums in ihren Staaten 
vertreten. 

Das Europäische Zentrum hat 
eine  Kernbelegschaft (www.euro.
centre.org/people_index.php) von 
etwa 35 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. Diese wird durch ein 
 grosses Netzwerk von lose verbun-
denen, temporären externen Exper-
tinnen und Experten ergänzt. Da-
neben entsenden auch Institutionen 
oder Partnerorganisationen For-
scherinnen und Forscher in gemein-
same Projekte und sponsern deren 
Mitwirkung.

Die offiziellen Arbeitssprachen 
des Zentrums sind Englisch, Franzö-
sisch und Deutsch. 

Das Europäische Zentrum hat 
drei Haupteinnahmequellen:
•	 Budgetbeiträge	der	Mehrheit	 der	

Staaten, die sich dem Zentrum an-
geschlossen haben,

•	 Budgetbeiträge	des	Gastlandes,
•	 Fonds aus dem internationalen For-

schungsmarkt.

Wie sieht der Arbeitsmarkt für alternde Menschen in Europa aus und 
wie ihre Beteiligung am Arbeitsleben? Wo steht die schweizerische 
Generationenpolitik im internationalen Vergleich? Was bedeutet es für 
Kinder in einer Wohlstandsgesellschaft und was für Kinder in einer 
Gesellschaft im Übergang, in Armut aufzuwachsen? Wie empfinden die 
Kinder ihre benachteiligte Lebenssituation? Welche innovativen Praxis
beispiele für Sozialdienstleistungen gibt es heute in Europa? Diese 
Fragen und viele weitere sozialwissenschaftliche Fragestellungen 
beantwortet das Europäische Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozial
forschung in Wien mit seiner Arbeit.

sozialpolitik
 Sozialpolitik Sozialwissenschaftliche Fragestellungen

Europa im Fokus
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sche Materialsichtungen» («quick 
scans»),

•	 Bewertungen,	 Beratung,	 Politik-
entwicklung und wissensgestützte 
strategische Empfehlungen,

•	 Konferenzen,	 Fachtagungen	 und	
jährliche öffentliche Diskussions-
veranstaltungen («Open Forum 
Meetings»),

•	 Schulungen,	 technische	Assistenz	
und Wissenstransfer,

•	 Internationaler	 Austausch	 und	
Vernetzung,

•	Wissensverbreitung	 und	 Teilnah-
me am öffentlichen Diskurs über 
die Massenmedien,

•	Web-integrierte	 Instrumente	 für	
Informationsmanagement.

Die Publikationen des Zentrums 
umfassen:
•	 die	Buchreihen	«Public	Policy	and	

Social Welfare» (Ashgate, Al-
dershot) und «Wohlfahrtspolitik 
und Sozialforschung» (Campus 
Verlag, Frankfurt/New York)

•	 sowie	sonstige	Buchpublikationen,	
Bücher oder besondere Berichte, 
die ausserhalb der obigen Reihen 
bei verschiedenen Verlagen und in 
verschiedenen Sprachen veröf-
fentlicht werden,

•	 die	 Reihe	 «Occasional	 Reports»,	
Publikationen zu Forschungser-
gebnissen mit hoher Relevanz für 
aktuelle sozialpolitische Entwick-
lungs- und Entscheidungsprozesse, 

•	 die	 Reihe	 «Eurosocial	 Reports»,	
mit Abschlussberichten von Kon-
ferenzen, Fachtagungen und For-
schungsprojekten.

Zusätzlich werden monatlich der EC 
Newsletter und Policy Briefs sowie 
ein jährlicher Tätigkeitsbericht (Pro-
gramme Catalogue) veröffentlicht.

Die nachfolgenden Forschungs-
beispiele geben einen Überblick 
über die Vielfalt unserer Arbeit, so-
wie die Managementkapazität des 
Europäischen Zentrums. 

Weitere Details zu unseren For-
schungen und weitere Basisinfor-
mationen bietet die Website: www.
euro.centre.org mit Downloads zu 

•	Modelle	für	Steuern/Beihilfen,
•	Wohlfahrtsgesellschaft.

Gesundheit und Pflege (Leitung Dr. 
Manfred Huber) umfasst die Themen
•	 Altern	und	Generationen,
•	 Alkohol,	Drogen,	Sucht,
•	 Gesundheitspolitik	 und	 Behinde-

rung,
•	 Gesundheitsökonomie	 und	 Indi-

katoren,
•	 Gesundheitsförderung	 und	 -prä-

vention,
•	 Langzeitpflege	 und	 persönliche	

soziale Dienstleistungen.

Auf der Grundlage vergleichender 
empirischer Sozialforschung stellt 
das Europäische Zentrum eine Viel-
falt von Angeboten und Dienstleis-
tungen bereit:
•	 Bezugsgrössen	 («Benchmarks»)	

und Sozialindikatoren für Ent-
scheidungsträger und die breite 
Öffentlichkeit,

•	 Überblicksdarstellungen,	 Über-
prüfung von Evidenzen, und «ra-

Ziele und Arbeitsbereiche

Das Europäische Zentrum ist ein 
internationales sozialwissenschaft-
liches Forschungszentrum. Es stellt 
Expertisen in den Bereichen Wohl-
fahrt und Entwicklung von Sozial-
politik bereit – vor allem auf Gebie-
ten, in denen multi- oder interdiszip-
linäre Ansätze, integrierte Strate gien 
und intersektorale Massnahmen ge-
fragt sind.

Die Forschung ist in zwei Berei-
chen organisiert: Arbeit, Wohlstand 
und Wohlfahrt und Gesundheit und 
Pflege. 

Arbeit, Wohlstand und Wohlfahrt 
(Leitung Dr. Asghar Zaidi) konzen-
triert sich besonders auf Themen 
wie 
•	 Altern	und	Generationen,
•	 Kindheit,	Jugend	und	Familie,
•	 Einkommen,	Armut	 und	 sozialer	

Zusammenhalt, 
•	 Arbeitsmarkt	und	Sozialpolitik,
•	 Pensionen	und	soziale	Sicherheit,

Das Bundesamt für Sozialversicherungen BSV – der 
Schweizer Kontakt des Europäischen Zentrums

Von 1998 bis 2007 war Ludwig Gärtner, Leiter des Geschäftsfelds «Familie, 
Generationen und Gesellschaft» und Vizedirektor des BSV, Mitglied des Board 
des Europäischen Zentrums und Nationaler Koordinator zwischen der Schweiz 
und dem Zentrum. Das Zentrum hat von seiner kritischen, engagierten und ver-
netzenden Arbeit sehr profitiert.
Seit 2007 ist Sabina Littman-Wernli, die Leiterin des Bereiches Forschung und 
Evaluation in der Abteilung Mathematik, Analysen, Statistik des BSV, Mitglied 
des Board des Europäischen Zentrums und die Nationale Koordinatorin für die 
Schweiz. Mit Sabina Littmann-Wernli kann die aktive und inhaltlich tragfähige 
Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und dem Zentrum kontinuierlich fort-
gesetzt werden. 
Auch in Einzelprojekten, Veranstaltungen und Publikationen arbeitet das Zent-
rum mit dem BSV zusammen. So war zum Beispiel Bruno Nydegger Lory (Ab-
teilung Mathematik, Analysen, Statistik, BSV) einer der Autoren der Zentrums-
Publikation «European Disability Pen sion Policies», die u.a. vom BSV gefördert 
wurde. 
Mehr Informationen über diese Forschungszusammenarbeit werden in den Pro-
jektbeispielen dieses Artikels gegeben.
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Der ersten Phase des Projekts 
(2003 bis 2008) folgt eine zweite 
Phase bis 2012. Diese Fortsetzung ist 
besonders bedeutsam vor dem Hin-
tergrund, dass der demografische 
Bonus in vielen UNECE-Ländern 
fast aufgebraucht ist und damit die 
Implementierung sinnvoller Mass-
nahmen zeitkritisch wird. Auch das 
BSV beteiligt sich an der zweiten 
Phase des Projekts.

Generationenpolitik – 
Internationale Ansätze und 
Entwicklungen

Im Rahmen dieses Forschungs-
projektes des Europäischen Zent-
rums für das BSV sollen grundlegen-
de Informationen sowie Ansätze und 

•	 ein	 Netzwerk	 an	Organisationen,	
nationalen Regierungen und an-
deren Akteuren auf dem Gebiet 
des Alterns zu begründen und 
weiterzuentwickeln.  

In León, während der Konferenz 
zum Altern in der UNECE-Region 
im November 2007, wurden der bis-
herige Prozess und seine Ergebnisse 
evaluiert, sowie die erzielten Effekte 
zur Verbesserung der Lebensquali-
tät älterer Menschen. Das Europäi-
sche Zentrum leistete dafür einen 
aktiven Beitrag.

Mehr Inhalte zu diesem Thema 
beinhalten die Monitoring RIS Web-
site (Kasten K1) und die Publikation 
«Mainstreaming Ageing. Indicators 
to Monitor Sustainable Policies» 
(Kasten K2). 

unseren Publikationen und zu aus-
gewählten Projekten und Veranstal-
tungen. 

MA:IMI – Mainstreaming 
Ageing: Indicators to Monitor 
Implementation

In seinem Artikel «Madrid, Berlin, 
León: Mit UNO-Rhetorik zum Er-
folg?» hat Cyril Malherbe im Heft 
1/2008 dieser Zeitschrift den UNO-
Prozess zur Integration alternder 
Menschen in die Gesellschaft hinter-
fragt. 

Das Europäische Zentrum ist in 
diesem Prozess ein wesentlicher 
konstruktiver Partner der UNECE 
auf europäischer Ebene, gesponsert 
vom Österreichischen Ministerium 
für Soziales und Konsumenten-
schutz. 

Die Aufgaben des Zentrums sind 
•	 den	Erfahrungsaustausch	von	Ex-

perten in allen alternsrelevanten 
Bereichen zu fördern,

•	 ein	Set	 an	 Indikatoren	 zu	definie-
ren mit deren Hilfe die Umsetzung 
der Regionalen Implementierungs-
strategie überprüft werden kann, 
entsprechend der Ziele und Ver-
pflichtungen des Internationalen 
Aktionsplans von Madrid über das 
Altern. Schwerpunkte sind dabei 
die Gebiete demografischer Wan-
del, Einkommen und Wohlstand, 
Langzeitpflege, Arbeitsmarkt und 
vorzeitige Pensionierung, nachhal-
tige soziale Sicherheit sowie öko-
nomisches Wachstum, finanzielle 
und soziale Nachhaltigkeit,

•	 Datenrecherche	 und	Datenanaly-
se für diese Indikatoren durchzu-
führen, in Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen (vor al-
lem UN-Organisationen, ISSA, 
der Europäischen Kommission, 
OECD), nationalen Behörden, 
anderen betroffenen Gruppen und 
Einzelpersonen, diese Ergebnisse 
in Grafiken und Länderprofilen zu 
visualisieren

 und

http://www.monitoringris.org K1

Das Portal für Wissen und Information über den Gesamtprozess informiert inte-
ressierte Zielgruppen über die politischen Detailprozesse im Zusammenhang mit 
Mainstreaming Ageing und Monitoring the Regional Implementation Strategy. 
Es bietet Zugang zu allen wichtigen Dokumenten, Indikatoren/Länderprofilen 
(über Tools, Facts & Figures > National) und Partnern.
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gegangen, wie Kinder mit schwieri-
gen Lebensbedingungen umgehen, 
wie sich Armut und soziale Ausgren-
zung auf ihr Wohlbefinden auswir-
ken und was ihnen hilft, diese Erleb-
nisse zu verarbeiten. 

Im Fokus standen – neben metho-
dologischen Fragen der Einbezie-
hung von Kindern in Forschung – 
zudem Konzepte über die Auswir-
kungen von Armut auf kindliches 
Wohlbefinden (vgl. Grafik G1). 

Die Workshop-Teilnehmerinnen 
diskutierten die Bereiche, in denen 
Armut und soziale Ausgrenzung das 
Leben von Kindern beeinflussen: 
ökonomische und materielle Rah-
menbedingungen, familiäre Bezie-
hungen, die Art und Weise, wie Schu-
len und andere Bildungseinrichtun-
gen auf Probleme dieser Kinder re-
agieren, der Umgang armer Kinder 
mit gleichaltrigen nicht armen Kin-
dern, ihre Sorgen stigmatisiert zu 
werden u.ä. Kinder wurden jedoch 
nicht vorrangig als Opfer ihrer Le-
bensbedingungen sondern als so ziale 
Akteure verstanden, womit z.B. ihre 
Bewältigungsstrategien und -poten-
ziale in den Vordergrund rückten. 
Letztlich ging es auch darum, welche 
Schlussfolgerungen sich im Hinblick 
auf eine kindbezogene Forschung 
und Politik daraus ableiten lassen. 

Alle Materialien der Veranstal-
tung sind auf der Webseite (www.
euro.centre.org/detail.php?xml_id= 
914) zugänglich. 

Die Bearbeitung dieses Themas 
wird in einem internationalen Work-
shop fortgesetzt, der sich u.a. mit den 
Folgen von Armut für die gesundheit-
liche Situation von Kindern beschäf-
tigt (geplant für September 2008). 

Studie über Sozial und 
Gesundheitsdienstleistungen 
von generellem Interesse in 
der Europäischen Union 

Um die Kenntnisse der Akteure 
einerseits und der Europäischen 
Kommission andererseits zu den 
Fragen der Anwendung der Ge-

•	 Erfassung	 von	Generationenpoli-
tik bzw. entsprechender Massnah-
men ähnlicher Zielsetzung in ver-
schiedenen Ländern,

•	 Einschätzung	der	Bedeutung	und	
Entwicklung der Generationen-
politik in ausgewählten Ländern 
(auf Basis einer international ver-
gleichenden Analyse),

•	 Bestimmung	 der	 Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede zu Ansätzen 
der Generationenpolitik in der 
Schweiz.

Das Projekt läuft bis Sommer 2009. 

Erfahrungen von Kindern mit 
Armut und sozialer Aus gren
zung – Herausforderungen für 
Forschung und Politik 

Zu diesem Thema führte das Eu-
ropäische Zentrum im Juni 2007, 
 gesponsert vom internationalen For-
schungsnetzwerk Childwatch und 
dem österreichischen Bundesminis-
terium für Gesundheit, Familie und 
Jugend, einen multidisziplinären 
Workshop durch, an dem ExpertIn-
nen aus 16 Ländern, inklusive inter-
nationaler Organisationen (Council 
of Europe, OECD, UNICEF, UNI-
FEM), teilnahmen. 

Ausgehend von kindzentrierten 
Forschungen wurde den Fragen nach-

Beispiele für das Verständnis und 
die Umsetzung politischer Massnah-
men im Bereich «Generationenpoli-
tik» erfasst, gesichtet und analysiert 
werden, einerseits international ver-
gleichend und andererseits unter be-
sonderer Bezugnahme auf die Situa-
tion in der Schweiz. 

Das Projekt hat in erster Linie ex-
plorativen Charakter, wobei es zum 
einen um eine fundierte Auseinan-
dersetzung mit Definitionen und 
Konzepten von Generationenpolitik 
und zum anderen um die praktische 
Umsetzung diesbezüglicher Mass-
nahmen geht. Im Hinblick auf die 
Umsetzung von Generationenpolitik 
sind sowohl die inhaltliche Begrün-
dung als auch die Frage nach Prozes-
sen, Akteuren und Strukturen von 
Interesse (in Anlehnung an die in den 
Politikwissenschaften übliche Diffe-
renzierung zwischen «Politics», «Poli-
cy» und «Polity»). Besonderes Au-
genmerk liegt auf den Diskrepanzen 
zwischen dem öffentlichen Diskurs, 
den politischen Massnahmen und 
den Definitionen bzw. Konzepten. 

Die zentralen Zielsetzungen sind: 
•	 Reflexion	 von	 Generationenpoli-

tik in unterschiedlichen Diskursen 
(medial, wissenschaftlich, poli-
tisch) und Exploration des Begrif-
fes «Generationenpolitik»,

«Mainstreaming Ageing. K2 
Indicators to Monitor Sustainable Policies»

Herausgegeben von Bernd Marin und  Asghar Zaidi.
Aldershot (UK): Ashgate, 2007 
Buchreihe «Public Policy and Social  Welfare»
des Europäischen Zentrums, Volume 32
ISBN 978-0-7546-7361-3
864 Seiten
Euro 54.00 
Details: 
www.euro.centre.org/detail.php?xml_id=1025
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Wie kann es heute gelingen, sinnvol-
le Langzeit-Pflegemodelle zu erstel-
len? 
•	 «A	Major	Policy	Impact	of	the	Eu-

ropean Centre’s Consultancy: A 
New Long-term Care Scheme for 
Bolzano-Alto-Adige (Italy)» von 
Kai Leichsenring

Was hat sich auf dem Arbeitsmarkt 
für Menschen mit Behinderungen in 
den EU25-Ländern verändert? 
•	 «The	Labour	Market	Situation	of	

People with Disabilities in EU25» 
von Isilda Shima, Eszter Zolyomi 
und Asghar Zaidi 

Sind Eltern kompetente Hilfsleh-
rer?
•	 «Zeitnot	 oder	 Zeitwohlstand	 in	

Österreichs Familien? Einfluss fa-
milialer Faktoren auf den Schuler-
folg von Kindern» von Renate 
Kränzl-Nagl, Martina Beham

Wie sollte wirksame Sexualpädago-
gik für männliche Jugendliche ausse-
hen? 
•	 «Gesundheitsförderung und Prä-

vention im Bereich sexueller und 
reproduktiver Gesundheit: Ent-
wicklung von Strategien zur Förde-
rung der Teilnahme männlicher Ju-
gendlicher» von Gabriele Schmied 
und Christine Reidl (erschienen in 
der ersten Maihälfte 2008)
Alle bisher erschienenen Ausga-

ben finden Sie im Überblick auf 
www.euro.centre.org > Link in der 
linken Marginalspalte. 

Hier können Sie auch den monat-
lichen Newsletter des Zentrums 
abonnieren, der Sie über Projekte, 
Veranstaltungen und Publikationen 
(u.a. Policy Briefs) informiert.

Annette Hexelschneider, Dipl.-Ing., Leiterin 
der Wissens- und Informationsmanage-
ment-Abteilung des Europäischen Zent-
rums für Wohlfahrtspolitik und Sozialfor-
schung in Wien.  
E-Mail: hexelschneider@euro.centre.org 

Die Studie nahm jedoch, insbeson-
dere mit Blick auf die rechtlichen 
Aspekte, die gesamte Bandbreite 
der Sozial- und Gesundheitsdienst-
leistungen von allgemeinem Interes-
se ins Blickfeld.

Eine Veröffentlichung dieser Stu-
die ist für Mitte 2008 vorgesehen. 
Ein Link und eine Zusammenfas-
sung werden auf www.euro.centre.
org/ veröffentlicht.

Mehr Forschungsergebnisse 
aus dem Europäischen 
Zentrum Wien

Policy Briefs auf der Webseite des 
Zentrums bieten eine Synthese zwi-
schen Forschungsfragen und politi-
schen Empfehlungen aus jüngsten 
Forschungsergebnissen des Zent-
rums. Hier können Sie sich über un-
ser Themenspektrum leicht auf dem 
Laufenden halten:

Werden wir automatisch unglück-
licher oder glücklicher, wenn wir al-
tern, oder gibt es sozialökonomische 
Einflussgrössen, die uns zufriedener 
oder unzufriedener machen kön-
nen?
•	 «Happiness	Across	the	Life	Cycle:	

Exploring Age-Specific Preferen-
ces» von Orsolya Lelkes

meinschaftsregeln auf die Entwick-
lung der Sozialdienstleistungen und 
den Informationsaustausch zwischen 
Akteuren und EU-Organen zu ver-
bessern, beabsichtigt die Europäi-
sche Kommission, ein ständiges Be-
obachtungs- und Dialogverfahren 
einzuführen. Die Studie, finanziert 
von der Europäischen Kommission 
(Direktorat Beschäftigung, soziale 
Angelegenheiten und Chancen-
gleichheit), war eine unterstützende 
Massnahe für dieses Vorhaben.

Die Studie konzentrierte sich 
schwerpunktmässig auf fünf Felder 
sozialer Dienste:
•	 Langzeitpflege,	 Altenhilfe/-pflege,	

Pflege behinderter Menschen;
•	 gesellschaftliche	 (Wieder-)Ein-

gliederung (mit einem Fokus auf 
soziale Dienstleistungen für Mig-
rantinnen und Migranten);

•	 arbeitsmarktbezogene	 Dienstleis-
tungen mit einem Schwerpunkt 
auf benachteiligten Personen und 
Menschen mit Behinderung;

•	 Kinderbetreuung	(unter	besonde-
rer Berücksichtigung sozialer 
Dienste für Familien mit Kindern 
unterhalb des Kindergarten-/Vor-
schulalters einerseits und mit Kin-
dern im Grundschulalter anderer-
seits);

•	 soziale	Wohnungswirtschaft.

Wie beeinflusst Armut das Wohlbefinden von Kindern? G1

Quelle: Children Poverty Workshop am Europäischen Zentrum – Präsentation von Petra Hoelscher, 
UNICEF Regional Office for CEE/ CIS countries 
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Welches sind die wichtigsten Argu-
mente für eine Beschleunigung des 
IV-Verfahrens?
Alard du BoisReymond: In erster 
Linie streben wir damit eine verbes-
serte Eingliederung an. Wenn vom 
Beginn einer Krankheit bis zum Ent-
scheid über die berufliche Wieder-
eingliederung zwei Jahre vergehen, 
so ist das einfach viel zu lang.
Michael Schnyder: In meiner Funk-
tion als Leiter der Abteilung für be-
rufliche Eingliederung der IV-Stelle 
Bern kann ich diese Aussage nur un-
terstützen. Wir haben ein Riesenpro-
blem, wenn wir Leute wieder ein-
gliedern sollen, die anderthalb bis 
zwei Jahre aus dem Arbeitsprozess 
raus waren.
Roman Masé: Als praxiserfahrener 
Arzt kann ich das grundsätzlich un-
terschreiben. Die Angst vor einer 
Rückkehr an den Arbeitsplatz wird 

zu etwas ganz Entscheidendem. Ge-
rade bei Patienten mit psychischen 
Problemen erlebe ich immer wieder, 
wie diese Hürde in kürzester Zeit 
fast unüberwindbar werden kann. 
Alle beteiligten Stellen – vom be-
handelnden Arzt über den Arbeitge-
ber bis hin zur IV – müssen ihren 
Teil dazu beitragen, dass die Schwel-
lenangst bei den Betroffenen sinkt.
Ulrich Ackermann: Wir sehen täg-
lich, wie schwierig eine Wiederein-
gliederung bereits nach kurzer Zeit 
ist. In diesem Bereich kann man gar 
nicht gegen eine Beschleunigung des 
IV-Verfahrens sein.

Wie wichtig ist rasches Handeln 
beim Verhindern einer Ausgliede-
rung?
Michael Schnyder: Dank der Verfah-
rensbeschleunigung können wir jetzt 
gewissermassen ein zweites «Kern-
geschäft» anbieten: Das Verhindern 
der Ausgliederung. In der Hälfte al-
ler Fälle ist das Arbeitsverhältnis 
noch intakt. Und da besteht eine 
grosse Chance, die Ausgliederung zu 
verhindern. In der Vergangenheit 
sind wir oft zu spät gekommen: Das 
Arbeitsverhältnis war gekündigt, der 
Arbeitgeber war fein raus – und die 
IV hatte einen neuen Fall.
Alard du BoisReymond: Das ist ein 
ganz wesentlicher Punkt: Wir wollen 
die IV vermehrt im «präventiven» 
Bereich tätig werden lassen und da-
für sorgen, dass ein Arbeitnehmer 
gar nicht erst aus dem Erwerbsleben 
ausscheidet.
Michael Schnyder: Dazu müssen wir 
aber versuchen, mit den medizini-
schen Unterlagen stets auf dem ak-
tuellsten Stand zu sein. Nur so ist es 
möglich, mit einem gewissen Druck 
die Motivation des Betroffenen auf-
recht zu erhalten. Schliesslich wol-
len wir, dass möglichst viele Leute  
auf der Wiedereingliederungsschie-

Im Rahmen der 5. IVRevision wurde eine Beschleunigung des IVVerfah
rens festgelegt. Das neue Marschtempo ist indessen nicht unbestritten. 
Im Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) in Bern haben vier direkt 
betroffene Fachleute am runden Tisch über die Chancen und Risiken der 
Verfahrensbeschleunigung diskutiert.
Gesprächsbearbeitung: Hansheinrich Leuthold

Chancen und Risiken des beschleunigten  
IV-Verfahrens
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wenn ich solche Leute als MEDAS-
Arzt zwei, drei Jahre nach dem Aus-
scheiden aus dem Erwerbsleben 
zum ersten Mal sehe, ist es längst zu 
spät.
Michael Schnyder: Wenn der Haus-
arzt oder der behandelnde Arzt dem 
Betroffenen sagt, er sei zu 50 Pro-
zent arbeitsunfähig, dann sind diese 
50 Prozent «heilig». Ist das erst ein-
mal schriftlich festgehalten, so sind 
wir fast chancenlos. Es gibt ganz we-
nige Fälle, wo man den Betroffenen 
noch einmal motivieren kann – und 
ohne Druck geht überhaupt nichts. 
Je früher wir eine solche Zementie-
rung der Arbeitsunfähigkeit verhin-
dern können, desto besser!

Müssen die RAD noch enger mit 
den Hausärzten bzw. mit den behan-
delnden Ärzten zusammenarbeiten?
Michael Schnyder: Wir versuchen, 
die Ressourcen zu schaffen, damit 
der RAD-Arzt mit dem Hausarzt 
oder mit dem behandelnden Arzt 
von Fachmann zu Fachmann Kon-
takt aufnehmen kann. Dabei geht es 
nicht nur darum, gewisse Sachver-
halte zu verifizieren. Es ist auch ganz 
wichtig, dass wir den Hausarzt bzw. 
den behandelnden Arzt in unser 
Boot holen – sonst haben wir ein 
grosses Problem! Ich denke da ins-
besondere an die Psychiater: Da sind 
wir in der Eingliederung praktisch 
chancenlos.
Alard du BoisReymond: Als RAD- 
oder MEDAS-Arzt können Sie Ihre 
Kollegen wahrscheinlich einfacher 
ins Boot bringen als die Sachbear-
beiter bei der IV …
Roman Masé: Das ist so. Wir erleben 
tagtäglich, dass bei unseren Kollegen 
gegenüber der IV als Institution und 
gegenüber den Sachbearbeitern vie-
le Vorbehalte da sind. Wenn wir als 
RAD-Ärzte anrufen, ist der Kontakt 
in der Regel einfacher. Es gibt nur 
wenige Situationen, wo man auf 
Konfrontationskurs kommt – und 
das betrifft eigentlich immer die glei-
chen Ärzte. Mit den meisten Kolle-
gen gibt es rasch einen vernünftigen 
Dialog.

zu stark auf die Präzision gesetzt ha-
ben; Geschwindigkeit war gar kein 
Thema. Unsere Aufgabe ist es nun, 
die beiden Faktoren neu auszuba-
lancieren.
Ulrich Ackermann: Einfache Gut-
achten, die «nur» eine psychiatrische 
sowie eine rheumatologische oder 
orthopädische Beurteilung beinhal-
ten, sind in der vorgegebenen Zeit 
problemlos realisierbar. Aber wenn 
ich erst im Verlauf der Abklärungen 
merke, dass ich weitere Spezialisten 
zuziehen muss, wird es schwierig. 
Dann muss ich mich entscheiden: 
Biege ich die Abklärung zurecht und 
halte den Termin ein? Oder soll ich 
es richtig machen, Qualität liefern – 
und zusätzliche Bearbeitungszeit be-
anspruchen …
Michael Schnyder: Das begreifen wir 
durchaus. Aber wenn ein Verfahren 
zu kippen droht, dann müssen die 
medizinischen Unterlagen eben da 
sein, damit wir dem Betroffenen Pa-
roli bieten können.

Sollte man die RAD-Ärzte schon 
früher beiziehen, damit die notwen-
digen Unterlagen rechtzeitig vor-
handen sind?
Michael Schnyder: Unser Ziel ist es, 
dass die RAD-Ärzte schon beim ers-
ten Gespräch mit dem Betroffenen 
präsent sind. Aus Kapazitätsgründen 
ist das bei der IV-Stelle Bern leider 
noch nicht immer so.
Alard du BoisReymond: Ein aus-
senstehender Arzt hat doch schon 
allein durch seine Autorität einen 
enormen Einfluss auf die Akzeptanz 
eines Entscheids.
Ulrich Ackermann: Der behandeln-
de Arzt wird ja oft zum «Anwalt» 
seines Patienten, was es ihm er-
schwert, neutral zu urteilen. Und da 
ist es oft entscheidend, wenn ein 
RAD-Arzt oder ein externer Gut-
achter sagt: «Der Sachverhalt ist 
nicht ganz so, wie es der Patient 
empfindet und der betreuende Arzt 
gesehen und mitgetragen hat.» Fehlt 
diese Korrektur, so kann es beim 
Betroffenen rasch zur Bildung einer 
Invaliditätsidentität kommen. Und 

ne bleiben – und nicht auf die Ren-
tenschiene fahren.

Welchen Stellenwert hat die Ge-
schwindigkeit bei Rentenentschei-
den?
Alard du BoisReymond: Bei der 
Frage «Rente ja oder nein?» ist ra-
sches Handeln eher zweitrangig. 
Wichtig ist in diesem Bereich vor al-
lem Präzision: Schliesslich müssen 
unsere Argumente im Streitfall auch 
vor Gericht standhalten. Trotzdem 
darf man den Faktor Geschwindig-
keit nicht unterschätzen: Die versi-
cherte Person ist in einer schwieri-
gen Situation, wartet auf unseren 
Entscheid …
Ulrich Ackermann: … und wird da-
bei eventuell sogar krank.
Michael Schnyder: Genau! Ich war 
schon immer der Meinung, dass un-
ser System Invalide produziert. Nicht 
nur die IV, sondern alle Instanzen, 
die einen Fall immer weitergeben, 
anstatt schnell eine Lösung zu fin-
den.
Alard du BoisReymond: Die lange 
Zeit der Unsicherheit ist sehr schwie-
rig zu ertragen. Da haben wir gegen-
über den Versicherten Verantwor-
tung zu tragen. Gleichzeitig muss ein 
positiver Rentenentscheid aber auch 
sauber abgeklärt sein, weil uns das 
sehr viel Geld kostet.

Welche Risiken bringt die Beschleu-
nigung mit sich?
Roman Masé: Kritisch wird es, wenn 
man sich über das weitere Vorgehen 
nicht einig ist, wenn es unter den 
Medizinern «Streit» gibt. Dann kom-
men sofort neue Forderungen nach 
Qualität und nach überzeugenden 
Argumenten. Und um diese Forde-
rungen zu erfüllen, braucht man 
Zeit.
Alard du BoisReymond: Wie sagt 
doch der Angelsachse: «There’s no 
such thing as a free lunch!» Natür-
lich handeln wir uns mit der erhöh-
ten Geschwindigkeit etwas ein – 
nämlich einen Mangel an Präzision. 
Nun gilt es, eine neues Gleichgewicht 
zu finden. Ich glaube, dass wir bisher 
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Situation so verändert, dass der Be-
troffene anschliessend völlig neu be-
urteilt werden muss.

Haben Sie bereits Erfahrung mit 
dieser Art der Informationsbeschaf-
fung?
Roman Masé: Die Rückmeldungen 
sind sehr positiv: Die meisten Kolle-
gen sind glücklich, dass sie uns be-
reits fertiggestellte Berichte zusen-
den können. Und für uns sind diese 
Berichte von erheblichem Nutzen! 
Wir haben damit mindestens schon 
einmal ein Gesamtbild des Gesund-
heitszustands und wissen ungefähr, 
wo wir stehen. Wenn wir die erhalte-
nen Informationen mehr oder weni-
ger bestätigen können – sei es durch 
einen persönlichen Augenschein 
oder durch Nachfragen –, dann ist 
die Sache geritzt. Solange man sich 
unter Kollegen einig ist, braucht man 
nicht viel Dokumentation. Schwierig 
wird es erst, wenn man nicht der 
gleichen Meinung ist: Dann muss 
man anfangen, hieb- und stichfest zu 
belegen.

Auch bei den Hausarztberichten 
sind lange Wartezeiten die Regel. 
Liegt das vielleicht auch an der 
schlechten Bezahlung?
Ulrich Ackermann: Der Hausarzt-
bericht war früher sehr schlecht be-
zahlt. Für 40 Franken darf man nicht 
erwarten, dass man etwas Geschei-
tes erhält. Andererseits waren in 
manchen Fällen sogar diese 40 Fran-
ken noch zu viel Geld für das gelie-
ferte Resultat.
Michael Schnyder: Die Privatversi-
cherungen, die besser bezahlen, ha-
ben auch viel kürzere Wartezeiten.
Roman Masé: Unter einer halben 
Stunde ist ein solcher Bericht nur 
selten machbar. Üblich ist, dass man 
ein bis zwei Stunden daran arbeitet. 
Und das will man natürlich nicht für 
40 Franken machen. Aber mit dem 
TARMED haben wir heute die 
Möglichkeit, fair zu vergüten – nur 
wissen das manche Kollegen noch 
nicht. Andere hingegen reizen den 
TARMED voll aus. Und weil es für 

das schon professionell beurteilt. 
Aber in Sachen Erwerbsunfähigkeit 
bin ich eben kein Spezialist.»
Roman Masé: Es gibt auch einige 
Kollegen, die sagen: «Zum Glück 
gibt es euch – dann bin ich draus-
sen!» Man muss klar sehen, dass  eine 
solche Beurteilung für einen Arzt 
immer eine unangenehme Situation 
darstellt. Besonders dann, wenn er 
mit der Anspruchshaltung des Pati-
enten selber Mühe hat. Wenn ein 
Arzt sich weigert, die Arbeitsunfä-
higkeit zu attestieren, dann muss er 
damit rechnen, dass sein Patient sich 
für immer verabschiedet und zum 
nächsten Arzt geht – wo er das kriegt, 
was er will.

Ziel ist es, den Versicherten inner-
halb von 14 Tagen nach der Anmel-
dung zu begrüssen und erstmals zu 
beurteilen. Ist diese Zeit nicht eher 
knapp bemessen?
Roman Masé: Das wurde bei uns in-
tern schon oft diskutiert. Die Frage 
ist, ob wir gesamtheitlich betrachtet 
nicht mehr Zeit gewinnen würden, 
wenn wir in dieser ersten Phase 
noch ein, zwei Wochen dazugeben, 
um erste Informationen hereinzu-
holen. Ich mache mit den sogenann-
ten «Intakes» unter Beteiligung ei-
nes RAD-Arztes eigentlich gute 
Erfahrungen. Aber wenn man ohne 
jegliche medizinische Informatio-
nen dasitzt, dann ist es schwierig, 
sich ein vernünftiges Bild zu ma-
chen. Und das ist problematisch, 
weil in dieser Stunde wichtige Wei-
chen gestellt werden …
Alard du BoisReymond: Ein, zwei 
Wochen sind nicht sehr lange. Wel-
che zusätzlichen Informationen 
könnten Sie in dieser Zeit denn be-
schaffen?
Roman Masé: Alle Berichte, die der 
behandelnde Kollege bereits zur 
Verfügung hat. Damit kann man die 
Diagnose in den meisten Fällen gut 
abschätzen. Man sieht, wie die Be-
handlung läuft, was bereits abgeklärt 
worden ist und was noch bevorsteht. 
Das kann ja unter Umständen ein 
grösserer Eingriff sein, der die ganze 

Wie verhalten sich Hausärzte bzw. 
behandelnde Ärzte, wenn ihre Beur-
teilung durch die RAD- oder ME-
DAS-Ärzte hinterfragt wird?
Roman Masé: Der Hausarzt bzw. der 
behandelnde Arzt argumentiert im 
ersten Moment oft ähnlich: «Die 
können ja gar nicht wissen, wie die 
Situation wirklich ist. Die sehen den 
Patienten während einer Stunde 
oder 90 Minuten – was wollen die in 
dieser kurzen Zeit schon herausfin-
den? Ich habe seit zehn Jahren mit 
diesem Patienten zu tun. Ich weiss, 
was los ist, welche Ressourcen er hat 
und wo sein Problem ist …» Solche 
Rechtfertigungsversuche hören wir 
immer wieder – auch in den Ausei-
nandersetzungen um MEDAS-Gut-
achten.
Ulrich Ackermann: Ich habe zwei 
Echos von den Hausärzten und von 
den behandelnden Ärzten: Zum ei-
nen passiert es, dass mein Gutachten 
– das etwas anderes aussagt – Anlass 
gibt für eine Neubeurteilung. Der 
Arzt sagt seinem Patienten: «Jetzt 
versuchen wir es noch einmal!». 
Mein Gutachten ist also gewisser-
massen das Pfand in der Hand des 
Kollegen. Er kann gegenüber dem 
Patienten mit einer zweiten Meinung 
besser argumentieren und fordern, 
dass das Problem noch einmal auf-
gerollt wird. Und zum anderen gibt 
es natürlich auch negative Reaktio-
nen auf meine Gutachten – meist 
dort, wo die sozialen Umstände der 
Umsetzung der rein medizinischen 
Beurteilung im Weg stehen.

Ist Kritik am Urteil eines Kollegen 
unter Medizinern nicht tabu?
Roman Masé: Man kritisiert ja nicht 
nur, sondern baut den Kollegen auch 
eine Brücke. Hausärzte bzw. behan-
delnde Ärzte stellen nur fest, dass 
der Betroffene im bisherigen Beruf 
nicht mehr oder nur noch reduziert 
arbeiten kann. Und wir reden über 
etwas anderes – über die generelle 
Erwerbs(un)fähigkeit.
Alard du BoisReymond: So kann 
der Hausarzt oder der behandelnde 
Arzt sagen. «Medizinisch habe ich 
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festhält, wann wie viel hereinkommt 
und wann was geliefert wird.

Wie beurteilen Sie die Situation 
heute? Und wie soll es weiterge-
hen?
Alard du BoisReymond: Ich glaube, 
im Moment sind wir alle zusammen 
am Experimentieren. Gewisse Din-
ge sind aufgegleist. Nun müssen wir 
herausfinden, was klappt und was 
nicht. Wir sollten bereit sein, kritisch 
zu hinterfragen und – falls notwen-
dig – rasch zu korrigieren. Unser Sys-
tem ist nicht in Stein gemeisselt, son-
dern lässt Raum für Anpassungen.
Ulrich Ackermann: Ein grosser Teil 
der Ärzteschaft hat im Vorfeld der 
Abstimmung zur 5. IV-Revision ak-
tiv mitgearbeitet oder mitpolitisiert 
– für oder gegen die Vorlage. Jetzt 
muss das System – sprich: die IV – 
auch jene Ärzte, die gegen die Vorla-
ge waren, zu Partnern machen. Ich 
glaube, hier braucht es noch einiges 
an Informations- und Formationsar-
beit. Wie die Ärzte aktiv mithelfen 
können, zeigt die Ärztegesellschaft 
St.Gallen/Appenzell: Sie empfiehlt 
ihren Mitgliedern, die Arztzeugnisse 
mit einem Fähigkeitsprofil zu ergän-
zen, anstatt nur eine Arbeitsunfähig-
keit zu attestieren. Dies erlaubt dem 
Arbeitgeber bzw. einem Casemana-
ger, Massnahmen für eine rasche Re-
integration unter Verwertung der 
intakten (Rest-)Fähigkeiten zu tref-
fen und so der Gefahr einer rasch 
drohenden Ausgrenzung aus dem 
Arbeitsmarkt zuvorzukommen.
Roman Masé: Die Zusammenarbeit 
mit den Ärzten ist ein ganz entschei-
dender Punkt! Wenn wir von den 
Hausärzten und den behandelnden 
Ärzten alle Informationen erhalten, 
die wir für eine Beurteilung brau-
chen, dann können wir viel Zeit und 
Ressourcen sparen. Bei sauber auf-
gearbeiteten Dossiers würden wir im 
Extremfall überflüssig. So weit wol-
len wir natürlich nicht gehen! Aber 
bei einer noch besseren Zusammen-
arbeit mit den Ärzten könnten die 
RAD-Kapazitäten vielleicht wieder 
einmal verringert werden.

rung dürfen wir durchaus «quick and 
dirty» sein.

Von den MEDAS wird eine Verkür-
zung der Bearbeitungszeit von bis-
her durchschnittlich 18 auf 3 Monate 
gefordert. Ist das überhaupt reali-
sierbar?
Ulrich Ackermann: An der langen 
Bearbeitungsdauer sind nicht allein 
die MEDAS schuld. Das Problem 
war in der Vergangenheit, dass viel 
zu viele Aufträge hereinkamen, die 
man erst einmal im Aktenschrank 
verstaut hat. Bearbeitet wurden die-
se Dossiers dann vielleicht nach an-
derthalb Jahren. Wie bereits erwähnt, 
sind die geforderten drei Monate bei 
«normalen» Gutachten kein Prob-
lem. Bei komplexen Dossiers sehe 
ich diese Frist als Zielvorgabe. Unser 
Vorschlag ist, dass man innerhalb 
von drei Monaten vielleicht drei 
Viertel der Gutachten realisieren 
kann. Das restliche Viertel umfasst 
jene «Ausreisser», für die man mehr 
Zeit braucht. Das Ganze ist auch ei-
ne Frage der Organisation: Wenn ich 
stets mit einem gewissen Kontingent 
an Gutachten rechnen kann, so las-
sen sich die benötigten Ressourcen 
rechtzeitig bereitstellen.
Alard du BoisReymond: Aus unse-
rer Sicht hat sich die Situation we-
sentlich verbessert. Die Wartezeit ist 
deutlich kürzer geworden.
Roman Masé: Eine Kontingentie-
rung ist für beide Seiten eine gute 
Sache. Wir haben mit einzelnen ME-
DAS abgemacht, sogenannte Wo-
chenpakete zu schnüren. Wir wissen 
genau, wie viele Dossiers wir jede 
Woche schicken dürfen. Und wir ha-
ben die Garantie, dass diese dann 
auch schnell bearbeitet werden. In-
nerhalb der IV-Stellen haben wir 
heute einen Rückstau von vielleicht 
zwei, drei Monaten.
Ulrich Ackermann: Das scheint mir 
eine ideale Lösung. Als Institution 
haben wir eine gewisse Infrastruk-
tur, die wir aufrechterhalten und be-
zahlen müssen. Wir müssen uns also 
auch entsprechend absichern – bei-
spielsweise mit einem Vertrag, der 

die Vergütung von Hausarztberich-
ten leider keine definierte obere 
 Limite gibt, müssen wir manchmal 
einen Riegel schieben.

Die 5. IV-Revision verlangt nach 
 einer Verfahrensbeschleunigung. 
Gleich zeitig ist – insbesondere bei 
Rentenentscheiden – Präzision ge-
fordert. Wie lässt sich beides unter 
einen Hut bringen?
Alard du BoisReymond: Die Diffe-
renzierung zwischen Eingliederung 
und Rentenentscheid ist ganz wich-
tig. Nach unserer Vorstellung darf 
man im Bereich Eingliederung mit 
der medizinischen Beurteilung 
durchaus etwas «ungenau» sein. Wir 
können es uns erlauben, auch nur zu 
80 Prozent richtig zu liegen. Mit den 
ersten ärztlichen Unterlagen und 
nach dem ersten Gespräch können 
wir eine Beurteilung wagen – selbst 
wenn wir uns nicht ganz sicher sind. 
Absolute Präzision ist eigentlich nur 
für die «Streitschiene» notwendig, 
wenn der Kampf um eine Rente los-
geht.
Roman Masé: Grosso modo würde 
ich dem zustimmen. Wenn wir wis-
sen, dass unser Auftraggeber bereit 
ist, als Versicherer ein Risiko zu 
übernehmen, dann können wir zu 
dieser Lösung Hand bieten. In sol-
chen Fällen kann eine Beurteilung 
ziemlich schnell gehen: Mit gewissen 
Grundinformationen, einem ersten 
Eindruck und allenfalls einer kurzen 
Untersuchung, die sich auf das 
Hauptproblem konzentriert, kommt 
man schon recht weit.
Alard du BoisReymond: Und wir 
sagen ganz klar: Dieses Risiko wol-
len wir eingehen! Die Kosten für 
 jene 20 Prozent, bei denen wir mit 
beruflichen Massnahmen daneben-
liegen, können wir uns leisten. Für 
eine Versicherung rechnet sich das 
immer – und dem Versicherten scha-
det es ja nicht. Noch einmal: Wenn 
um eine Rente gestritten wird, dann 
müssen wir uns sauber dokumentie-
ren. Wir müssen ein präzises Dossier 
erarbeiten, das auch vor Gericht Be-
stand hat. Aber bei der Eingliede-



152 Soziale Sicherheit CHSS 3/2008

 Invalidenversicherung Beschleunigtes IV-Verfahren

ter einsetzen – etwa beim «Intake» 
und bei Abklärungen vor Ort.
 

Hansheinrich Leuthold, Freier Journalist, 
Texter und Konzepter, Zürich. 
E-Mail: hhl@hhl.ch

den können. Wir versuchen, den al-
ten Weg zu verlassen und die Ärzte 
nicht länger zum Erarbeiten über-
flüssiger Dossiers zu missbrauchen 
oder sie mit Fragen zu überhäufen, 
die sie letztlich gar nicht beantwor-
ten können. Dafür wollen wir die 
Ärzte noch früher und noch geziel-

Michael Schnyder: Bis es die RAD 
nicht mehr braucht, sind wir wohl al-
le alt und grau. Deshalb müssen wir 
bei den IV-Stellen parallel dazu ak-
tiv werden. Unser Ziel ist es, die Ab-
hängigkeit von Informationen Drit-
ter zu reduzieren, damit wir schnel-
ler zur Sache kommen und entschei-

Die Zeitschriften-Sammelbox für die CHSS

#

Immer für 2 Jahrgänge der «Sozialen Sicherheit» (CHSS) bieten wir Ihnen eine ideale Sammelbox.

Preis Fr. 26.–/Stück, inkl. 7,6% MWST, exkl. Verpackung und Porto

Bestellen bei: Cavelti AG, Druck und Media, Wilerstrasse 73, 9201 Gossau 
Telefon 071 388 81 81, Telefax 071 388 81 82

Bestelltalon

Wir bestellen          Stück Sammelbox zum Preis von Fr. 26.–/Stück

Name

Adresse

Datum/Unterschrift
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Céline Champion
Bundesamt für Sozialversicherungen

Das Ende 2005 lancierte nationale 
Projekt IIZ-MAMAC (kurz MA-
MAC) ist die jüngste Errungenschaft 
der Bewegung zur Förderung der In-
terinstitutionellen Zusammenarbeit 
(IIZ), die bereits Ende der 1990er 
Jahre initiiert wurde. Zwei Phäno-
mene lösten diese Bewegung aus: 
einerseits die Zersplitterung der so-
zialen Sicherheit in der Schweiz (mit 
zehn Sozialversicherungs- und So-
zialhilfezweigen gleicht das Schwei-
zer System einem Mosaik) und an-
dererseits das Auftreten von immer 
komplexeren Fällen (berufliche Pro-
bleme, z.B. Arbeitslosigkeit, soziale 

Schwierigkeiten und/oder gesund-
heitliche Probleme treten häufig 
kombiniert auf).

IIZ ist eine gemeinsame Strategie 
zur verbesserten, zielgerichteten Zu-
sammenarbeit verschiedener Part-
nerorganisationen aus den Berei-
chen Arbeitslosenversicherung, In-
validenversicherung und Sozialhilfe. 
IIZ strebt die Koordination, Verein-
fachung und Verkürzung der ent-
sprechenden institutionellen Ab-
läufe an. Ein koordiniertes Vorgehen 
soll den verschiedenen Partnerorga-
nisationen insbesondere ermögli-
chen, Doppelspurigkeiten zu ver-

meiden und zu verhindern, dass 
komplexe Fälle zwischen den einzel-
nen Stellen hin- und hergeschoben 
werden – ein Phänomen, das allge-
mein als «Drehtüreffekt» bezeichnet 
wird. Das Ziel des nationalen Pro-
jekts MAMAC besteht darin, betrof-
fene Personen koordiniert über die 
verschiedenen Institutionen in den 
ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Im Gegensatz zur IIZ, die für die 
Partnerorganisationen nicht ver-
bindlich ist, beinhaltet MAMAC die 
bisher fehlenden verbindlichen Ver-
pflichtungen für die verschiedenen 
an der Zusammenarbeit beteiligten 
Partner.

Von der Systemlogik…

Bei Personen mit komplexer 
Mehrfachproblematik ist es oft 
schwierig abzuschätzen, ob konkret 

Eine rasche Wiedereingliederung von Personen mit komplexer Mehr
fachproblematik in den Arbeitsmarkt ist das Ziel des nationalen Pro
jekts IIZMAMAC. Das vor gut zwei Jahren lancierte Projekt strebt eine 
verbindliche Zusammenarbeit zwischen der Arbeitslosenversicherung, 
der Invalidenversicherung und der Sozialhilfe an. Das Kernelement  
des MAMACProzesses, das Assessment, besteht aus einer Gesamtbeur
teilung der medizinischen, sozialen und beruflichen Situation. Im 
Anschluss daran wird ein Integrationsplan erstellt, der für alle betroffe
nen Personen und Institutionen verbindlich ist. Fünfzehn Kantone 
setzen das MAMACProjekt um. Nach einer relativ langen Anlaufphase 
zeigen die ersten Erfahrungen der beteiligten Kantone, dass mit dem 
MAMACIntegrationsprozess gute Ergebnisse erzielt werden.

invalidenversicherung
 Invalidenversicherung IIZ-MAMAC

Gemeinsam gegen den Drehtüreffekt: Erste 
Erfahrungen mit MAMAC sind vielversprechend

Trägerschaften: MAMAC ge-
niesst breite Unterstützung

Getragen wird das MAMAC-Projekt vom 
Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV), 
dem Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), 
der Konferenz der kantonalen Sozialdirekto-
rinnen und Sozialdirektoren, der Konferenz 
der kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren, 
dem Verband schweizerischer Arbeitsämter, 
der IV-Stellen Konferenz und der Schweize-
rischen Konferenz für Sozialhilfe. Die Ar-
beitslosen- und die Invalidenversicherung 
werden von den Kantonen durchgeführt. 
Diese sind auch für die Sozialhilfe verant-
wortlich. Deshalb wird das MAMAC-Projekt 
in den Kantonen umgesetzt.
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Eine Problematik gilt als komplex, 
wenn mehrere Schwierigkeiten 
gleichzeitig auftreten, zum Beispiel 
Arbeitslosigkeit, schlechtes Profil für 
den Arbeitsmarkt (fehlende Aus-
bildung oder Sprachprobleme), Ein-
schränkungen infolge eines Gesund-
heitsschadens, psychosoziale oder 
familiäre Probleme, Integrations-
probleme oder finanzielle Schwierig-
keiten. In derart komplexen Fällen 
müssen die Betroffenen fortan bei 
der kantonalen MAMAC-Geschäfts-
stelle gemeldet werden.

Die nationale MAMAC-Projekt-
gruppe geht davon aus, dass über 
95 % der bei den Institutionen ange-
meldeten Fälle von der ersten An-
laufstelle zu behandeln sind. Nur die 
Fälle mit komplexer Mehrfachprob-
lematik – also ein kleiner Teil – sind 
durch MAMAC zu betreuen.

Nach einer Voruntersuchung or-
ganisiert die MAMAC-Geschäfts-
stelle ein gemeinsames Assessment 
mit den drei Institutionen und der 
betroffenen Person, um möglichst 
schnell eine genaue Beurteilung der 
medizinischen, sozialen und beruf-
lichen Situation vornehmen zu kön-
nen. Auf dieser Grundlage legen 
VertreterInnen der drei Institutio-
nen die aussichtsreichsten Massnah-
men für eine rasche Wiedereinglie-
derung in den ersten Arbeitsmarkt 
fest. Die Ausführung des Integrati-
onsplans erfolgt dann unter der Lei-
tung der fallführenden Person, die 
dafür zu sorgen hat, dass die Mass-
nahmen wie geplant umgesetzt wer-
den können. Sie legt auch die einzel-
nen Schritte mit der betroffenen 
Person fest und überprüft die Errei-
chung der Zielsetzungen.

Der MAMAC-Prozess (G2) be-
ruht auf dem Case Managment. Das 
bedeutet im Rahmen der interinsti-
tutionellen Zusammenarbeit, dass 
eine einzige Ansprechperson alle zu 
erledigenden Aufgaben im Beisein 
der betroffenen Person prüft. Die 
Fallführung ist also Sache des ver-
antwortlichen Case Managers und 
wird somit nicht mehr der Zufällig-
keit der drei Systeme überlassen.

gene Gesundheitszustand der Betrof-
fenen. Hinzu kommt, dass ein langes 
Fernbleiben vom Arbeitsmarkt die 
Chancen auf eine berufliche Wieder-
eingliederung enorm verringert. 

… zur Einzelperson

Das nationale Projekt MAMAC 
entspringt dem allgemeinen, durch 
die Initiative IIZ geförderten Willen, 
die Grenzen innerhalb der sozialen 
Sicherheit zu überdenken.

Es scheint sinnvoller zu sein, die 
Bedürfnisse der betroffenen Perso-
nen zu analysieren, statt die Proble-
me zu schubladisieren (Behinderung, 
Arbeits losigkeit, «Sozialfall» usw.).

Das Akronym MAMAC bedeutet 
«Medizinisch-Arbeitsmarktliche As-
sessments mit Case Management». 
MAMAC gewährleistet, dass zuerst 
die Problematik im Rahmen eines 
gemeinsamen Assessments analy-
siert wird. Auf der Grundlage die-
ser Analyse wird dann eine In-
tegrationsstrategie erarbeitet, und 
erst am Schluss wird festgelegt, wel-
che Institution mit der Fallführung 
betraut wird. Heute geht man noch 
zu oft umgekehrt vor: Man versucht 
zuerst aus der Systemlogik heraus 
die Zuständigkeiten für Personen 
mit unklarer Problematik abzuklä-
ren. Der MAMAC-Prozess beinhal-
tet hier einen echten Perspektiven-
wechsel (G1). Dabei ist festzuhalten, 
dass das Projekt zwar als einheit-
liche Anlaufstelle auftritt, aber nicht 
über einheitliche Mittel verfügt: Die 
föderalistische Struktur der Finan-
zierungsmittel verhindert dies. 

Neuer Prozess

Dieser Perspektivenwechsel führt 
zu neuen Prozessen, bei denen die 
ersten Anlaufstellen bzw. die Mitar-
beitenden der regionalen Arbeits-
vermittlungszentren, der IV-Stelle 
oder des sozialen Dienstes sich be-
mühen, Personen mit komplexer 
Mehrfachproblematik zu erkennen. 

die Arbeitslosenversicherung, die 
Invalidenversicherung oder die Sozi-
alhilfe den Fall übernehmen soll. 
Dies umso mehr, als meistens unklar 
ist, welche der drei Einrichtungen 
wirklich zuständig ist, trotzdem aber 
alle von dem Fall betroffen sind.

In einer solchen Situation wenden 
sich die Betroffenen je nach über-
wiegendem Problem (Gesundheit, 
Arbeit, finanzieller Aspekt) an eine 
Stelle, welche die Anmeldung prüft 
und den Fall annimmt oder ablehnt. 
Im Falle einer Ablehnung wendet 
sich die betroffene Person an eine 
andere Stelle, die ihrerseits die An-
meldung prüft und allenfalls ablehnt. 
So besteht die Gefahr, dass die Per-
son in einen Teufelskreis gerät. Die 
Zeit vergeht, die finanziellen Mittel 
sind irgendwann erschöpft, und die 
Betroffenen haben schliesslich keine 
andere Wahl mehr, als sich an die So-
zialhilfe zu wenden, nachdem sie ar-
beitslos geworden sind. Manchmal 
landen sie zum zweiten Mal bei der 
IV, nachdem man ihnen beim ersten 
Mal einen ablehnenden Bescheid ge-
geben hat. In der Zwischenzeit ver-
schlechtert sich der bereits angeschla-

Von der Systemlogik zum Menschen  G1

Quelle: Projekt IIZ-MAMAC

RAV SHIV

Assessment

RAV SHIVRAV SHIV

?
Massnahmen

Fallführung/Finanzierung

Fallführung/FinanzierungAnalyse/Massnahmen
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Strick ziehen und dasselbe Ziel ver-
folgen.

Um den verbindlichen Charakter 
der im Rahmen des MAMAC-Pro-
zesses gefällten Entscheide zu ver-
ankern, unterzeichnen die verschie-
denen Vollzugsstellen der Arbeitslo-
senversicherung, der Invalidenversi-
cherung und der Sozialhilfe in den 
verschiedenen betroffenen Kanto-
nen eine Rahmenvereinbarung. Die-
se Vereinbarung regelt im Übrigen 
auch die Projektfinanzierung zwi-
schen den verschiedenen beteiligten 
Partnern. Ausserdem wurde im April 
2008 eine gemeinsame Richtlinie 
des SECO (Weisung 2008/01) und 
des BSV (Rundschreiben Nr. 259) 
herausgegeben, welche die Kernele-
mente des nationalen MAMAC-
Projekts zusammenfasst. Derselbe 
Text wurde in Form einer Empfeh-
lung von der Konferenz der kanto-
nalen Sozialdirektorinnen und Sozi-
aldirektoren (SODK) veröffentlicht. 
Diese wortgleichen Texte werden 
auch von der Konferenz kantonaler 
Volkswirtschaftsdirektoren (VDK) 
und der Schweizerischen Konferenz 
für Sozialhilfe (SKOS) mitgetragen.

 Der verbindliche Charakter ist 
nicht nur für die beteiligten Behör-
den wichtig, sondern auch für die 
Beziehungen zu den betroffenen 
Personen. Das Instrument der Ziel-
vereinbarung, das bereits in vielen 
Institutionen bekannt ist, muss kon-
sequent eingesetzt werden.

Erste Erfahrungen

Die ersten Erfahrungen zeigen, 
dass das MAMAC-Projekt sehr gut 
ankommt. Nicht weniger als 15 Kan-
tone (Aargau, Bern, Basel-Land, 
Basel-Stadt, Freiburg, Genf, Grau-
bünden, Jura, Luzern, Neuenburg, 
St.Gallen, Waadt, Wallis, Zug, Zü-
rich) beteiligen sich am Projekt. Das 
zeugt von einem echten Willen, in-
novative Lösungen für Personen mit 
komplexer Mehrfachproblematik zu 
finden. Die Umsetzung lief jedoch 
langsamer an, als von der nationalen 

dann die Arbeits- (und/oder Ver-
dienst-) sowie die Integrationsfähig-
keit auf dem ersten Arbeitsmarkt 
bestimmen zu können. Aufgrund des 
Ergebnisses des Assessments erar-
beiten die drei Institutionen gemein-
sam einen Integra tionsplan, der 
Zielsetzungen und Wege zur Errei-
chung derselben beinhaltet.

Verbindlichkeiten 

Es ist wesentlich, dass die Kern-
elemente des Integrationsplans für 
alle an der Zusammenarbeit betei-
ligten Partner verbindlich sind. So 
können die Partner am selben 

Assessment und 
Integrationsplan

Die Kernelemente des MAMAC-
Prozesses sind das Assessment und 
der Integrationsplan, der vom As-
sessment-Team erarbeitet wird. Die-
ses Team besteht aus je einem Ver-
treter/einer Vertreterin der Arbeits-
losenversicherung, der Invalidenver-
sicherung und der Sozialhilfe. Im 
Bedarfsfall werden zusätzliche Fach-
leute (zum Beispiel Arzt) hinzugezo-
gen. Das Assessment-Team über-
nimmt konkret die Beurteilung der 
allgemeinen Situa tion des Kunden 
oder der Kundin aus medizinischer, 
sozialer und beruflicher Sicht, um 

Prozess  G2

Integrationsplan
(behördenverbindlich)

Fallführung – mit 
Zielvereinbarung

(durch eine Institution für alle)

Integration in den
Arbeitsmarkt Ziele nicht erreicht

Integration
(zurzeit) nicht möglich

Anmeldung bei der
Geschäftsstelle MAMAC

Vorgespräch

RAVIV-Stelle Sozialdienst

gemeinsames Assessment
(behördenverbindlich)

Quelle: Projekt IIZ-MAMAC



156 Soziale Sicherheit CHSS 3/2008

 Invalidenversicherung IIZ-MAMAC

veranstaltungen, die alle drei Institu-
tionen einbeziehen, projektfördernd 
zu wirken.

Ausbildung

Die neuen Aufgaben, die durch 
den MAMAC-Prozess entstanden 
sind, werden von den Mitgliedern 
der Assessment-Teams, den Leite-
rinnen und Leitern der MAMAC-
Geschäftsstellen sowie den Dossier-
verantwortlichen übernommen. Die 
Identifizierung der MAMAC-Fälle 
ist ebenfalls eine neue Herausforde-
rung für die Vollzugsstellen. Diese 
neuen Aufgaben erfordern eine spe-
zifische Ausbildung für die Mitarbei-
tenden. Deshalb erarbeitete das na-
tionale Projekt folgende Ausbil-
dungsgrundlagen:
•	 Ein	 Einführungsmodul,	 mit	 dem	

die Mitarbeitenden der Vollzugs-
stellen über den Gesamtprozess 
orientiert und gründlich in die 
Kriterien eingeführt werden, nach 
welchen bestimmt wird, wer der 
MAMAC-Geschäftsstelle zuge-
wiesen werden soll oder kann. Bei 
dieser Ausbildung, die von den 
Kantonen zu organisieren ist, geht 
es auch um eine Einführung in die 
kantonalen MAMAC-Strukturen, 
damit die Mitarbeitenden der ver-
schiedenen Institutionen die Part-
nereinrichtungen und deren Voll-
zugsstrukturen kennen. 

•	 Verschiedene	 funktionsbezogene	
Module für Fachleute, d.h. Mit-
glieder des Assessment-Teams, 
Leiterinnen und Leiter der kanto-
nalen MAMAC-Geschäftsstellen 
sowie fallführende Personen. Die-
se auf nationaler Ebene organi-
sierten Module dienen dazu, die 
Mitarbeitenden in ihre neuen Auf-
gaben einzuführen und dafür zu 
sorgen, dass diese ihre Funktion 
richtig erfüllen können. Seit Juni 

Schliesslich zeigen erfolgreiche 
Wiedereingliederungen von Betrof-
fenen in den ersten Arbeitsmarkt, 
dass sich diese Form der verbind-
lichen Zusammenarbeit für alle Ak-
teure positiv auswirkt.

Erfolgsfaktoren

Aufgrund der ersten auf diesem 
Gebiet gesammelten Erfahrungen 
kann man verschiedene Faktoren 
anführen, welche die Umsetzung der 
kantonalen MAMAC-Projekte för-
dern1. Die institutionelle Veranke-
rung (alle Institutionen unterstützen 
das kantonale MAMAC-Projekt 
und engagieren sich gemeinsam) ist 
wohl der wichtigste Faktor für die 
erfolgreiche Umsetzung. Eine be-
deutende Rolle spielt auch die Koor-
dination zwischen dem nationalen 
Projekt und den kantonalen Projek-
ten in Verbindung mit ausreichender 
und angemessener Information. In 
geringerem Mass scheinen auch kan-
tonale Informations- und Bildungs-

Projektgruppe geplant. Das ist ver-
mutlich darauf zurückzuführen, dass 
es nicht ganz einfach ist, in einem 
Kanton interinstitutionelle Prozesse 
in Gang zu setzen.

Der neue MAMAC-Prozess wird 
in allen Kantonen ähnlich umgesetzt. 
Das regionale Arbeitsvermittlungs-
zentrum, die IV-Stelle und der so-
ziale Dienst sind überall die ersten 
Anlaufstellen, die erkennen müssen, 
wenn eine Person unter einer kom-
plexen Mehrfachproblematik leidet. 
In allen Kantonen werden die be-
troffenen Personen an eine Ge-
schäftsstelle verwiesen, die den Auf-
trag hat, nach einer Voruntersuchung 
das Assessment zu organisieren. Es 
ist Sache der Kantone, gemäss ihren 
organisatorischen Eigenheiten den 
Ablauf der Assessments, die Zusam-
mensetzung der Teams und den Auf-
bau der Fallführung festzulegen. Die 
nationale Projektgruppe nimmt die 
Erfahrungen mit diesen unterschied-
lichen Organisationsansätzen auf, 
um daraus Lehren ziehen zu kön-
nen.

Kernelemente von MAMAC

Die wesentlichen und nötigen Elemente, ohne die man nicht von MAMAC im eigentlichen 
Sinne sprechen könnte, sind: 
1. gemeinsamer Prozess der Arbeitslosenversicherung, der Invalidenversicherung und der 

Sozialhilfe mit dem Ziel der beruflichen Integration in den ersten Arbeitsmarkt,
2. Rahmenvereinbarung, welche die Zusammenarbeit im Kanton regelt und Rechtsver-

bindlichkeit schafft, 
3. einheitliche Triagekriterien zur Ermittlung von Personen mit komplexer Mehrfachproble-

matik,
4. gemeinsames Assessment medizinischer, beruflicher und sozialer Aspekte mit Teilnahme 

der betroffenen Person,
5. verbindlicher Integrationsplan mit:
 a) Festlegung der Massnahmen und deren Finanzierung,
 b)  Festlegung der Zuständigkeit für die Existenzsicherung während der Umsetzung der 

Massnahmen und
 c)  Festlegung der für die Fallführung zuständigen Person oder Institution,
6. gemeinsame Fallführung durch eine der drei Institutionen (Umsetzung des Integrations-

plans, Überwachung und systematische Fallevaluation).
1 Champion C., 2008, Bilan intermédiaire de la 

mise en œuvre de CII-MAMAC, Masterarbeit 
in Public Administration (MPA), IDHEAP, Cha-
vannnes-près-Renens
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auch die erforderliche politische und 
institutionelle Unterstützung erhält, 
ist es sehr wahrscheinlich, dass die 
externe Evaluation, die bis zum auf 
2010 angesetzten Projektende ge-
plant ist, aufzeigen wird, dass die 
verfolgten Ziele tatsächlich erreicht 
wurden.

Céline Champion, lic. phil. I, MPA, stellv. 
Leiterin des Bereichs Entwicklung, Ge-
schäftsfeld IV, BSV, Leiterin des nationalen 
Projekts «Grundlagen und Koordination» 
MAMAC.  
E-Mail: celine.champion@bsv.admin.ch

•	 Schnelles	 und	 koordiniertes	 Han-
deln soll verhindern, dass die beste-
henden Probleme sich verschlim-
mern oder chronisch werden.

•	 Durch	eine	klare	Bestimmung	der	
Ansprechpartner soll man sich ge-
zielter um die betroffenen Perso-
nen kümmern können.

•	 Der	 verbindliche	 Charakter	 der	
von den drei Partnern beschlosse-
nen Massnahmen soll die Dauer 
der Leistungserbringung reduzie-
ren und schliesslich die Kosten der 
sozialen Sicherheit senken.

Das Projekt lief unter guten Vorzei-
chen an, und die beteiligten kanto-
nalen Teams sind sehr motiviert. 
Wenn die Arbeit in den Kantonen 

2007 absolvierten 300 Personen 
diese Module.

Die nächsten Schritte

Das neue Verfahren wurde von 
Bund und Kantonen gemeinsam 
ausgearbeitet. Dieser Lernprozess 
sollte es ermöglichen, die für alle 
Kantone verbindlichen Elemente 
aufgrund der in den verschiedenen 
beteiligten Kantonen gesammelten 
Erfahrungen weiterzuentwickeln. 

Ein effizientes Verfahren ist im 
Übrigen eine unerlässliche Voraus-
setzung, wenn man die ehrgeizigen, 
aber durchaus machbaren Ziele von 
MAMAC erreichen will:
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Der Evaluationsauftrag umfasste die 
Analyse des Vollzugs und der Wir-
kungen der beruflichen Massnah-
men auf die Adressaten und Endbe-
günstigten unter den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen der 4. IV-Re-
vision. Gegenstand der Evaluation 
waren demnach nicht die mit der  
5. IV-Revision eingeführten neuen 
Eingliederungsinstrumente und die 
Ausweitung des Anspruchs auf Ein-
gliederungsmassnahmen. Die Evalu-

ation erfolgte in vier Schritten. Zu-
erst wurde ein Wirkungsmodell ent-
wickelt, mit dem der Eingliederungs-
erfolg der IV-Stellen mit Hilfe von 
statistischen Methoden erklärt wer-
den kann. Anschliessend haben wir 
in fünf IV-Stellen Gespräche mit der 
IV-Stellenleitung und der Bereichs-
leitung der beruflichen Eingliede-
rung einerseits und mit Eingliede-
rungsfachleuten im Bereich Arbeits-
vermittlung andererseits geführt. 

Die Befragung von Unternehmen, 
die mit der IV-Arbeitsvermittlung 
ihres Kantons in Kontakt standen, 
gab drittens Auskunft über die Qua-
lität der Leistungen der Invaliden-
versicherung aus der Sicht der Un-
ternehmenden. Zum Schluss wurden 
die wichtigsten Ergebnisse der durch-
geführten Evaluation aufgegriffen 
und die entsprechenden Schlussfol-
gerungen daraus gezogen.

Der Eingliederungserfolg  
kann durch die IVStellen 
positiv beeinflusst werden

Bevor wir die Resultate der Mo-
dellrechnungen vorstellen, soll zu-
erst geklärt werden, wie der Ein-
gliederungserfolg definiert und ge-
messen wurde. Wir haben uns nach 
einer intensiven Auseinandersetzung 
mit dieser Frage dafür entschieden, 
den vom BSV im Rahmen der Ein-
führung einer wirkungsorientierten 
Steuerung entwickelten Indikator zur 
Messung des beruflichen Eingliede-
rungserfolgs zu benutzen. Er wurde 
wie folgt definiert: Der Erfolg der 
beruflichen Eingliederung wird da-
ran gemessen, ob bei Personen, wel-
che berufliche Massnahmen abge-
schlossen haben, zu einem späteren 
Zeitpunkt eine IV-Rente vermieden 
oder der IV-Grad reduziert werden 
kann. Als Basisjahr für unsere Analy-
sen verwendeten wir das Jahr 2006. 
Der Eingliederungserfolg wurde für 
zwei Zeitabstände berechnet. Der 
erste Indikator gibt Auskunft über 
den Eingliederungserfolg nach einem 
Jahr (t=1 Jahr) und der zweite nach 
zwei Jahren (t=2 Jahre). Konkret be-
deutet dies, dass wir die Rentensitua-
tion im Jahr 2006 derjenigen Perso-
nen betrachteten, welche (1) im Jahr 
2005 bzw. (2) im Jahr 2004 berufliche 
Massnahmen abgeschlossen haben. 

Die IVStellen sind in der Lage, die Wirksamkeit der beruflichen Mass
nahmen zu steigern. Dies zeigt die vom BSV beim Büro für arbeits und 
sozialpolitische Studien (Büro BASS) in Auftrag gegebene Evaluation 
der Arbeitsvermittlung in der Invalidenversicherung. Dafür müssen die 
Strukturen und Prozesse innerhalb der IVStellen neu gestaltet und 
angepasst werden. Eine grosszügige Ausgestaltung der Einleitungs
praxis von beruflichen Massnahmen, interdisziplinär zusammengesetzte 
Arbeitsteams und kurze Entscheidungswege, die Steuerung der Mitar
beitenden durch Zielvorgaben und ein offensiver Auf und Ausbau des 
Arbeitgebernetzes sind mögliche Massnahmen, die in ihrem Zusammen
spiel zu den erwünschten Resultaten führen können. Dennoch ist es 
fraglich, ob allein mit einem Ausbau der Ressourcen, Veränderungen der 
Organisation und einer Erweiterung des Instrumentenkastens letztlich 
das Eingliederungsziel für eine Mehrheit der KlientInnen erreicht 
werden kann.

Evaluation der Arbeitsvermittlung in der 
Invalidenversicherung

Jürg Guggisberg  Theres Egger 
Büro BASS   Büro BASS
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Diese Ergebnisse lassen folgende 
Schlüsse zu: 
•	 IV-Stellen	 in	 einem	 für	 die	 Ar-

beitsvermittlung potentiell schwie-
rigen Umfeld (hohe Arbeitslosig-
keit, hoher Anteil an AusländerIn-
nen, städtische Gebiete, etc.) sind 
bei der beruflichen Eingliederung 
nicht weniger erfolgreich als IV-
Stellen in einem potenziell günsti-
gen Umfeld. Der berufliche Ein-
gliederungserfolg der IV-Stellen 
kann heute zu einem grossen Teil 
mit IV-stelleninternen Faktoren 
erklärt werden.

•	 Eine	 restriktive	 Gestaltung	 der	
Einleitungspraxis von beruflichen 
Massnahmen drängt sich, gestützt 
auf unsere Ergebnisse, nicht auf. 
IV-Stellen mit einer hohen Rate an 
Zusprachen beruflicher Massnah-
men weisen eine höhere Erfolgs-
quote aus als IV-Stellen mit einer 
tiefen Zusprachequote. Im Ver-
gleich zu den anderen Erklärungs-
faktoren verliert der Effekt bei der 
Erklärung des mittelfris tigen Ein-
gliederungserfolgs (t=2 Jahre) an 
Bedeutung. Eine eher «offensive» 
Zusprachepraxis scheint deshalb 
nur dann sinnvoll, wenn gleichzei-
tig auch die innerbetrieblichen 
Strukturen und Prozesse angepasst 
und die dafür notwendigen Res-
sourcen bereitgestellt werden. 

•	 Die	 Ergebnisse	 zeigen,	 dass	 die	
IV-Stellen in der Lage sind, die 
Wirksamkeit der beruflichen Mass-
nahmen zu steigern. Dies erachten 
wir als grundsätzlich positiv. Es 
zeigt auf, dass für die Invaliden-
versicherung im Bereich der be-
ruflichen Eingliederung noch Po-
tenzial vorhanden ist, das mit 
 geeigneten Massnahmen ausge-
schöpft werden kann. Dafür müs-
sen die Strukturen und Prozesse 
innerhalb der IV-Stellen neu ge-
staltet und angepasst werden. Die 
für eine erfolgreiche berufliche 
Eingliederung notwendige Flexi-
bilität gegen aussen bedingt eine 
neue Flexibilität gegen innen. Ei-
ne grosszügige Ausgestaltung der 
Einleitungspraxis von beruflichen 

disziplinären Triage (prozessori-
entiert), dem Vorhandensein von 
Zielvorgaben zum Aufbau des 
 Arbeitgebernetzes (prozessorien-
tiert) und guten Kenntnissen des 
Arbeitsmarktes (Outcome) zu-
sammen. 

In der Grafik G1 sind die Anteile 
der einzelnen Faktoren an der Er-
klärung des Eingliederungserfolges 
nach einem Jahr bzw. nach zwei Jah-
ren übersichtlich dargestellt. Von 
den vier Erklärungsgrössen ist eine 
den IV-stellenexternen Faktoren zu-
zuordnen, bei den restlichen drei 
handelt es sich um IV-stelleninterne 
Faktoren. Die dem Bereich der IV-
stellenexternen Faktoren zuzuord-
nende Branchenstruktur liefert je 
nach Messzeitpunkt des Eingliede-
rungserfolges zwischen 20 Prozent 
(t=1 Jahr) und 30 Prozent (t=2 Jah-
re) an die Erklärung der entspre-
chenden Schätzmodelle. Demgegen-
über beträgt der erklärende Anteil 
der drei IV-stelleninternen Faktoren 
80 Prozent (t=1 Jahr) bzw. 70 Pro-
zent (t=2 Jahre). Während der An-
teil an Zusprachen von beruflichen 
Massnahmen zumindest teilweise auf 
IV-stellenexterne Faktoren zurück-
zuführen ist (Charakteristik der Ver-
sicherten, Branchenstruktur) und 
deshalb nur teilweise durch die IV-
Stellen beeinflussbar ist, weisen die 
anderen beiden IV-stelleninternen 
Faktoren «Interdisziplinäre Triage 
und zielgesteuerter Aufbau des Ar-
beitgebernetzes» und der «Anteil 
personeller Ressourcen für die be-
rufliche Eingliederung» keinerlei 
Beziehungen zum IV-stellenexter-
nen Umfeld aus. Es handelt sich  
bei diesen Grössen um Elemente 
der  innerbetrieblichen Organisation 
(Strukturen, Prozesse und Steue-
rung). Deren Ausgestaltung liegt 
massgeblich im Gestaltungs- und 
Entscheidungsbereich der kantonalen 
IV-Stellen und somit bei deren Lei-
tung. Der Anteil dieser beiden Grös-
sen an der Erklärung des Eingliede-
rungserfolges liegt für beide Mess-
zeitpunkte bei jeweils 50 Prozent. 

Die Herausforderung an ein Wir-
kungsmodell besteht darin, die mög-
lichen Faktoren, welche die festge-
stellten Wirkungen beeinflussen 
können, zu isolieren. Aus diesem 
Grund wurde ein Wirkungsmodell 
entwickelt, welches davon ausgeht, 
dass sowohl IV-stellenexterne als 
auch IV-stelleninterne Faktoren ei-
nen Einfluss auf den Eingliederungs-
erfolg ausüben. Mit den IV-stel-
lenexternen Faktoren (bspw. Ar-
beitslosigkeitsrate, Anteil Auslände-
rInnen, Anteil Bevölkerung mit tie-
fem Bildungsniveau, etc.) wird der 
für die berufliche Wiedereingliede-
rung relevante Kontext, in dem die 
IV-Stellen tätig sind, berücksichtigt 
und abgebildet. Die IV-stelleninter-
nen Faktoren beinhalten Informati-
onen über die Klientel, Organisati-
onsstrukturen, Abläufe, Ressourcen, 
Instrumente und Leistungen der IV-
Stellen (bspw. Anteil zur Verfügung 
gestellter Ressourcen für die beruf-
liche Eingliederung, Art der Triage, 
Vorhandensein von Zielvorgaben 
zum Aufbau und Unterhalt des Ar-
beitgebernetzes, Anteil Personen 
mit abgeschlossenen Massnahmen 
beruflicher Art nach zwei Jahren, 
etc.). Insgesamt standen uns zur 
Operationalisierung des Modells 21 
erklärende Grössen zur Verfügung. 
Sechs dieser elf Faktoren erwiesen 
sich schliesslich im statistischen Er-
klärungsmodell als einflussreich, wo-
bei drei zu einem gemeinsamen Fak-
tor zusammengeschlossen wurden. 

Bei den statistisch relevanten Fak-
toren handelt es sich um die folgen-
den: 
1. Der Anteil Beschäftigte im zwei-

ten Sektor (externer Faktor), 
2. der Anteil zur Verfügung gestell-

ter personeller Ressourcen im Be-
reich der beruflichen Eingliede-
rung (Input), 

3. der Anteil Personen mit beruf-
lichen Massnahmen am Total der 
Neuanmeldungen (Output) sowie 

4. der Faktor «Interdisziplinäre Tri-
age und zielgesteuerter Auf- und 
Ausbau des Arbeitgebernetzes». 
Dieser setzt sich aus einer inter-
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Kontaktes zwischen Unternehmen 
und IV-Arbeitsvermittlung auf der 
Wissens-, Einstellungs- und Verhal-
tensebene der Arbeitgebenden. Den 
IV-Stellen gelingt es demnach gut, 
die IV-Stelle als Kompetenz- und 
Dienstleistungszentrum zu positio-
nieren und ein Vertrauensverhältnis 
zu den Arbeitgebenden aufzubauen. 
Die grosse Mehrheit der kontaktier-
ten Unternehmen kennt aufgrund 
der Kontakte die Möglichkeiten und 
Dienstleistungen der IV im Bereich 
der beruflichen Wiedereingliederung 
besser. Die Auskunftspersonen wis-
sen, an wen sie sich wenden müssen, 
wenn eine Mitarbeiterin/ein Mitar-
beiter gesundheitliche Probleme hat, 
die zu einer Invalidität führen könn-
te. Bei Unklarheiten oder Fragen 
rund um die Invalidenversicherung 
wird der Kontakt zur IV-Stelle nach 
den ersten Kontakterfahrungen häu-
figer als früher gesucht. 

Neben dem grundsätzlich positi-
ven Zeugnis, welches die von den 
IV-Stellen kontaktierten Unterneh-
men der IV im Bereich der Arbeits-
vermittlung ausstellen, weisen die 
Auskunftspersonen in verschiede-
nen Bereichen auf Verbesserungs-
potenzial hin. Insgesamt steht der 
Wunsch nach einfacheren administ-

versandten Fragebogen wurden uns 
ausgefüllt zugestellt. Dies entspricht 
einem Rücklauf von 51,7 Prozent. 
Wir erachten dies als gutes Resultat. 
Bei der Rücklaufquote gab es zwi-
schen den Kantonen keine signifi-
kanten Unterschiede.

Gesamthaft betrachtet wird die 
direkte Zusammenarbeit zwischen 
den Unternehmen und der IV-Ar-
beitsvermittlung von den befragten 
Auskunftspersonen positiv bewer-
tet. Davon zeugt u.a. das insgesamt 
als gut zu bezeichnende Image der 
IV-Arbeitsvermittlung: 14 Prozent 
aller Auskunftspersonen beurteilen 
dieses als sehr positiv, 56 Prozent als 
eher positiv und 25 Prozent als we-
der positiv noch negativ. In nur ge-
rade 5 Prozent aller Fälle ist das 
Image der Arbeitsvermittlung eher 
(3 %) oder sehr (2 %) negativ. Das 
mehrheitlich positive Image der Ar-
beitsvermittlung scheint eine direkte 
Folge der Zusammenarbeit zwischen 
den Unternehmen und den IV-Stel-
len zu sein: Rund drei Viertel der 
Befragten geben an, dass sich das 
Image der IV-Stelle durch den Kon-
takt zumindest teilweise verbessert 
hat.

Die Grafik G2 zeigt in einer Über-
sicht die Wirkungen des direkten 

Massnahmen, interdisziplinär zu-
sammengesetzte Arbeitsteams mit 
kurzen Entscheidungswegen, die 
Steuerung der Mitarbeitenden 
durch Zielvorgaben und ein offen-
siver Auf- und Ausbau des Arbeit-
gebernetzes sind mögliche Mass-
nahmen, die in ihrem Zusammen-
spiel zu den erwünschten Resulta-
ten führen können.

Neben den von den IV-Stellen be-
einflussbaren Faktoren ist ein Teil 
des Erfolges bei der beruflichen Ein-
gliederung auch auf eine für die IV-
Stellen günstige Wirtschaftsstruktur 
zurückzuführen. Ein hoher Anteil an 
Beschäftigten im zweiten Sektor ist 
für eine erfolgreiche berufliche Ein-
gliederung förderlich. Eine mögliche 
Erklärung für diesen Zusammen-
hang könnte sein, dass im zweiten 
Sektor im Vergleich zum dritten 
Sektor mehr «reale» Platzierungs-
möglichkeiten bestehen könnten.  
In diesem Sektor stehen mehr Ar-
beitsplätze für tiefqualifizierte Per-
sonen als im dritten Sektor zur Ver-
fügung. Dies zeigen Auswertungen 
der schweizerischen Arbeitskräfte-
erhebung. Für die IV-Stellen, die in 
der beruflichen Eingliederung einen 
überproportional hohen Anteil an 
tiefqualifizierten Personen haben, ist 
dies sicher günstig. 

Die direkte Zusammenarbeit 
zwischen der IV und den 
Unter nehmen wird beidseits 
positiv bewertet

Im Rahmen des Evaluationsauf-
trages wurde in den fünf für die 
 Vertiefungsanalysen ausgewählten 
Kantonen eine repräsentative Unter-
suchung bei den Arbeitgebenden 
durchgeführt, die Informationen über 
die Qualität der Leistungen der IV-
Arbeitsvermittlung liefert. Als Basis 
für die Untersuchung dienten uns 
 alle Unternehmen, mit denen die be-
treffenden IV-Stellen während den 
Jahren 2006 und 2007 in Kontakt ge-
standen sind. 255 der insgesamt 493 

Anteil der vier Faktoren an der Erklärung des Eingliederungs  G1 
erfolgs nach einem Jahr bzw. nach 2 Jahren (Angaben in Prozent)
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Quelle: Berechnungen und Darstellung BASS.
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hat man es mehrheitlich mit Versi-
cherten zu tun, die aus verschiede-
nen Gründen erschwert vermittelbar 
sind. Der Eingliederungserfolg ist 
nach Überzeugung der IV-Stellen 
stark vom Versichertenprofil abhän-
gig. Fehlende Motivation, fehlende 
Qualifikation, die Form der Behin-
derung und die Tatsache der Behin-
derung an sich sind Faktoren, welche 
die Eingliederung stark erschweren. 
Zwischen der Motivation einerseits 
und der Qualifikation und Behinde-
rung andererseits bestehen Wechsel-
wirkungen. Geringe Erfolgsaussich-
ten auf dem Arbeitsmarkt aufgrund 
fehlender Qualifikationen mindern 

unterschiedlicher IV-stelleninterner 
Perspektive, mit welchen Herausfor-
derungen die IV-Stellen in der Zu-
sammenarbeit mit den Versicherten 
und mit den Arbeitgebern konfron-
tiert sind und mit welchen Strategien 
und Angeboten sie darauf reagieren. 

Die grösste Herausforderung stel-
len für die IV-Stellen die Versicher-
ten dar, auf welche letztlich alle Be-
strebungen der IV-Stellen ausgerich-
tet sind: Die Leistungen der IV sol-
len die Invalidität mit geeigneten, 
einfachen und zweckmässigen Ein-
gliederungsmassnahmen verhindern, 
vermindern oder beheben. In der 
Arbeitsvermittlung der IV-Stellen 

rativen Formalitäten an erster Stelle 
aller Nennungen (38 %). Die im 
Rahmen der Vertiefungsanalysen 
durchgeführten Gespräche mit Ver-
tretenden der fünf IV-Stellen zeigen, 
dass dies den IV-Stellen und den an 
der Front tätigen Arbeitsvermittle-
rInnen durchaus bewusst ist. «Per
sönlich, unkompliziert, unbürokra
tisch» lautet vereinfacht die Erfolgs-
formel einer befragten IV-Stellen-
leitung. In mehreren IV-Stellen wer-
den denn auch weitreichende Ent-
scheidungskompetenzen der Arbeits-
vermittlerInnen als entscheidender 
Faktor für eine erfolgreiche Ar-
beitsvermittlung gesehen. Damit soll  
den Arbeitsvermittelnden ermög-
licht werden, dass sie mit den Arbeit-
gebenden möglichst vor Ort ver-
bindliche Vereinbarungen treffen 
können, ohne dass diese noch der 
«Administration» zur Gegenzeich-
nung gegeben werden müssen.

Die IV-Stellen verfügen beim Auf- 
und Ausbau des Kontaktnetzes zu 
den Arbeitgebenden nicht über 
gleich viel eigenes Erfahrungswis-
sen. Dies scheint die Qualität der 
erbrachten Leistungen indes nicht 
zu beeinflussen. Dieser Befund ist 
erfreulich. Zeigt er doch, dass auch 
IV-Stellen, die eben erst begonnen 
haben, die Kontakte zu den Arbeit-
gebenden zu intensivieren, in der 
Lage sind, qualitativ gute Leistungen 
zu erbringen.

Sind die Invalidenversicherung 
und die IVStellen überhaupt 
in der Lage, die an sie gestell
ten hohen Erwartungen zu 
erfüllen?

Die qualitative Vertiefung in fünf 
ausgewählten IV-Stellen ermöglich-
te einen konkreten Einblick in die 
Organisation und die Abläufe der 
IV-Stellen im Vorfeld der 5. IV-Revi-
sion. Die Gespräche mit IV-Stellen-
leitenden, den Bereichsverantwort-
lichen berufliche Eingliederung bzw. 
Arbeitsvermittlung und den Arbeits-
vermittlerInnen verdeutlichten aus 

Wirkungen des direkten Kontaktes zwischen Unternehmen und IV G2 
Arbeitsvermittlung auf der Wissens, Einstellungs und Verhaltensebene  
der Arbeitgebenden
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Durch den Kontakt ist unsere Bereitschaft gestiegen, eine/n
Stellensuchende/n der IV einzustellen

Dank der Zusammenarbeit mit der IV-Stelle ist es uns gelun-
gen, eine/n Mitarbeitende/n bei uns weiter zu beschäftigen

Der Kontakt hat dazu geführt, dass wir heute gesundheit-
liche Probleme der Mitarbeitenden frühzeitig erkennen

Bei Unklarheiten oder Fragen rund um die Invalidenversiche-
rung suchen wir jetzt häufiger den Kontakt zur IV-Stelle

Der Kontakt hat dazu beigetragen, Vorurteile gegenüber
behinderten Stellensuchenden abzubauen

Der Kontakt hat dazu beigetragen, Vorurteile gegenüber der
Invalidenversicherung abzubauen

Das Image unserer kantonalen IV-Stelle hat sich durch den
direkten Kontakt verbessert

Zwischen uns und den Verantwortlichen der IV-Stelle 
besteht ein Vertrauensverhältnis 

Der Kontakt hat dazu beigetragen, dass wir die IV-Stelle 
als Kompetenz- und Dienstleistungszentrum wahrnehmen

Wir wissen, an wen wir uns in der IV-Stelle wenden können,
wenn ein Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin gesundheitliche 

Probleme hat, die zu einer Invalidität führen könnten

Wir kennen die Möglichkeiten und Dienstleistungen der IV 
im Bereich der beruflichen Eingliederung besser

trifft zu teils, teils
trifft nicht zu keine Antwort

Quelle: Schriftliche Befragung von Arbeitgebenden mit Kontakterfahrungen zu der Arbeitsvermittlung der  
IV-Stellen (n=255). Befragung BASS
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der sozialen Sicherheit (Invaliden-
versicherung, Arbeitslosenversiche-
rung, Sozialhilfe), Gleichstellungs- 
und Antidiskriminierungsgrundsätze 
zu etablieren. Erfahrungen mit ent-
sprechenden Richtlinien zeigen bei-
spielsweise für gewisse Länder der 
EU und der USA, dass dadurch be-
triebliche Initiativen zum Disability-
Management und das Konzept der 
Unterstützten Beschäftigung («Sup-
ported Employment») gefördert 
werden, die sich für die Förderung 
der beruflichen Integration von 
Menschen mit Behinderung als er-
folgreich erwiesen haben.

Jürg Guggisberg, lic. rer. soz., Büro BASS. 
E-Mail: juerg.guggisberg@buerobass.ch

Theres Egger, lic. phil. hist., Büro BASS.  
E-Mail: theres.egger@buerobass.ch

können. Grundsätzlich stellt sich 
deshalb die Frage, ob die IV und die 
IV-Stellen überhaupt in der Lage 
sind, die an sie gestellten hohen Er-
wartungen zu erfüllen. Es ist fraglich, 
ob mit einem Ausbau der Ressour-
cen und einer Erweiterung des Ins-
trumentenkastens letztlich das Ein-
gliederungsziel für eine Mehrheit 
der KlientInnen erreicht werden 
kann. Es drängt sich daher auf, den 
Blick über das System der IV hinaus 
auszuweiten und zu fragen, welche 
Alternativen bzw. Ergänzungen zu 
den Eingliederungsbestrebungen der 
IV bestehen, die das Ziel, Menschen 
mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen nachhaltig in die Arbeitswelt zu 
integrieren, unterstützen. Es dürfte 
unbestritten sein, dass hierfür eine 
verstärkte Einbindung der Arbeitge-
ber unabdingbar ist. Auf internatio-
naler Ebene wird dahingehend dis-
kutiert, ergänzend zu den Eingliede-
rungsbestrebungen der Institutionen 

die Motivation, ebenso kann das ge-
sundheitliche Leiden sie blockieren. 
Unabhängig davon, ob IV-Stellen-
suchende tatsächlich in der Arbeits-
fähigkeit in einer angepassten Tätig-
keit eingeschränkt sind oder nicht, 
werde ihnen häufig mit Vorbehalten 
und Vorurteilen begegnet, was Mo-
tivation abbaue. 

Aus der qualitativen Analyse lässt 
sich bilanzieren, dass die IV-Stellen 
bestrebt sind, ihre Prozesse und 
Leistungen verstärkt auf die beruf-
liche Eingliederung auszurichten. 
Sie stehen dabei an unterschied-
lichen Punkten dieses Prozesses. Es 
zeigt sich indes, dass auch IV-Stellen, 
welche bereits seit längerem konse-
quent auf die berufliche Eingliede-
rung hinarbeiten und entsprechende 
Ressourcen hierfür einsetzen, damit 
konfrontiert sind, dass ein Teil der 
Versicherten, die als eingliederungs-
fähig gelten, durch die getroffenen 
Massnahmen nicht erreicht werden 
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Ausgangslage

Laut der IV-Statistik des Jahres 
2007 beträgt das durchschnittliche 
jährliche Wachstum der IV-Renten-
bezügerInnen, die aufgrund psychi-
scher Erkrankung eine Rente bean-
spruchen, 7,2 Prozent. Als Folge da-
von ist der Anteil der Versicherten 
mit psychischen Gebrechen zwi-
schen 1998 und 2007 von 29 auf 38 
Prozent angestiegen. Die Gruppe 
der psychisch Beeinträchtigten hat 
nicht nur in der Schweiz, sondern in 
allen OECD-Ländern stark zuge-
nommen (Hoffmann, 2005). Psychi-
sche Erkrankungen sind damit die 

wichtigste Einzelursache für den 
 Zuspruch von Invaliditätsleistungen. 
Kontrovers wird über die Gründe 
dieser Entwicklung diskutiert.

Hejiden und Prins (2005) sowie 
Flückiger (2006) verweisen auf den 
möglichen Zusammenhang zwischen 
Veränderungen der Arbeitsbedin-
gungen und der Zunahme von psy-
chischen Problemen. In der heutigen 
Arbeitswelt kann man einen ver-
schärften Verdrängungswettbewerb 
und erhöhte Leistungsanforderun-
gen am Arbeitsplatz beobachten. 
Von den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern wird eine höhere 
Konzentrationsfähigkeit, Konstanz 

in der Arbeitsleistung sowie Zuver-
lässigkeit in der Ausführung über-
tragener Arbeiten erwartet. Gerade 
diese Anforderungen können psy-
chisch Beeinträchtigte im Arbeits- 
und Sozialverhalten nicht durchgän-
gig erfüllen. Sie entsprechen am we-
nigsten dem Idealbild eines stets 
kalkulierbaren und an alle Bedin-
gungen anpassungsfähigen moder-
nen Arbeitnehmers. Psychisch Be-
einträchtigte gehören damit zu den 
Menschen mit besonderen Schwie-
rigkeiten hinsichtlich einer beruf-
lichen Integration. 

Erwerbsarbeit ist für jedes Indivi-
duum die notwendige Voraussetzung 
zur Existenzsicherung. Erwerbstä-
tigkeit vermittelt das Gefühl von Si-
cherheit und Selbstvertrauen, eröff-
net Handlungsspielräume, bindet 
das Individuum sozial in die Gesell-
schaft ein und strukturiert Zeitab-
läufe. Mittlerweile steht die identi-
täts- und sinnstiftende Funktion von 
Erwerbsarbeit in unserer Gesell-
schaft ausser Frage. Langandauern-
de Arbeitslosigkeit führt bei einem 
Teil der vormals psychisch Gesun-
den zu Demotivation, dem Zerfall 
von Zeitstruktur, zu sozialem Rück-
zug und zum Verlust von Zukunfts-
perspektiven (Meise et al., 2000).

Aus diesen Gründen schliesst die 
psychiatrische Rehabilitation einer 
psychisch beeinträchtigten Person 
auch die berufliche (Re-)Integration 
mit ein. Meise et al. (2000) beschrei-
ben die positiven Einflüsse der Ar-
beitstherapie und -rehabilitation auf 
den Krankheitsverlauf (hier spezi-
fisch Menschen mit schizophrenen 
Störungen). Diese umfassen unter 
anderem die Senkung der Erkran-
kungsrückfälle, die Verringerung der 
psychiatrischen Symptomatik (und 
mit der Zeit Steigerung der Produk-
tivität) sowie die Steigerung der 
 objektiven (bspw. finanziellen) wie 

Im Rahmen der 5. IVRevision, die unter anderem den Zweck verfolgt, 
die Zahl der IVNeurenten zu reduzieren, zielen die neuen Instrumente 
und Massnahmen insbesondere auch auf die verbesserte Integration 
von psychisch beeinträchtigten Versicherten. Um die Möglichkeiten der 
5. IVRevision wie die Frühintervention und die Integrationsmassnah
men umfassend ausschöpfen zu können, braucht es Kenntnisse über die 
Situation der psychisch Invaliden, über vorhandene Integrationspro b
leme und über die Erfolgsaussichten vorgeschlagener Massnahmen. 
Nachfolgend werden die wichtigsten Forschungsergebnisse zu dieser 
Thematik, die im Rahmen einer Literaturanalyse erarbeitet wurden, 
vorgestellt.

invalidenversicherung
 Invalidenversicherung Psychisch Beeinträchtigte

Arbeitsmarktintegration von Menschen mit 
psychischer Leistungsbeeinträchtigung
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sierung durch die Betroffenen selbst 
(wie «Versagensangst») sowie ähn-
liche Befürchtungen der KMUs ge-
genüber Menschen mit psychischer 
Leistungsbeeinträchtigung, wie bei-
spielsweise mangelnde Sozialkom-
petenz, eingeschränkte Belastbarkeit 
und Leistungsfähigkeit sowie hohe 
Anzahl von Absenzen. Nach Baer ist 
es für eine erfolgreiche Integration 
von Personen mit psychischer Leis-
tungseinschränkung zentral, für die-
se Gruppe spezialisierte Programme 
zu entwickeln und zu implemen-
tieren.

Massnahmen zur Arbeits
markt integration von 
 Personen mit psychischer 
Leistungsbeeinträchtigung

Grundsätzlich lassen sich aufgrund 
der untersuchten Literatur folgende 
Formen der Arbeitsmarktintegra-
tion unterscheiden:
a) Supported Employment: Die In-

tegration in den freien Arbeits-
markt

b) Sheltered Employment: Die 
Schaffung von Dauerarbeitsplät-
zen in speziellen Projekten oder 
geschützten Werkstätten

c) Sozialfirmen: Teilsubventionierte 
Arbeitsplätze 

d) Institutionelle Massnahmen

a) Supported Employment
Derzeit orientieren sich die Ins-

trumente in der Schweiz vermehrt 
an der Vermittlung der psychisch 
Beeinträchtigten in den freien Ar-
beitmarkt. Dies geschieht beispiels-
weise anhand des amerikanischen 
Modells des «Supported Employ-
ment». Es beruht auf dem Gedanken 
«First place, then train». Damit ist 
gemeint, dass nach einer Krankheits-
phase nicht zuviel Zeit bis zur 
 Wiedereingliederung verloren ge-
hen, sondern möglichst schnell der 
Sprung in die «freie» Wirtschaft ge-
lingen soll. Dabei hilft ein sogenann-
ter Job-Coach, der nicht nur die psy-
chisch beeinträchtigte Person, son-

zeigen auf, dass aus der Sicht der Ins-
titutionen psychisch beeinträchtigte 
Personen am stärksten von unzurei-
chenden Unterstützungsangeboten 
betroffen sind. Die Studie kommt 
bezüglich der «Teilgruppe» der psy-
chisch Beeinträchtigten zum Schluss, 
dass die Bereitschaft der Betriebe, 
Personen mit psychischer Leistungs-
einschränkung anzustellen, aufgrund 
von Vorbehalten und dem Kündi-
gungsschutz im Krankheitsfall klein 
ist. Zudem verweisen die Autoren 
auf die fehlende Unterstützung und 
Betreuung der Betriebe im Umgang 
mit psychisch beeinträchtigen Ar-
beitnehmenden. 

In diese Richtung weisen auch 
Analysen von Zbinden und Labarthe 
(2005) im Rahmen des NFP 45, die 
aufzeigen, dass gesundheitliche Pro-
bleme psychischer Natur die Chan-
cen auf berufliche Integration stark 
verringern. Auch eine Studie zur Be-
schäftigungslage von Schizophrenie- 
und Affektkranken (Rüesch et al., 
2002) deutet auf diese Problematik 
hin. Sie erkennt für diese Gruppe 
 wenig Alternativen zur geschützten 
Werkstatt, da wenig betreute Arbeits-
plätze im freien Arbeitsmarkt beste-
hen. Die Autoren kommen zum Er-
gebnis, dass vielen psychisch Beein-
trächtigten damit nur die Wahl zwi-
schen gänzlicher Integration (mög-
licherweise Überforderung) oder 
Desintegration (und damit Perspek-
tivlosigkeit) bleibt. Eine psychische 
Erkrankung führt häufig zum Ver-
lust des Arbeitsplatzes. Die Arbeits-
losigkeit oder auch die erfolglose 
Suche nach Arbeit kann unter Um-
ständen eine zusätzliche Belastung 
der psychischen Gesundheit bewir-
ken. Das heisst, der Verlust des Ar-
beitsplatzes stellt keine Entlastungs-
phase dar, in der die (psychische) 
Gesundheit verbessert werden kann, 
sondern verstärkt die Problemsitu-
ation und erschwert somit die Re-
integration.

Baer (2007) sieht als Haupthin-
dernis für eine erfolgreiche beruf-
liche Eingliederung von psychisch 
erkrankten Menschen die Stigmati-

subjektiven Lebensqualität der be-
troffenen Personen.

Hürden der Arbeitsmarkt
integration von Personen mit 
psychischer Leistungsbe
einträchtigung

Bei der Arbeitsmarktintegration 
von Personen mit psychischer Leis-
tungsbeeinträchtigung zeigen sich 
unterschiedliche Hürden:

Eine Studie von Baer et al. (2006) 
richtet das Augenmerk auf die Un-
ternehmensebene, indem die Auto-
ren die Möglichkeiten und Anreize 
der Anstellung von Menschen mit 
Behinderung untersuchen. Die For-
scher befragten kleinere und mittle-
re Unternehmen (insgesamt 750) im 
Kanton Basellandschaft zu ihrer Be-
reitschaft, Menschen mit Behinde-
rungen anzustellen. Dabei fokus-
sierten sie unter anderem auch die 
Gruppe der psychisch Beeinträch-
tigten. Die Untersuchung gelangt 
zum Schluss, dass das Problem der 
Stigmatisierung eines der Haupt-
hindernisse bei der Integration von 
Menschen mit psychischer Leis-
tungseinschränkung darstellt. Zur 
Stigmatisierung kommt die Überfor-
derung hinzu: Viele KMU berichten 
von schlechten Erfahrungen mit psy-
chisch kranken Menschen im Be-
trieb. Die befragten Unternehmun-
gen weisen darauf hin, dass sich ihre 
Bereitschaft, psychisch beeinträch-
tigte Personen anzustellen, bei zu-
nehmender Unterstützung (Risiko-
minderung, finanzielle Hilfe wie Ein-
arbeitungszuschuss/Lohnzuschuss 
sowie Coaching und Probebeschäf-
tigung etc.) erhöhen würde.

Eine Untersuchung von Baum
gartner et al. (2004) zur beruflichen 
Integration von behinderten Perso-
nen in der Schweiz bezieht neben 
der Unternehmensperspektive auch 
jene der am Eingliederungsprozess 
beteiligten Institutionen (IVST, 
RAV, Sozialdienste, Werkstätten, 
Behindertenorganisationen und Ar-
beitsvermittler) mit ein. Die Autoren 
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train, then place»). Hierzu zählt z.B. 
die Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit in einer geschützten Werkstatt. 
Nach Pfaus (1998) ist die Hauptauf-
gabe dieser Institutionen die arbeits-
bezogene Förderung und Stabilisie-
rung der psychisch beeinträchtigten 
Personen. Die Vertreter dieses An-
satzes erachten diese Werkstätten 
vor allem für jene Personen als wich-
tig, deren Leistungsfähigkeit für eine 
Tätigkeit auf dem freien Arbeits-
markt (noch) nicht ausreicht. 

c) Sozialfirmen
Ein neuerer Ansatz sind – als Al-

ternative zu den geschützten Werk-
stätten – Sozialfirmen. Diese sind in 
der Schweiz zwar noch nicht sehr 
verbreitet, stehen jedoch zuneh-
mend in der öffentlichen Diskussi-
on. Sozialfirmen sind privatrechtli-
che Unternehmen, die neben finan-
ziellen auch soziale Ziele verfolgen. 
Kennzeichnend für diese Firmen ist, 
dass sie ihre Produkte und Dienst-
leistungen zu Marktpreisen verkau-
fen und entsprechend unternehme-
risch ausgerichtet sind, während sie 
zugleich die Gewinne in die sozia-
len Ziele des Betriebs reinvestieren. 
Eine Sozialfirma finanziert sich ei-
nerseits über den erarbeiteten be-
trieblichen Ertrag, andererseits über 
(leistungsbezogene) Subventionen 
(Sozialdepar tement Stadt Zürich, 
2007).

Widerstand erwächst diesem Mo-
dell in erster Linie von Seiten des 
Gewerbes, das unlautere Konkur-
renz durch subventionierte Löhne 
verhindern will, und in zweiter Linie 
von Seiten der Gewerkschaften; sie 
befürchten die Ausbreitung von Bil-
ligstlöhnen.

d) Institutionelle Massnahmen
In der Studie von Hejiden und 

Prins (2004) werden zu den bisher 
erläuterten Massnahmen zusätzlich 
sozialversicherungsbezogene Mass-
nahmen aufgeführt.

So wurden beispielsweise in Dä-
nemark spezifische Kriterien zur 
 Beurteilung von psychosomatischen 

psychisch Beeinträchtigten scheiter-
te (beispielsweise bei 14 der 25 Pro-
banden der Psychiatrischen Univer-
sitätsklinik Zürich).

Seit 2002 integriert das Berner 
JobCoach Projekt psychisch Kran-
ke nach dem Modell des «Supported 
Employment» in die Wirtschaft. Der 
Job Coach arbeitet eng mit den di-
rekten Vorgesetzten in den Einsatz-
firmen sowie mit den psychiatrischen 
BetreuerInnen der PatientInnen zu-
sammen. Nötigenfalls ist er für kurz-
fristigen Ersatz am Arbeitsplatz be-
sorgt, bei unüberwindbaren Schwie-
rigkeiten nehmen geschützte Werk-
stätten die KlientInnen zurück. Die 
IV zahlt die sechsmonatige Einarbei-
tungszeit. Die bisherigen Ergebnisse 
sind ermutigend und zeigen, dass so 
die Teilhabe der psychisch Beein-
trächtigten am Arbeitsleben offen-
sichtlich verbessert werden kann. 
Um dieses Ziel noch zu verstärken, 
ist es nach Hoffmann jedoch uner-
lässlich, die Arbeitgeber vermehrt in 
die Verantwortung einzubinden und 
sie für ihren Beitrag zum Stellener-
halt der Betroffenen zu belohnen. 
Neben den zweifellos wichtigen fi-
nanziellen Anreizen sollen Integra-
tionsfachleute nicht nur die psy-
chisch Beeinträchtigten, sondern 
auch die Arbeitgeber unterstützen. 
Hoffmann sieht allerdings in den 
fehlenden Kapazitäten der IV-Stel-
len ein Hindernis, um  eine solche 
Begleitung in die Tat umzusetzen 
(Hoffmann, 2004).

b) Sheltered Employment
Es gibt auch Autoren, welche die 

direkte Arbeitsmarktintegration von 
psychisch Beeinträchtigten in den 
freien Arbeitsmarkt grundsätzlich 
als problematisch erachten und das 
sogenannte «Sheltered Employ-
ment» (geschützte Arbeitsplätze) 
vorziehen. Das Hauptargument lau-
tet hier, dass psychisch beeinträch-
tigte Personen vor dem Eintritt in 
den freien Arbeitsmarkte in einem 
«geschützten Bereich» mit weniger 
hohen Leistungsanforderungen re-
habilitiert werden müssen («First 

dern auch den betroffenen Arbeitge-
ber unterstützt. «Supported Employ-
ment» soll einen Beitrag zur Sen-
kung der Versicherungskosten leis-
ten, indem Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen durch dieses 
Integrationsmodell entweder keinen 
Rentenantrag stellen müssen, von 
einer Voll- in eine Teilrente zurück-
gestuft werden können oder auch 
keine – früher zugesprochene – Ren-
te mehr benötigen (Psychiatrische 
Universitätsklinik Zürich, 2005). 

Rüst/Debrunner (2005) zeigen bei 
ihrer Untersuchung zu Modellen 
 unterstützter Beschäftigung in der 
Schweiz auf, dass die von schweizeri-
schen Fachstellen praktizierten Vari-
anten aktiver Vermittlung, Unter-
stützung und Begleitung – im Sinne 
von Elementen des «Supported Em-
ployment» – geeignete Instrumente 
für die erfolgreiche Integration von 
Menschen mit psychischer Beein-
trächtigung sein können. 

In der Studie der Psychiatrischen 
Universitätsklinik Zürich (Zeitraum 
2003–2005) wurde das «Supported 
Employment» auf seine Wirksam-
keit hin geprüft. Bis zum Schluss der 
Studie fanden 11 der 25 Studienteil-
nehmenden durch «Supported Em-
ployment» in der freien Wirtschaft 
eine Anstellung und konnten diese 
behalten. Demgegenüber hatte in je-
ner Gruppe, die den herkömmlichen 
Integrationsweg ging (Kontrollgrup-
pe), am Ende niemand eine Stelle im 
freien Arbeitsmarkt inne. Das For-
schungsteam kam zum Schluss, dass 
die Kosten für die Arbeitsrehabilita-
tion mit der Methode des «Suppor-
ted Employment» tiefer liegen, da 
ausschliesslich der Job-Coach, nicht 
aber zusätzlich ein geschützter Ar-
beitsplatz finanziert werden muss.

Einschränkend ist bei den voran-
gehend dargelegten Studien zum 
«Supported Employment» zu be-
denken, dass sie eine geringe Anzahl 
von Probanden aufweisen, was bei 
der breiten Palette an psychischen 
Erkrankungen etwas problematisch 
erscheint. Weiter wird nicht erläu-
tert, warum das Modell bei vielen 
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tiv rasch wieder ihre Arbeit aufneh-
men können. 

In den Niederlanden wurde das 
Vorgehen bei längeren Absenzen in-
folge psychischer Erkrankungen in 
spezifischen Richtlinien festgehal-
ten. Diese zeigen Schritt für Schritt 
auf, wie von der ersten bis zur zwölf-
ten Woche der krankheitsbedingten 
Absenz vorgegangen werden soll. 
Zentral ist hierbei, dass Arbeitgeber 
bzw. Vorgesetzter, Betriebsarzt und 
Arbeitnehmende immer in Kontakt 
stehen. Zudem wurde ein Früher-
kennungsinstrument in Form eines 
Fragebogens entwickelt, das den Be-
triebsärztInnen bei der Beurteilung 
von Arbeitsunfähigkeit bzw. Arbeits-
wiederaufnahme als Basis dient. Die 
Fragebögen sollen dabei helfen, psy-
chische Gesundheitsprobleme sowie 
das «Burn-Out»-Syndrom zu erfas-
sen. Ein Problem scheint allerdings, 
dass sich nur eine Minderheit der 
BetriebsärztInnen dieser Fragebö-
gen bedient. 

Fazit

Die Analyse der ausgewählten Li-
teratur zeigt, dass bereits zahlreiche 
Massnahmen für die Arbeitsmarkt-
integration von psychisch Beein-
trächtigten entwickelt worden sind. 
Dennoch bestehen Hürden, wie bei-
spielsweise Stigmatisierung oder die 
fehlende Unterstützung von psy-
chisch Beeinträchtigten und ihren 
Arbeitgebern. Bei der Umsetzung 
von Massnahmen ist den dargelegten 
Hürden besondere Beachtung zu 
schenken. Es ist davon auszugehen, 
dass die verbesserte Arbeitsmarktin-
tegration von psychisch Beeinträch-
tigten Gegenstand weiterer Diskus-
sionen bleiben wird, beispielweise im 
Rahmen des Forschungsprogramms 
der Invalidenversicherung (FoP-IV).
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In einem internationalen Vergleich 
politischer Massnahmen für Behin-
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te Quotenmodelle hingewiesen. Die-
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geber. Der Prozentsatz der Arbeits-
plätze, die mit behinderten Personen 
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7 % in Italien, 6 % in Polen und 
Frankreich, 5 % in Deutschland, 4 % 
in Österreich, 3 % in der Türkei bis 
zu 2 % in Spanien. Die Betriebs-
grösse, ab welcher die Quote einzu-
halten ist, beträgt je nach Land zwi-
schen 20 und 50 Mitarbeitende 
(Schaffner, 2006). Die Quoten wer-
den unterschiedlich erfüllt: in Italien 
zu ca. 50%, in Deutschland zu 57 %, 
in Österreich zu 64 %, in Frankreich 
zu 67 %, in Spanien zwischen 25 und 
30 %. Obwohl diese Zahlen relativ 
tief sind, wird das System in den je-
weiligen Ländern als wichtiges und 
erfolgreiches Element der Integra-
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 Invalidenversicherung Verfahrensstraffung in der IV

Wie wirken sich die am 1. Juli 2006 eingeführte Verfahrensstraffung in 
der Invalidenversicherung und das seit dem 1. Januar 2007 gültige 
Bundesgesetz über das Bundesgericht (BGG) aus? Einige Entscheide des 
Bundesgerichts und der kantonalen Gerichte geben in Verbindung mit 
statistischen Erhebungen des BSV einen ersten Einblick in die Auswir
kungen dieser Änderungen. Dabei richtet sich das Augenmerk beson
ders auf die Einführung der Kostenpflicht für Gerichtsverfahren, auf die 
Beschränkung der Überprüfungsbefugnis des Bundesgerichts sowie auf 
die Beschwerdemöglichkeit bei kantonalen Rückweisungsentscheiden.

Einführung der Kostenpflicht

Seit dem 1. Juli 2006 ist das Be-
schwerdeverfahren vor den kanto-
nalen Gerichten und dem Bundes-
gericht in invalidenrechtlichen An-
gelegenheiten nicht mehr kostenlos. 
Der unterliegenden Partei können 
Gerichtskosten in der Höhe von 200 
bis 1000 Franken auferlegt werden. 
Diese Gesetzesänderung soll bewir-
ken, dass die versicherte Person die 
Erfolgschancen eines Gerichtsver-
fahrens abwägt und auf eine Be-
schwerde verzichtet, wenn keine 
Aussicht auf Erfolg besteht. Auf die-
se Weise sollte  die Tendenz zur sys-
tematischen Anfechtung der Ent-

scheide der IV-Stellen gestoppt  und 
die oft überlasteten Gerichte entlas-
tet werden können. 

Eineinhalb Jahre nach der Einfüh-
rung dieser neuen Bestimmung kann 
eine erste Bilanz gezogen werden: 

Zunahme der Nichteintretens-
entscheide

Gemäss den Statistiken des BSV1 
machten die Nichteintretensentschei-
de auf kantonaler Ebene 2007 14,4 % 
der Rechtsfälle aus, während sich ihr 
Anteil 2005 auf lediglich 4,8 % be-
lief. Es ist festzuhalten, dass ein Drit-
tel der 2007 zu diesem Thema gefäll-
ten Urteile in die Zuständigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts fällt. Die 

Zunahme ist darauf zurückzuführen, 
dass versicherte Personen, von denen 
ein Kostenvorschuss verlangt wird, 
die geforderte Summe nicht bezah-
len und folglich auf eine Behandlung 
der Beschwerde durch das Gericht 
verzichten.

Auf Bundesebene machten die  
Nichteintretensentscheide im ver-
gangenen Jahr 14,4 % der Urteile 
aus. 2005 betrug ihr Anteil 8,8 %.

Gesetzliche Grundlage für 
Kostenvorschuss 

In einem Urteil vom 24. Juli 20072 
hat das Bundesgericht entschieden, 
dass die Befugnis zur Erhebung ei-
nes Kostenvorschusses und die ver-
fahrensrechtlichen Folgen einer all-
fälligen Nichtbezahlung in einem 
Gesetz im formellen Sinn  verankert 
sein müssen. Art. 69 Abs. 1bis IVG 
bildet keine hinreichende gesetz-
liche Grundlage, um im kantonalen 
Beschwerdeverfahren betreffend Zu- 
sprechung oder Verweigerung von 
Leistungen der Invalidenversiche-
rung einen Kostenvorschuss einzu-
fordern. Das bedeutet, dass nur die 
kantonalen Gerichte, die in ihrer 
Gesetzgebung einen Kostenvorschuss 
vorsehen, diesen verlangen und bei 
Nichtbezahlung  auf die Beschwerde 
nicht eintreten können.

Höhe der Gerichtskosten
Gemäss Art. 69 Abs. 1bis IVG wer-

den die Kosten nach dem Verfahrens-
aufwand und unabhängig vom Streit-
wert im Rahmen von 200–1000 
Franken festgelegt. Die  Praxen der 
kantonalen Gerichte sind ziemlich 
unterschiedlich. Manche Gerichte 
verlangen systematisch 200 Franken 
und nur in Ausnahmefällen einen 

Verfahrensstraffung und Einführung des neuen 
Bundesgesetzes über das Bundesgericht

Gisella Mauro  Michela Messi
Bundesamt für Sozialversicherungen  Bundesamt für Sozialversicherungen

1 Alle Urteile, die während des Kalenderjahres 
beim BSV eingehen

2 I 1096/06
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befugnis des Bundesgerichts bzw. 
auf die Rügemöglichkeiten der be-
troffenen Parteien, wie nachfolgend 
aufzuzeigen ist.
•	 Bei	 Tatfragen	 kann	 nur	 geprüft	

werden, ob eine Verletzung von 
Bundesrecht im Sinne einer offen-
sichtlich unrichtigen oder unvoll-
ständigen Feststellung des Sach-
verhaltes vorliegt oder ob eine 
Sachverhaltsfeststellung unter 
Verletzung wesentlicher Verfah-
rensbestimmungen zustande ge-
kommen ist.

•	 Bei	Ermessensfragen	kann	nur	die	
rechtsfehlerhafte Ermessensaus-
übung, namentlich die Überschrei-
tung, die Unterschreitung oder der 
Missbrauch des Ermessens, gerügt 
werden.

•	 Rechtsfragen	unterliegen	der	frei-
en Überprüfung des Bundesge-
richts.

Gemäss der bisher ergangenen bun-
desgerichtlichen Rechtsprechung 
kann im Bereich der Invalidenversi-
cherung anhand dieser tabellari-
schen Aufstellung (T1) folgender-
massen unterschieden werden:

überprüft die anhängig gemachten 
Beschwerdefälle nicht mehr mit 
 voller Kognition (Rechts- und Sach-
verhaltskontrolle). Die Überprüfung 
des Sachverhalts erfolgt einge-
schränkt, die Rechtskontrolle hinge-
gen uneingeschränkt. Letztinstanz-
lich kann die unrichtige Feststellung 
des Sachverhalts durch die Vorins-
tanz nur noch insoweit gerügt wer-
den, als dieser Mangel auf einer 
Rechtsverletzung im Sinne von Art. 
95 BGG beruht oder die Feststellung 
offensichtlich unrichtig ist und die 
Behebung des Mangels für den Aus-
gang des Verfahrens entscheidend 
ist (Art. 97 BGG). 

Für die Frage, was unter die Fest-
stellung des Sachverhalts zu subsu-
mieren ist, muss notwendigerweise 
zwischen Tat- und Rechtsfragen un-
terschieden werden6. Das Bundes-
gericht hat in einem Grundsatzent-
scheid7 Details zu seiner Überprü-
fungsbefugnis bei der Invaliditätsbe-
messung dargelegt. Dabei hat es 
festgehalten, dass (nicht überprüf-
bare) Tatsachen und (überprüfbare) 
Rechtsfragen aufs Engste miteinan-
der zusammenhängen und daher 
nicht immer leicht voneinander zu 
trennen seien. Die Abgrenzung zwi-
schen Tat- und Rechtsfragen sowie 
Ermessensfragen ist aber bedeutend 
im Hinblick auf die Überprüfungs-

höheren Betrag, während andere re-
gelmässig 800 Franken einfordern. 

Auferlegung der Kosten zu Lasten 
jeder unterliegenden Partei

In einem Beschwerdeverfahren, 
bei dem es um die Zusprechung oder 
Verweigerung von Leistungen geht, 
handeln die IV-Stellen in ihrem Ver-
mögensinteresse und müssen somit 
als unterliegende Partei ebenfalls die 
Gerichtskosten tragen3.

Beschränkte Kognition des 
Bundesgerichts

Im Rahmen der Massnahmen zur 
Verfahrensstraffung in der Invali-
denversicherung4 ist seit dem 1. Juli 
2006 die Überprüfungsbefugnis (Ko-
gnition) des Bundesgerichts5 be-
schränkt worden. Das Bundesgericht 

3 8C_67/2007 Erw. 6
4 Änderung von Art. 132 des Bundesgesetzes 

über die Organisation der Bundesrechtspfle-
ge (OG)

5 Am 1. Januar 2007 ist das Bundesgesetz über 
das Bundesgericht (BGG) in Kraft getreten 
und mit diesem Gesetz ist die bisherige Selb-
ständigkeit des Eidgenössischen Versiche-
rungsgerichts aufgehoben und dieses mit 
dem Bundesgericht fusioniert worden.

6 Seiler/von Werdt/Güngerich, Bundesgerichts-
gesetz (BGG), Bern  2007, S. 414 Rz. 10 ff.

7 BGE 132 V 393

 T1

Thema Tatfrage Rechtsfrage Ermessensfrage

Gesundheitsschaden •	Befunderhebung	und	Diagnose8

•	Prognose (fallbezo gene medizinische Beur-
teilung über die voraussichtlich künftige Ent-
wicklung einer Gesundheitsbeeinträchtigung 
im Einzelfall)8

•	Pathogenese (Ursache eines Gesundheits-
schadens, wo dies erforderlich ist, z.B. bei 
Geburtsgebrechen)8

•	vorhandenes	funktionelles Leistungsver
mögen8

•	Vorhandensein	und	Verfügbarkeit	von	Res
sourcen8

•	mögliche	Therapien und deren Erfolgswahr-
scheinlichkeiten und Risiken9
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Thema Tatfrage Rechtsfrage Ermessensfrage

Gesundheitsschaden 
(Fortsetzung)

•	Beurteilung,	ob	anhaltende somatoforme 
Schmerzstörung vorliegt und ob eine psy-
chische Komorbidität oder weitere Umstände 
gegeben sind, welche Schmerzbewältigung 
behindern10

•	Beurteilung, ob festgestellte psychische Ko
morbidität oder weitere Umstände Schluss 
auf eine nicht mit zumutbarer Willens
anstrengung überwindbare Schmerz
störung und somit auf eine invalidisierende 
Gesundheitsschädigung gestatten10

Arbeits(un)fähigkeit •	anhand	von	medizinischen	Unter	lagen	
 gerichtlich festgestellte Arbeits  
(un)fähigkeit11

•	Eröffnung	des Wartejahres12

•	Frage, ob ein Gutachten den recht lichen An
forderungen genügt (alle Vorakten berück
sichtigt, umfassend, Berücksich tigung der 
 beklagten Beschwerden, Begründung und 
Schlussfolgerung einleuchtend und wider
spruchsfrei)13

•	Frage, ob ein Gutachten bei der Stellung
nahme zur Arbeitsfähigkeit den normativen 
Leitlinien hinreichend Rechnung trägt 
(z.B. Rechtsprechung zu den anhaltend so
matoformen Schmerzstörungen)14

Zumutbarkeit •	Beurteilung der Zumutbarkeit von 
 Arbeitsleistungen, soweit von Gesund
heitsschaden, funktionellem Leistungs
vermögen und Vorhandensein / Verfügbarkeit 
psychischer Ressourcen abhängig15

•	Beurteilung der medizinischen Zumutbar
keit einer Behandlung (z.B. Psychothera
pie, Massnahmen gegen Fettleibigkeit etc.)16

•	Beurteilung der Zumutbarkeit von 
 Arbeitsleistungen, soweit auf allgemeine 
Lebenserfahrung abgestützt wird und soweit 
andere als medizinische Gründe in Frage 
 stehen (was gemäss Rechtsprechung über 
 invaliditätsfremde Gründe nur in sehr engem 
Rahmen berücksichtigt wird)11

•	Folgerungen, welche sich auf 
 medizinische Empirie stützen (z.B. Ver
mutung, dass eine anhaltende somatoforme 
Schmerzstörung oder ein sonstiger vergleich
barer pathogenetisch unklarer syndromaler 
Zustand mit zumutbarer Willensanstrengung 
überwindbar ist)11

•	Frage, ob der in Betracht zu  ziehende 
ausgeglichene Arbeitsmarkt trotz funk
tioneller Einschränkungen noch zumut
bare Einsatzmöglichkeiten bietet17

Revision / Neu-
anmeldung

•	Veränderung der Arbeitsunfähigkeit im 
revisionsrechtlich relevanten Sinn innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes18

•	Glaubhaftmachung einer erheb lichen Än
derung der tatsächlichen Verhältnisse20

•	Höhe der Anforderungen an das Glaub
haftmachen im Sinne von Art. 87 Abs. 3 IVV19

•	Feststellung, welche Vergleichszeitpunkte 
im Rahmen einer Neuanmeldung heran
zuziehen sind19
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Thema Tatfrage Rechtsfrage Ermessensfrage

Invaliditäts-
bemessung

•	Feststellung der beiden hypotheti
schen Vergleichseinkommen,  soweit auf 
konkreter Beweiswürdigung beruht11

•	Umgang mit Zahlen aus mass geblicher 
LSETabelle11

•	Frage, ob Arbeitsverhältnis / Einkommenser
zielung behinderungsbedingten Einflüs
sen unterworfen ist21

•	Ausmass der Erwerbstätigkeit im Ge
sundheitsfall (soweit auf Beweiswürdigung 
beruht, selbst wenn allgemeine Lebenserfah
rung mitberücksichtigt wird)28

•	Aufteilung der Anteile Haushalt und 
Erwerbstätigkeit am gesamten Aufgaben
bereich29

•	gerichtliche Feststellungen über das 
Vorliegen von Einschränkungen im 
Haushalt (anhand rechts genüg lichem Ab
klärungsbericht Haushalt)30

•	Gewichtung der Behinderung und der 
Mitarbeit von Familienangehörigen im Be
tätigungsvergleich31

•	Feststellung der beiden hypotheti
schen Vergleichseinkommen,  soweit sich 
nach allgemeiner Lebens erfahrung richtet11

•	Frage, ob Tabellenlöhne anzuwenden 
sind und Festlegung der massgeblichen 
LSETabelle22 sowie Wahl der massgebli
chen Stufe (Anforderungsniveau)23

•	Frage, ob ein leidensbedingter Abzug 
vorzunehmen ist11

•	Notwendigkeit der proportionalen Kür
zung bei branchenunüblich  tiefem Vali
deneinkommen25

•	Gesetzliche und rechtsprechungsge mässe 
Regeln über die Durchführung des Ein
kommensvergleichs11

•	Bestimmung der anwendbaren Bemes
sungsmethode (Einkommensvergleich, 
 ausserordentliche Bemessung, gemischte 
Methode) inkl. Frage, ob hypothetisches Vali
deneinkommen zuverlässig genug bestimmt 
werden kann für Einkommensvergleich26

•	korrekte Anwendung der ausseror
dentlichen Bemessungsmethode27

•	Höhe des leidensbe
dingten Abzuges24

•	Gewichtung der 
einzelnen Haus
haltsbereiche im 
Rahmen des Abklä
rungsberichtes30

Taggeld •	Frage, ob das für die Taggeldbemessung 
massgebende Erwerbseinkommen auf der 
Grundlage von Durchschnittslöhnen zu 
ermitteln und – bei Anwendung der LSE – 
welches die massgeb liche Tabelle ist32

Hilflosigkeit •	gerichtliche Feststellungen über das Vor
liegen oder Nichtvorliegen von Ein
schränkungen in bestimmten Lebens
verrichtungen (anhand rechtsgenüglichem 
HEAbklärungsbericht)33
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ten Teil ausmachen) zu verzeichnen. 
Der Rückgang wird auf die Beschrän-
kung der Kognition zurückgeführt. 
Ob diese Entwicklung allerdings an-
hält, lässt sich laut Angaben des Bun-
desgerichts zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht sagen. Hält diese Tendenz 
an, wäre das mit der Verfahrensstraf-
fung angestrebte Ziel erreicht. 

Kognition beibehalten werden sollte. 
Gleichzeitig erhoffte man sich, einen 
Beschwerderückgang beim Bundes-
gericht. Gemäss Geschäftsbericht 
2007 des Bundesgerichts ist ein 
Rückgang der neu anhängig gemach-
ten Fälle in sozialversicherungsrecht-
lichen Angelegenheiten (wobei die 
IV-Beschwerdeeingänge den gröss-

Mit der Kognitionseinschränkung 
in invalidenrechtlichen Leistungs-
streitigkeiten war in erster Linie be-
absichtigt, das Rechtsmittelverfahren 
zu straffen. Den Rechtssuchenden 
sollte weiterhin ein umfassender 
Rechtsschutz garantiert werden, na-
mentlich dadurch, dass auf kantona-
ler Gerichtsebene die umfassende 

Thema Tatfrage Rechtsfrage Ermessensfrage

Hilflosigkeit
(Fortsetzung)

•	Anwendung und richtige Auslegung des Be
griffs Hilflosigkeit34

•	Frage, was unter «in erheblicher Weise» 
(Art. 37 IVV) zu verstehen ist33

•	Definition des Rechtsbegriffs der dauernden 
persönlichen Überwachung35  
(= Frage, welche Tatbestandselemente für die 
Annahme einer dauernden persönlichen 
Überwachung erfüllt sein müssen)

Diverses •	Feststellungen über innere und  psychische 
Tatsachen (= was jemand wollte oder 
wusste)36

•	Feststellung der (subjektiven) Eingliede
rungsfähigkeit37

•	Beweiswürdigung und die anti zipierte 
Beweiswürdigung38

•	Beachtung der Regeln der freien Be
weiswürdigung nach Art. 61 lit. c ATSG39 

•	Beachtung des Untersuchungsgrundsat
zes42

•	Folgerungen, welche ausschliesslich auf 
 allgemeine Lebenserfahrung oder 
 arbeitsmarktliche Empirie zurückzufüh
ren sind40

•	Festlegung der Rechtsfolgen bestimmter 
festgestellter Indizien41

•	Verletzung des rechtlichen Gehörs42

8 BGE 132 V 393; I 649/06 Erw. 3.2
9 I 744/06 Erw. 3.3
10 I 683/06 Erw. 2.2; I 997/06 Erw. 2.2
11 BGE 132 V 393; I 974/06 Erw. 4.2
12 I 817/06 Erw. 3.3
13 I 974/06 Erw. 4.1
14 1000/06 Erw. 5
15 BGE 132 V 393; I 1000/06 Erw. 4
16 I 744/06 Erw. 3.3
17 I 74/07 Erw. 4
18 I 692/06 Erw. 3.1
19 I 692/06 Erw. 3.1
20 8C_55/07 Erw. 2.2
21 BGE 132 V 393 Erw. 4.2
22 BGE 132 V 393; I 974/06 Erw. 4.3 
23 I 119/07 Erw. 5.2.4
24 BGE 132 V 393; I 686/06 Erw. 6.1
25 I 84/07 Erw. 5

26 I 990/06 Erw. 4.2; I 701/06 Erw. 3.2
27 I 59/07 Erw. 5.4
28 I 693/06 Erw. 4.1; I 701/06 Erw. 3.2; I 708/06 Erw. 3.1; I 732/06 Erw. 4.1
29 I 66/07
30 I 693/06 Erw. 6.3
31 I 59/07 Erw. 5.4
32 I 732/06 Erw. 4.1
33 I 639/06 Erw. 4.2; I 642/06 Erw. 3
34 I 642/06 Erw. 3
35 9C_608/2007 Erw. 2.2
36 I 708/06 Erw. 3.1 
37 I 833/06 Erw. 6
38 8C_90/2007
39 I 3/07 Erw. 4.1
40 I 701/06 Erw. 3.2
41 I 693/06 Erw. 4.1
42 I 843/06 Erw. 5.1
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voraussetzung hält sich das Bundes-
gericht an eine restriktive Praxis, 
wonach die selbstständige Anfecht-
barkeit von Zwischenentscheiden 
aus prozessökonomischen Gründen 
eine Ausnahmebestimmung bilden 
muss. Dies vor allem deshalb, weil 
die Parteien keiner Rechte verlustig 
gehen, wenn sie einen Zwischenent-
scheid nicht selbstständig anfechten, 
können sie ihn doch mit dem En-
dentscheid anfechten, soweit er sich 
auf dessen Inhalt auswirkt (Art. 93 
Abs.3 BGG). Mit anderen Worten 
wird dieser Eintretenstatbestand 
kaum zum Tragen kommen, denn es 
muss nachgewiesen werden, dass bei 
Bejahung der Beschwerde tatsäch-
lich ein Endentscheid bewirkt wird 
und gleichzeitig ist im einzelnen 
darzulegen, welche weitläufigen Be-
weiserhebungen in welchem zeitli-
chen und kostenmässigen Umfang 
erforderlich sind49.

Vorgaben den Beurteilungsspiel-
raum der unteren Instanz wesentlich 
einschränkt und davon in der Folge 
nicht mehr abgewichen werden 
kann47. Die Rückweisung der Sache 
an die IV-Stelle zur Vornahme wei-
terer oder ergänzender Abklärungen 
und neuer Entscheidung bewirkt in 
der Regel keinen nicht wieder gutzu-
machenden Nachteil48.

Rechtsprechungsgemäss ist die 
Eintretensvoraussetzung nach Art. 93 
Abs. 1 lit. b BGG erfüllt, wenn die 
Gutheissung der Beschwerde gleich 
einen Endentscheid herbeiführt und 
so ein weitläufiges, zeitaufwändiges 
und kostspieliges Beweisverfahren 
vermieden werden kann. Kumulativ 
müssen danach das Erfordernis der 
sofortigen Herbeiführung eines End-
entscheides sowie das Erfordernis 
der Vermeidung unnötigen Verfah-
rensaufwandes gegeben sein. Bei 
der Auslegung dieser Zulässigkeits-

Auswirkungen des neuen 
Bundesgerichtsgesetzes auf 
die Beschwerdemöglichkeit 
bei Rückweisungsentscheiden

Die Anfechtbarkeit von Rückwei-
sungsentscheiden hat mit Inkrafttre-
ten des neuen BGG per 1. Januar 
2007 erhebliche Änderungen erfah-
ren. Diese Neuregelung führt im 
Vergleich zum bisherigen Recht43 zu 
einer Einengung der Beschwerde-
möglichkeit. Rückweisungsentschei-
de kantonaler Instanzen, welche neu 
unter der Herrschaft des BGG als 
Zwischenentscheide zu qualifizieren 
sind44 (früher betrachtete das ehe-
malige Eidgenössische Versiche-
rungsgericht in konstanter Recht-
sprechung Rückweisungsentscheide 
von kantonalen Vorinstanzen als 
Endverfügungen45), können nun-
mehr nur unter den Voraussetzun-
gen von Art. 93 Abs. 1 BGG selb-
ständig angefochten werden46. Da-
nach ist erforderlich, dass der ange-
fochtene Rückweisungsentscheid ei-
nen nicht wieder gut zu machenden 
Nachteil bewirken kann (lit. a) oder 
dass die Gutheissung der Beschwer-
de sofort einen Endentscheid her-
beiführen und damit einen bedeu-
tenden Aufwand an Zeit oder Kos-
ten für ein weitläufiges Beweisver-
fahren ersparen würde (lit. b). 

Der Zulässigkeitstatbestand ge-
mäss Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG ist er-
füllt, wenn der Rückweisungsent-
scheid durch materiell verbindliche 

43 Bundesgesetz über die Organisation der Bun-
desrechtspflege (OG)

44 Ausnahme s. Fn 55
45 BGE 120 V 233 Erw. 1a
46 BGE 133 V 477
47 BGE 133 V 477, 8C_224/2007, 9C_446/ 

2007
48 BGE 133 V 477, I 126/07
49 hierzu Seiler/von Werdt/Güngerich, Bundes-

gerichtsgesetz (BGG), Bern  2007, S. 390 Rz. 
10 ff.

50 BGE 133 V 645, 9C_834/2007, 9C_748/ 
2007

51 9C_304/2007
52 I 126/07
53 8C_364/2007
54 9C_218/2007

 T2

Nichteintreten Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG
Nicht wieder gutzumachender Nachteil

Art. 93 Abs. 1 lit. b BGG
Vermeidung unnötigen 
Verfahrensaufwandes

•	Rückweisung	der	Sache	an	
die IV-Stelle zur Vornahme 
weiterer oder ergänzender 
Abklärungen und neuer Ent-
scheidung (medizinische oder 
berufliche Abklärungen, neue 
Haushaltabklärung)48

•	Regelung	der	Kosten-	und	
Entschädigungsfolgen im 
Rückweisungsentscheid50 (un-
entgeltliche Verbeiständung, 
Höhe der Parteientschädi-
gung)

•	Rückweisung	mit	materiell	ver-
bindlichen Vorgaben an die Ver-
waltung, durch welche diese we-
sentlich in ihrem Beurteilungs-
spielraum eingeschränkt wird und 
in der Folge nicht mehr abgewi-
chen werden kann. Z.B. wenn der 
kantonale Rückweisungsent-
scheid

 –  abweichend von der IV-Stelle 
eine andere Invaliditätsbe
messungsmethode für an-
wendbar erklärt51

 –  die Gewichtung der Er
werbs und der Haushalttä
tigkeit im Rahmen der ge-
mischten Methode vorgibt52

 –  abweichend von der IV-Stelle 
von  einer höheren Arbeitsun
fähigkeit ausgeht53

 –  die IV-Stelle zur Kostenüber
nahme für den Medikamen
tenentzug als medizinische 
Massnahme verpflichtet54
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wartende steigende Anzahl von Ge-
suchen um unentgeltliche Prozess-
führung infolge Einführung der 
Kostenpflicht. Diese Tendenz ist be-
reits beim Bundesgericht festzustel-
len, welches sich im Jahre 2007 in 
zahlreichen Fällen mit Gesuchen 
um unentgeltliche Rechtspflege kon-
frontiert sah56 und es ist davon aus-
zugehen, dass auf kantonaler Ebene 
eine ähnliche Tendenz zu verzeich-
nen sein wird57. 

Gisella Mauro, lic. iur., Geschäftsfeld Invali-
denversicherung, BSV. 
E-Mail: gisella.mauro@bsv.admin.ch

Michela Messi, lic. iur., Geschäftsfeld Invali-
denversicherung, BSV. 
E-Mail: michela.messi@bsv.admin.ch

an sämtlichen gefällten kantonalen 
Urteilen von rund 27 %. In wel-
chem Umfang die IV-Stellen und die 
versicherten Personen von der bis 
zum 1. Januar 2007 erleichterten 
 Beschwerdemöglichkeit Gebrauch 
machten und welche Effekte schluss-
endlich die angefochtenen und un-
angefochten gebliebenen Rückwei-
sungsentscheide auf die Entscheid-
findung im IV-Verfahren zeitigten, 
lässt sich aufgrund der zur Verfü-
gung stehenden Daten nicht eruie-
ren. Insofern lassen sich in Bezug auf 
die Auswirkungen der geänderten 
Bundesrechtspflege auf das IV-Ent-
scheidverfahren kaum Schlussfolge-
rungen ziehen. Aus der Optik der be-
schwerdeführenden Personen oder 
Behörden ist sicher, dass neu in der 
Beschwerdeschrift rechtsgenüglich 
darzutun ist, inwiefern eine dieser 
Eintretensvoraussetzungen erfüllt ist. 
Ansonsten wird das Bundesgericht 
wegen ungenügender Begründung 
im Sinne von Art. 42 Abs. 2 Satz 1 
BGG auf die Beschwerde nicht ein-
treten. Nachteilig wird sich auch die 
Tatsache auswirken, dass Rückwei-
sungsentscheide, welche die Kosten- 
und Entschädigungsfrage zum Ge-
genstand haben, nicht mehr ange-
fochten werden können. Der diesbe-
zügliche Nachteil ergibt sich vor al-
lem auch im Hinblick auf die zu er-

Das Bundesgericht hat sich zwi-
schenzeitlich mit den Eintretens-
voraussetzungen auseinandergesetzt 
und anhand der bisher gefällten Ur-
teile im invalidenversicherungsrecht-
lichen Bereich lassen sich die Zuläs-
sigkeitstatbestände tabellarisch (T2) 
aufzeigen.

Laut einem kürzlich ergangenen 
Bundesgerichtsurteil ist ein Rück-
weisungsentscheid als Endentscheid 
im Sinne von Art. 90 BGG und nicht 
als Zwischenentscheid zu qualifizie-
ren, wenn der unteren Instanz, an 
welche zurückgewiesen wird, kein 
Beurteilungsraum mehr verbleibt 
und die Rückweisung nur noch der 
Umsetzung des oberinstanzlich An-
geordneten dient55. Ein solcher Fall 
liegt vor, wenn die kantonale Instanz 
die Rentenhöhe verbindlich festlegt 
und nur noch zur frankenmässigen 
Berechnung des Rentenbetrages zu-
rückweist.

Im Jahre 2007 sind im Renten-
bereich insgesamt 4162 kantonale 
Urteile im BSV eingegangen (alle 
Kantone inkl. Bundesverwaltungs-
gerichtsentscheide für Versicherte 
im Ausland). In 1153 Fällen haben 
die kantonalen Instanzen zu weite-
ren – meist medizinischen – Abklä-
rungen an die IV-Stellen zurückge-
wiesen. Die Rückweisungsentschei-
de entsprechen somit einem Anteil 

55 9C_684/2007
56 Geschäftsbericht 2007 des Bundesgerichts,  

S. 19
57 Vgl. Geschäftsbericht 2007 des Verwaltungs-

gerichts des Kantons Bern, S. 5 Ziff. 1.1.1. 
und 1.2.2.4
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Daniel Zahnd
Bundesamt für Gesundheit

gesundheitswesen

Vergleichbare und 
systematisch dokumentierte 
SpitalKennzahlen auf 
Betriebsebene

Welches ist das grösste Privatspi-
tal in der Schweiz? Wie viele Betten 
hat eigentlich die Rehabilitationskli-
nik in unserer Gemeinde? Wie gross 
sind im Mittel die Subventionen, die 
für eine grosse psychiatrische Klinik 
jährlich vom Kanton bezahlt werden 
müssen? Wie werden diese berech-
net? Solche und ähnliche Fragen 

blieben bis vor kurzem unbeantwor-
tet. Entsprechende Darstellungen 
gibt es zwar in einzelnen Kantonen, 
doch sind diese in der Regel nicht 
mit gesamtschweizerischen Angaben 

vergleichbar. Mit den «Kennzahlen 
der Schweizer Spitäler» wird ein 
grosser Teil solcher Fragen beant-
wortet. Seit April 2008 steht nun  
die neue Ausgabe mit den Daten 
2004/2005 zur Verfügung. In Form 
einer hand lichen Darstellung wird 
jedes Spital anhand der wichtigsten 
Angaben charakterisiert. Mit Hilfe 
von Vergleichsgrafiken können die 
Angaben mit den Werten von allen 
anderen Spitälern desselben Spital-
typs in Bezug gesetzt werden.1

Die Kennzahlen der Schweizer 
Spitäler stützen sich auf die Statistik 
der stationären Betriebe BFS ab. 
Um die Verlässlichkeit der darge-
stellten Angaben sicherzustellen, 
werden die Kennzahlenblätter den 
Betrieben vorgängig zur Korrektur 
vorgelegt. Grafik G1 zeigt schema-
tisch den Datenfluss.

Die Darstellung der Zahlen er-
folgt vorläufig auf freiwilliger Basis. 
Mit der Revision zur Spitalfinanzie-
rung ist das BAG ab 2009 im Prinzip 
zu einer systematischen Publikation 
der Daten von allen Spitälern ver-
pflichtet. Trotz des freiwilligen Cha-
rakters der Veröffentlichung ist die 
Mehrheit der öffentlichen Spitäler 
und die Hälfte aller Privatspitäler 
mit der Publikation einverstanden. 
Die detaillierten Angaben über die 
Ermächtigung zur Veröffentlichung 
ist in Tabelle T1 ersichtlich.

Vor kurzem wurde vom Bundesamt für Gesundheit (BAG) eine neue 
Publikation in der Reihe der Statistiken zur Krankenversicherung 
vorgestellt: Die «Kennzahlen der Schweizer Spitäler». Es handelt sich 
dabei um eine systematische Darstellung von Kennzahlen und Indikato
ren über sämtliche Spitäler der Schweiz. In Anlehnung an die Vorgän
gerversion «Betriebsdaten der Krankenhäuser», bis 1996 gemeinsam 
vom Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) und H+ (VESKA) publi
ziert, wird in dieser Publikation ein Überblick über die wichtigsten 
Kennzahlen der Schweizer Spitäler gegeben. Die Darstellung enthält 
Angaben betreffend PatientInnen, Pflegetage, Leistungsangebot und 
Ausstattung, Personal und Finanzen. 

1 Publikation verfügbar unter www.bag.admin.
ch/kvstat

 Gesundheitswesen Kennzahlen der Schweizer Spitäler

Kennzahlen der Schweizer Spitäler – eine neue 
Statistikpublikation zur Krankenversicherung

Überblick über Zustimmung der Spitäler zur Publikation ihrer T1 
Kennzahlen zwischen 2006 und 2007

Umfrage 2006 Umfrage 2007

Anzahl Nicht autorisiert Anzahl Nicht autorisiert

Öffentliche 
Spitäler

213 13 (6%) 206 10 (5%)

Privatspitäler 132 77 (58%) 127 65 (51%)

Total 345 90 (26%) 333 75 (22%)

Quelle: BAG
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akutstationären Leistungen über ein 
solches diagnosebezogenes Fallpau-
schalensystem realisiert werden, mit-
tels sogenannter DRGs (diagnosis 
related Groups). Dabei wird jeder 
Patient aufgrund der für den ent-
sprechenden Spitalaufenthalt rele-
vanten Diagnosen und Behandlun-
gen einer Patientengruppe zugeord-
net, die einem bestimmten Fallge-
wicht entspricht und damit einem 
Preis, der für den Aufenthalt bemes-
sen werden kann. Unter der Be-
zeichnung SwissDRG wird derzeit 
ein neues Tarifsystem für die Abgel-
tung der Leistungen im stationären 
Bereich entwickelt, das sich auf das 
in Deutschland verwendete Patien-
tenklassifikationssystem (G-DRG) 
abstützt3.

Wenn im Zuge der Revision der 
Spitalfinanzierung die leistungsori-
entierte Abgeltung erfolgreich reali-
siert werden soll, dann braucht es 
einen Bezugsrahmen, mit dem die 
damit verbundenen Begriffe «Leis-
tung» und «Abgeltung» korrekt und 
einheitlich umgesetzt werden kön-
nen. Das bedeutet, dass die Leistung 
in jedem Spital einheitlich definiert 
sein muss und dass die Bemessung 
der Abgeltung dieser Leistung auch 
auf standardisierte Art und Weise 
ermittelt und transparent dargestellt 
wird. Ein Beispiel dazu ist in Grafik 
G2 gegeben. Hier ist die Verteilung 
der schweregradbereinigten Fallkos-
ten dargestellt nach Spitaltyp. Bei 
den Zentrumsversorgern handelt es 
sich um grosse Kantonsspitäler. Die 
Boxplot-Darstellung erlaubt die 
Einordnung der Kosten in Form von 
Prozenträngen. Der innere Teil des 
Rechtecks umfasst die 50 % der Spi-
täler um den Median. In unserem 
Beispiel ergeben sich mittlere Kos-
ten pro stationärer Fall für ein Zent-
rumsspital zwischen 8500 Franken 
(unteres Quartil) und 10 300 Fran-
ken (oberes Quartil).

Natürlich bestehen gewisse Gren-
zen der Vergleichbarkeit aufgrund 

tenaufwandes des Spitals aufgrund 
der behandelten Fälle. Eine Um frage 
des Spitalverbands von H+ Die Spi-
täler der Schweiz hat kürzlich erge-
ben, dass 17 % der Spitäler keine In-
formationen betreffend den Schwe-
regrad der von ihnen behandelten 
Fälle in Form des CMI haben, aber 
dies eigentlich wünschen.2 Denn da-
bei handelt es sich um eine grundle-
gende Masszahl für die Betriebsfüh-
rung und die aussagekräftige Budge-
tierung. In der Zukunft soll die leis-
tungsorientierte Finanzierung der 

Leistungsorientierte Ab
geltungssysteme bedingen 
transparente Vergleichs
möglichkeiten

In der aktuellen Ausgabe betref-
fend die Daten 2005 ist erstmals der 
mittlere Schweregrad der behandel-
ten Akutpatienten, der sogenannte 
Casemix-Index (CMI), ersichtlich. 
Dabei kommt das Patientenklassifi-
kationssystem AP-DRG zum Ein-
satz. Die Angabe erlaubt eine schwe-
regradbereinigte Schätzung des Kos-

Erhebungs und Plausibilisierungszyklus der Kennzahlen der  G1 
Schweizer Spitäler

     Spital

Datenquelle, Plausibilisierung

     Kanton

Datenmanagement, Plausibilisierung, 
Vollständigkeitskontrolle, Nutzung inner-
halb des Kantons

     Bundesamt für Statistik (BFS)

Datenmanagement, Plausibilisierung, 
Vollständigkeitskontrolle, Auswertung für 
Statistikbenutzer

Statistikpublikationen, Standardtabellen 
und weitere Produkte der Bundesstatistik

     Bundesamt für Gesundheit (BAG)

Steuerungsdaten für die Evaluation und 
das Monitoring der Umsetzung des KVG.
Rückmeldung der Korrekturen an das BFS.

Kennzahlen der Schweizer Spitäler,
individuelle Darstellung pro Spital

Rückmeldung an das Spital zwecks 
Kontrolle und Korrektur. Einholen des 
Einverständnisses zur Veröffentlichung. 

Quelle: BAG, Kennzahlen der Schweizer Spitäler 2005

Casemixbereinigte Fallkosten von Akutspitälern nach Spitaltyp 2005 G2
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2 Qualitätsbericht H+ 2007 (www.hplus.ch)
3 www.swissdrg.org
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versicherungsorientierten Perspek-
tive hin zu einer vermehrten Fokus-
sierung des Bereichs der Leistungs-
erbringer. Das Instrument ermög-
licht einen indikatorenbasierten sys-
tematischen Vergleich der Spitäler 
auf gesamtschweizerischer Ebene.

Daniel Zahnd, Dr. phil. I., Direktionsbereich 
Kranken- und Unfallversicherung, Bundes-
amt für Gesundheit.  
E-Mail: daniel.zahnd@bag.admin.ch

die Frage, welches die Vergleichs-
gruppen sind, die für sinnvolle Ver-
gleiche unter den Spitälern ange-
messen sind. Zudem besteht die Ge-
fahr, dass im Falle von Auflösungen 
und Umgruppierungen dieser Gebil-
de die Möglichkeiten der Bildung 
von Zeitreihen verloren gehen.

Im Rahmen der beschriebenen 
Grenzen kann die Publikation einen 
Beitrag leisten zur Transparenz und 
zur Vereinheitlichung im Gesund-
heitsbereich und auch zu einer Re-
orientierung von der aktuell stark 

der Unterschiede in der Organisati-
on der Spitäler, bei deren Versor-
gungsauftrag, beim Mix der Ange-
botsstrukturen und des Behand-
lungsspektrums der einzelnen Häu-
ser. Zudem werden im Zuge der Re-
strukturierung der Spitäler neuer-
dings von den Kantonen teilweise 
statistische Einheiten gebildet, die 
mehrere Spitalregionen und -grup-
pen zusammenfassen oder aber teil-
weise «virtuelle» Einheiten nach den 
Fachbereichen Akut, Psychiatrie, 
Rehabilitation bilden. Es stellt sich 
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 Gesundheitswesen Prämienverbilligung

Mit der Einführung der individuel-
len Prämienverbilligung beabsich-
tigte der Gesetzgeber Personen in 
wirtschaftlich bescheidenen Verhält-
nissen zu unterstützen, um damit  
die Belastung der Haushaltbudgets 
dieser Familien/Personen durch die 
Krankenversicherungsprämien in 
Grenzen zu halten. Auf Antrag des 
Bundesrates sollten die Prämien der 
obligatorischen Krankenpflegever-
sicherung einen bestimmten Prozent-
anteil des steuerbaren Einkommens 
nicht übersteigen. Diesem Vorschlag 
ist der Gesetzgeber nicht vollum-
fänglich gefolgt und hat einer flexib-
leren Lösung den Vorrang gegeben.

Den Kantonen werden Beiträge 
an die individuelle Prämienverbilli-
gung für Versicherte in bescheide-
nen wirtschaftlichen Verhältnissen 

ausbezahlt, der Vollzug aber den 
Kantonen überlassen, die so die 
Möglichkeit haben, das Sozialziel 
auf der Basis der jeweiligen kanto-
nalen Einkommensverhältnisse und 
der Kantonsfinanzen festzulegen. 
Den Kantonen soll mit diesem fle-
xiblen Lösungsansatz einerseits er-
möglicht werden, ein den kantonalen 
Gegebenheiten entsprechendes, be-
darfsgerechtes Prämiensubventions-
system einzuführen und andererseits 
soll damit vermieden werden, dass 
die maximal vorgesehenen Bundes- 
und Kantonsbeiträge unter allen 
Umständen ausgeschöpft werden 
müssen.

Da sich die kantonalen Prämien-
verbilligungssysteme stark unter-
scheiden, ist es schwierig festzustel-
len, wie sich die Prämienverbilligung 

in den einzelnen Kantonen auswirkt. 
Im Rahmen der bisherigen Wir-
kungsanalysen wurden die Prämien-
belastungen in den Kantonshauptor-
ten je für vier bzw. ab dem Monito-
ring 2007 fünf typische Hauhaltkate-
gorien untersucht. Dazu wurden die 
Kantone gebeten, die kantonalen 
Prämienverbilligungen für verschie-
dene Familientypen zu berechnen 
(vgl. T1).

Das Monitoring geht für jedes die-
ser Beispiele von einem einheitli-
chen Einkommen (Bruttolohn ohne 
Familienzulagen) aus. Diese Ein-
kommen wurden gegenüber den bis-
herigen Studien für einzelne Fami-
lientypen erhöht, um zu vermeiden, 
dass die Modellhaushalte infolge ge-
stiegener Prämien Anspruch auf Er-
gänzungsleistungen zur AHV oder 
Sozialhilfe haben, da für solche 
Haushalte die Prämien der Kran-
kenversicherung ohnehin übernom-
men werden. Die Anpassungen ha-
ben dazu geführt, dass die Vergleich-
barkeit mit den Ergebnissen früherer 
Studien nicht mehr ohne weiteres 
gegeben ist.

Nachteil eines Vergleichs anhand 
von Fallbeispielen ist, dass sich die 
Untersuchung auf Einzelfälle be-
schränken muss. Diese sind zwar «ty-
pisch» und zeigen damit die Verhält-
nisse, die für wichtige Zielgruppen 
gelten. Sie vermitteln aber nur Hin-
weise und können die Verschieden-
artigkeit der vielen möglichen Haus-
halt- und Einkommenssituationen 
nicht repräsentativ widerspiegeln.

Die Prämienverbilligung wird regelmässig auf ihre sozialpolitische 
Wirksamkeit hin evaluiert. Die neuste von Interface Institut für Politik
studien durchgeführte Wirkungsanalyse wird ergänzt durch ein inter
aktives, webbasiertes GrafikAnalysewerkzeug, das aufzeigt, wie die 
Kantone als Verantwortliche die Prämienverbilligung umgesetzt haben.1 

Prämienverbilligung – zwischen wünschbaren 
Zielen und finanziellen Rahmenbedingungen

Reinhold Preuck  Till Bandi
Bundesamt für Gesundheit  Bundesamt für Gesundheit

1 Die Studie der sozialpolitischen Wirksamkeit 
bezieht sich auf das bis zum 31.12.2007 gül-
tige Finanzierungsmodell von Bund und den 
Kantonen. Heute wird der Bundesbeitrag auf-
grund der Kostenentwicklung in der Kranken-
versicherung berechnet und den Kantonen 
gemäss Einwohnerzahlen voll ausbezahlt. Die 
Kantone finanzieren dann den restlichen 
 Betrag, um die kantonalen sozialpolitischen 
Ziele zu erreichen.
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den früheren Studien erweitert wer-
den.

Die Zuteilung der Bundesbeiträge 
für die Prämienverbilligung an die 
einzelnen Kantone war bis 31.12.2007 
abhängig von der Finanzkraft der 
Kantone. Das bedeutet, dass  der 
Kanton Zug für 1 Franken Bundes-
beitrag fast Fr. 1.90 bezahlte, wäh-
rend der Kanton Jura nur 12,5 Rap-
pen aus eigenen Mitteln beisteuern 
musste.4 Es überrascht daher nicht, 
dass nicht alle Kantone bereit waren, 
mehr als 50 % der Bundesbeiträge 
auch wirklich abzuholen. Grafik G1 
zeigt die von den Kantonen gewähl-
ten Reduktionsfaktoren.

Die Kantone haben die Wahl, wie 
sie die Grenzwerte für die Prämien-
verbilligung festlegen wollen. Es ist 
dabei naheliegend, dass sich zwei 
Pole herausbilden. Entweder kön-
nen die Kantone hohe Beiträge für 
einen geringen Prozentsatz ihrer 
Wohnbevölkerung ausbezahlen oder 
sie können einen möglichst hohen 
Anteil der Bevölkerung mit geringe-
ren Prämienverbilligungen unter-
stützen. Das Modell der hohen Prä-
mienverbilligung für einen geringe-
ren Prozentsatz der Bevölkerung 
haben insbesondere die Kantone 
Tessin, Waadt und Neuenburg ge-
wählt, während auf der anderen Sei-
te der Kanton Obwalden mit gerin-

120 000 Franken betrachtet werden 
können3. Dank des neuentwickelten 
Berechnungsmodells, das die Höhe 
der Prämienverbilligung sowie der 
Prämienbelastung für das gesamte in 
die Betrachtung einbezogene Ein-
kommensspektrum darstellt, konnte 
das Monitoring 2007 im Vergleich zu 

Um diesen Nachteil etwas zu kom-
pensieren, hat sich das BAG bei der 
Finanzierung der breit angelegten 
Untersuchung über Steuern, Sozial-
transfers und die unterschiedliche 
Funktionsweise der kantonalen Re-
gelungen der Sozialhilfe beteiligt, 
damit auch die Wirkungen der Prä-
mienverbilligung in diesem breiteren 
Rahmen mit einbezogen werden 
können. Der Vorteil des neuen Ver-
gleichsmodells besteht insbesondere 
auch darin, dass nicht nur isolierte 
Einkommenshöhen, sondern die 
 gesamten Einkommensspektren bis 

2 Bundesamt für Gesundheit, Experten-/For-
schungsberichte zur Kranken- und Unfallver-
sicherung, Monitoring 2007, Die sozialpoliti-
sche Wirksamkeit der Prämienverbilligung in 
den Kantonen, Seite 44

3 a)  Caroline Knupfer, SKOS, Oliver Bieri, Inter-
face Politikstudien, Transfers und Einkom-
men in der Schweiz, Bern, August 2007 
und

 b)  Caroline Knupfer, SKOS, Natalie Pfister, 
SKOS, Oliver Bieri, Interface Politikstudien, 
Sozialhilfe, Steuern und Einkommen in der 
Schweiz, Bern, November 2007

4 vgl. Statistik der obligatorischen Krankenver-
sicherung 2006, Seite 115.

5 vgl. Statistik der obligatorischen Krankenver-
sicherung 2006, Seite 29.

Übersicht über die untersuchten Einkommens und Vermögenswerte T1 
der Familientypen2

Familientyp Berücksichtigte Einkommens und Vermögenswerte  
in Franken

Monitoring 1998, 2000,  
2002 und 2004

Monitoring 2007 
(Jahre 2006 und 2007)

Alleinstehende Rentnerin Renteneinkommen: 35 000.– 
kein Vermögen

Renteneinkommen: 45 000.– 
kein Vermögen

Mittelstandsfamilie Bruttolohn (inkl. Familienzulagen) 
70 000.– 
Reinvermögen: 10 000.–

Bruttolohn (exkl. Familienzulagen) 
70 000.– 
kein Vermögen

Allein Erziehende Bruttolohn (inkl. Familienzulagen) 
40 000.– 
kein Vermögen

Bruttolohn (exkl. Familienzulagen) 
60 000.– 
kein Vermögen

Grossfamilie1 Bruttolohn (inkl. Familienzulagen) 
70 000.– 
Reinvermögen: 100 000.–

Bruttolohn (exkl. Familienzulagen) 
85 000.– 
kein Vermögen

Familien mit einem Kind und 
einer jungen erwachsenen 
Person2

– Bruttolohn (exkl. Familienzulagen) 
70 000.– 
kein Vermögen

1 Familientyp erstmals im Monitoring 2000 berücksichtigt. 
2 Familientyp erstmals im Monitoring 2007 berücksichtigt.

Korrelation zwischen den Beiträgen der Kantone in % der Bundes G1 
beiträge und der Reduktionsfaktoren der Kantone in % im Jahr 20065 
Schweizer Spitäler
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Quelle: T 4.08 + 4.09  STAT KV 06
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gen zur Prämienverbilligung auf 
die kantonalen Durchschnittsprä-
mien abgestellt wird. Wählen die 
einzelnen Versicherten Versiche-
rungsformen mit höheren Fran-
chisen, können sie damit ihre Be-
lastung erheblich vermindern.

Wie sich die kantonalen Systeme der 
Prämienverbilligung auswirken, wird 
neu auf der BAG-Website (www.
bag.admin.ch/praemienverbilligung) 
gezeigt. Dabei werden die Systeme 
jedes Kantons pro Haushalttyp dar-
gestellt und können miteinander 
verglichen werden. So wird sichtbar, 
dass beispielsweise im Kanton Genf 
die Prämienbelastung für eine Fami-
lie mit zwei Erwachsenen und zwei 
Kindern bei der unteren Berechti-
gungsgrenze, in diesem Fall bei ei-
nem Einkommen von 45 000 Fran-
ken – trotz Prämienverbilligung –, 
rund 17 % beträgt: Mit zunehmen-
dem Einkommen sinkt die Belastung 
auf unter 12 %. Sobald bei einem 
Einkommen von rund 90 000 Fran-
ken der obere Schwellenwert erreicht 
wird, steigt die Prämienbelastung 
wieder auf fast 16 %. Ein geringer 
Anstieg des Bruttoeinkommens führt 
daher zu einer erheblichen Vermin-
derung des Nettoeinkommens dieser 
Familien. Die Prämienbelastung un-
terhalb der Grenze von rund 45 000 
Franken (Punkt A) fällt in den Be-
reich der Sozialhilfe, wo ohnehin ein 
Anspruch auf Finanzierung der Prä-
mien besteht. Anders sieht demge-
genüber beispielsweise die Situation 
im Kanton Graubünden aus, wie dies 
aus Grafik G3 hervorgeht.

Damit nicht nur das System der 
Prämienverbilligung, sondern die 
Wirkung der kantonalen Prämien-
verbilligungspolitik insgesamt beur-
teilt werden kann, wäre es allerdings 
notwendig, das Mengengerüst, d.h. 

rung im Wesentlichen über die Ein-
heitsprämie pro Kanton und Kran-
kenkasse erreicht. Die Solidarität 
zwischen Arm und Reich ergibt 
sich über die Prämienverbilligung. 
Dabei darf nicht vergessen werden, 
dass ausserhalb der Prämienverbil-
ligung andere famlien-, sozial- und 
steuerpolitische Instrumente be-
stehen, die bei einer auf die Kran-
kenversicherung beschränkten Be-
trachtung nicht erfasst werden.

•	 Die	Einkommensverteilung	in	den	
Kantonen kann sehr unterschied-
lich sein. Die Kantone können die-
ser Tatsache mit der Festlegung 
der Grenzen der Prämienverbilli-
gung Rechnung tragen.

•	 Die	Berücksichtigung	der	Finanz-
kraft der Kantone erfasst die un-
terschiedliche Einkommensvertei-
lung allerdings nur teilweise. Auch 
hier liegen die entsprechenden 
 Instrumente ausserhalb des Ein-
flussbereichs der Krankenversi-
cherung. Dasselbe gilt für die regi-
onal und kantonal unterschiedli-
chen Lebenshaltungskosten und 
Lohnniveaus.

•	 Berücksichtigt	 werden	 muss	 zu-
dem, dass bei den Untersuchun-

geren Beiträgen mehr als 55 % sei-
ner Bevölkerung unterstützt.

In diesen Unterschieden spiegelt 
sich gleichzeitig auch die kantonal 
unterschiedliche Prämienhöhe: Wäh-
rend im Kanton Obwalden die 
Durchschnittsprämie pro Versicher-
ten 2006 etwas über 1800 Franken 
betrug, lagen die Durchschnittsprä-
mien in den Kantonen Waadt, Tessin 
und Neuenburg über 3000 Franken.7

Zusammenfassend ergeben sich 
folgende Faktoren, die im Rahmen 
der Prämienverbilligung in einer Art 
Quadratur des Zirkels austariert 
werden müssen:
•	 Die	 kantonal	 unterschiedlichen	

Krankenversicherungskosten ha-
ben unterschiedliche Prämienhö-
hen zur Folge, die gemessen an den 
kantonalen Durchschnittsprämien 
in einem Verhältnis von mehr als  
1 zu 2 voneinander abweichen 
können. Entsprechend ist die Be-
lastung der Haushalte mit Prämien 
für die Krankenversicherung kan-
tonal sehr unterschiedlich und er-
reicht bei grösseren Familien z.T. 
sehr hohe Prozentsätze.

•	 Die	Solidarität	zwischen	Jung	und	
Alt wird in der Krankenversiche-

Anteil der Bevölkerung mit Prämienverbilligung und Höhe der durch  G2 
schnittlichen Prämienverbilligung6
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6 Bundesamt für Gesundheit, Experten-/For-
schungsberichte zur Kranken- und Unfallver-
sicherung, Monitoring 2007, Die sozialpoliti-
sche Wirksamkeit der Prämienverbilligung in 
den Kantonen, Seite 41

7 Vgl. Statistik der obligatorischen Krankenver-
sicherung 2006, Seite 103
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die Anzahl der Haushalte mit ihren 
jeweiligen Einkommen und deren 
effektive Prämienbelastung (nach 
Berücksichtigung der gewählten Jah-
resfranchisen), zu kennen. 

Damit das Monitoring auch in Zu-
kunft möglichst gut Auskunft über 
die Wirkung der Prämienverbilli-
gung geben kann, sollte einerseits 
sichergestellt werden, dass das Mo-
dell zur Darstellung der Prämienver-
billigung periodisch mit den neuen 
kantonalen und kommunalen Eck-
werten aufdatiert wird. Gleichzeitig 
wäre es wünschenswert, auf der 
Grundlage der ab 2009 erweiterten 
Statistikkompetenzen des KVG in 
Zusammenarbeit mit dem BFS die 
Daten zum Mengengerüst der Prä-
mienverbilligung bereitzustellen.

Reinhold Preuck, Finanzspezialist, Direk-
tionsbereich Kranken- und Unfallversiche-
rung, BAG. 
E-Mail: reinhold.preuck@bag.admin.ch

Till Bandi, Dr. oec. HSG, Leiter Sektion Sta-
tistik und Mathematik, Abteilung Aufsicht 
Krankenversicherung, Direktionsbereich 
Kranken- und Unfallversicherung, BAG. 
E-Mail: till.bandi@bag.admin.ch

Einkommensabhängige Prämienbelastung (zwei Erwachsene, zwei Kinder)8  G3
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Familienfragen

07.3877 – Postulat Schenker Silvia, 
21.12.2007: 
Besserstellung von Alleinerziehen-
den

Nationalrätin Silvia Schenker (SP, 
BS) hat folgendes Postulat einge-
reicht: 

«Der Bundesrat wird aufgefordert, 
einen Bericht über die Situation der 
Alleinerziehenden in der Schweiz zu 
erstellen und daraus abgeleitet in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen 
einen Massnahmenplan zu erarbei-
ten, der eine Besserstellung von Al-
leinerziehenden zum Ziel hat. 

Begründung
Es ist unbestritten und wird mit 

verschiedenen Untersuchungen be-
legt, dass viele Alleinerziehende von 
Armut bedroht sind. Viele Alleiner-
ziehende arbeiten in prekären Ar-
beitsverhältnissen oder haben – we-
gen der Kinder – niedrige Teilzeit-
pensen. Dies führt in vielen Fällen 
dazu, dass das Einkommen zur Exis-
tenzsicherung nicht ausreicht und 
die Sozialhilfe ergänzend eingreifen 
muss. 

Besonders wichtig sind für Allein-
erziehende die Alimente. Nach wie 
vor wird die Bevorschussung der 
Alimente kantonal unterschiedlich 
geregelt. Das führt zu grossen Un-
gleichheiten.»

Antwort des Bundesrates vom 
27.2.2008

«Tatsächlich weisen verschiedene 
Studien darauf hin, dass Alleinerzie-
hende oft unter schwierigen finanzi-
ellen Verhältnissen leben und dass 
sie das höchste Risiko tragen, von 
Sozialhilfeleistungen abhängig zu 
werden. Wie die Sozialhilfestatistik 
2005 des Bundesamtes für Statistik 
(BFS) zeigt, bezieht jeder 6. Haus-
halt mit einem alleinerziehenden El-
ternteil Sozialhilfeleistungen.

Bei Fragen zu Armut oder zu Fa-
milien ist der Bundesrat stets be-
strebt, die Situation von Alleinerzie-
henden besonders zu beachten, so 

beispielsweise in der Sozialhilfesta-
tistik oder im Familienbericht des 
BFS, welcher im Herbst 2008 er-
scheint.

Auf Bundes-, Kantons- und Ge-
meindeebene wurden bereits zahl-
reiche Massnahmen ergriffen oder 
es werden Massnahmen geprüft:
•	 Erwerbseinkommen bzw. die Mög-

lichkeiten zur Vereinbarung von 
Kinderbetreuung und Erwerbsar-
beit: Für die Vereinbarkeit von 
 Familie und Beruf von Bedeutung 
sind Blockzeiten in der Schule und 
ein genügend grosses Angebot an 
familienergänzenden Betreuungs-
plätzen für Kinder im Vorschul- 
und Schulalter. Beides fällt in die 
Zuständigkeit der Kantone und 
Gemeinden. Die flächendeckende 
Einführung von Blockzeiten und 
ein bedarfsgerechter Ausbau des 
Betreuungsangebotes für Schul-
kinder ausserhalb der Unterrichts-
zeiten sind im Rahmen des von 
der Schweizerischen Konferenz 
der kantonalen Erziehungsdirek-
toren (EDK) im Juni 2007 verab-
schiedeten Konkordats über die 
Harmonisierung der obligatori-
schen Schule (HarmoS) vorgese-
hen. Der Bund fördert den Ausbau 
des Angebots an familienergän-
zender Betreuung für Kinder im 
Vorschul- und Schulalter mit der 
Anstossfinanzierung für familien-
ergänzende Betreuungsplätze. We-
sentlich für die Vereinbarkeit von 
Familie und Erwerbsarbeit sind im 
Weiteren flexible Arbeitszeitmo-
delle für Eltern. Gefordert ist hier 
insbesondere die Wirtschaft.

•	 Steuern:	 Im	Bereich	der	direkten	
Bundessteuer (DBG) wird der Si-
tuation von alleinerziehenden Per-
sonen bereits nach geltendem 
Recht Rechnung getragen, indem 
diesen wie den Ehepaaren der 
mildere Tarif gewährt wird. Auch 
in den Kantonen erhalten die Al-
leinerziehenden gemäss Steuer-
harmonisierungsgesetz (StHG) und 
Rechtsprechung des Bundesge-
richts genau die gleiche steuerli-
che Ermässigung wie die in unge-

trennter Ehe lebenden Steuer-
pflichtigen mit Kindern. Bei der 
Reform der Ehe- und Familienbe-
steuerung sollen möglichst ausge-
wogene Belastungsrelationen zwi-
schen den einzelnen Kategorien 
von Steuerzahlenden erreicht wer-
den, indem diese nach ihrer tat-
sächlichen wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit besteuert werden.

•	 Alimente	bzw.	deren	Bevorschus-
sung: Im Rahmen der Umsetzung 
des Postulats 06.3003 der Kom-
mission für soziale Sicherheit und 
Gesundheit des Nationalrates 
(SGK-NR) bezüglich der Alimen-
tenbevorschussung und des Ali-
menteninkassos werden zurzeit 
Vorschläge zur Harmonisierung 
der Gesetzgebung geprüft und ein 
entsprechender Bericht verfasst.

•	 Spezifische bedarfsabhängige Leis-
tungen: In zwei parlamentarischen 
Initiativen (00.436 Pa.Iv. Jaqueline 
Fehr, 00.437 Pa.Iv. Meier-Schatz) 
wird die Schaffung von Ergän-
zungsleistungen für Familien auf 
Bundesebene gefordert. Das Ge-
schäft wird von einer Subkommis-
sion der SGK-NR behandelt. Zu-
dem wird zurzeit im Rahmen der 
Umsetzung der Motion 06.3001 
SGK-NR eine gesamtschweizeri-
sche Strategie zur Bekämpfung 
der Armut erarbeitet. Dabei wird 
speziell auch die Situation von Al-
leinerziehenden geprüft, und al-
lenfalls werden Anpassungen be-
stehender Massnahmen oder neue 
Massnahmen vorgeschlagen.

Aus Sicht des Bundesrates wird die 
Verbesserung der finanziellen Situa-
tion von Alleinerziehenden bereits 
ausführlich angegangen, und es be-
steht zurzeit kein weiterer Hand-
lungsbedarf. Unter diesen Umstän-
den erübrigt sich die Erstellung eines 
Berichtes. Hinzu kommt, dass die Si-
tuation der Alleinerziehenden in der 
Ende 2007 erschienenen Publikation 
der Caritas Schweiz ‹Alleinerziehen-
de zwischen Kinderkrippe, Arbeits-
platz und Sozialamt› umfassend dar-
gestellt ist.»
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beauftragt, ihm eine allfällige Teilre-
vision der PAVO bis Ende 2008 zu 
unterbreiten. Es gilt nun das Ergeb-
nis dieser Prüfung abzuwarten, be-
vor Aussagen oder Zusicherungen 
zum Anliegen der Motion gemacht 
werden können. Der Bundesrat 
lehnt die Motion deshalb ab.»

Erklärung des Bundesrates vom 
7.5.2008

Der Bundesrat beantragt die Ab-
lehnung der Motion.

Familienfragen / Steuerrecht

08.3166 – Motion Schmidt Roberto, 
20.3.2008: 
Steuerabzug für die Kinder-
betreuung durch Dritte

Nationalrat Roberto Schmidt 
(CVP, VS) hat folgende Motion ein-
gereicht:

«Das Bundesgesetz vom 14. De-
zember 1990 über die direkte Bun-
dessteuer (DBG) und das Bundes-
gesetz vom 14. Dezember 1990 über 
die Harmonisierung der direkten 
Steuern der Kantone und Gemein-
den (StHG) sind derart zu ändern, 
dass für die Kosten der Kinderbe-
treuung durch Dritte ein Steuerab-
zug gewährt werden kann, wenn 
Steuerpflichtige, die mit Kindern  
im gleichen Haushalt leben, deren 
Betreuung infolge Erwerbstätigkeit, 
Erwerbsunfähigkeit oder Ausbil-
dung nicht selber wahrnehmen kön-
nen. 

Begründung
Steuerpflichtige, die mit Kindern 

im gleichen Haushalt zusammenle-
ben und deren Betreuung infolge 
Erwerbstätigkeit, Erwerbsunfähig-
keit oder Ausbildung nicht selber 
wahrnehmen können, sind oftmals 
gezwungen, Dritte mit der Kinder-
betreuung zu beauftragen (familien-
ergänzende Betreuungsplätze, Kin-
derkrippen, Tagesfamilien, Einrich-
tungen der schulergänzenden Be-
treuung usw.). Die dabei anfallenden 

wie Tagesschulen und Horte) nicht 
vermischt werden. Deshalb ist zu 
prüfen, ob es zwei separate Erlasse 
braucht oder zumindest zwei klar 
getrennte Kapitel. 

Einige Kantone haben in der Zwi-
schenzeit Richtlinien ausgearbeitet. 
Fach-Verbände und -Institutionen 
verfügen über profundes Fachwissen 
und Konzepte zum Thema. Es ist 
notwendig, dass diese Kreise ver-
mehrt in die Diskussion einbezogen 
werden. Ein besonderes Problem 
stellen die Arbeits- und Ausbildungs-
bedingungen für Betreuungsperso-
nen dar. Viele Betreuungseinrich-
tungen müssen, aufgrund der gene-
rellen Unterfinanzierung in diesem 
Bereich, mit unausgebildeten Perso-
nen arbeiten. Die neue Ausbildung 
‹Fachangestellte Betreuung› kann 
dazu beitragen, zumindest in der 
Deutschschweiz das allgemeine Aus-
bildungsniveau zu erhöhen. Das darf 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Ausbildung für eine umfas-
sende Verantwortung im Bereich 
Kinderbetreuung nicht ausreicht 
und dass die Löhne vergleichsweise 
niedrig sind.»

Antwort des Bundesrates vom 
7.5.2008

«Der Bundesrat hat anfangs 2008 
beschlossen, in Zusammenarbeit mit 
den Kantonen eine Teilrevision der 
Verordnung vom 19. Oktober 1977 
über die Aufnahme von Kindern zur 
Pflege und zur Adoption (PAVO) zu 
prüfen. Gegenstand dieser Prüfung 
bilden insbesondere die Fragen der 
Weiterentwicklung und Professiona-
lisierung des Pflegekinderwesens so-
wie die Anpassung der Verordnung 
an die heutigen gesellschaftlichen 
Verhältnisse und an die Herausfor-
derungen der Integration. In diesem 
Rahmen wird auch zu klären sein, 
wieweit Qualitäts-, Anstellungs- und 
Ausbildungsvorgaben für den Be-
reich der familienergänzenden Be-
treuung in der Tagespflege und bei 
der Fremdplatzierung in Heimen auf 
Bundesebene gemacht werden sol-
len. Der Bundesrat hat das EJPD 

Erklärung des Bundesrates vom 
27.2.2008

Der Bundesrat beantragt die Ab-
lehnung des Postulates.

 
08.3011 – Motion Goll Christine, 
3.3.2008: 
Qualität und gute Anstellungs be-
dingungen in der Tagesbe treu ung

Nationalrätin Christine Goll (SP, 
ZH) hat folgende Motion einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird aufgefordert, 
im Rahmen der von den Kantonen 
gewünschten Revision der Pflege-
kinderverordnung die pädagogische 
Qualität sowie die Anstellungs- und 
Ausbildungsbedingungen in der fa-
milien- und schulergänzenden Tages-
betreuung so zu definieren, dass die-
se ihre Bildungs- und Integrations-
aufgabe bestmöglich wahrnehmen 
kann. 

Insbesondere müssen die Ausbil-
dungsvoraussetzungen und die Be-
treuungsschlüssel in den Einrichtun-
gen so definiert sein, dass Infrastruk-
turen der Kinderbetreuung, wie 
Krippen oder Horte, in der Lage 
sind, ergänzend zu Schule und El-
ternhaus, die soziale, intellektuelle 
und sprachliche Entwicklung der 
Kinder bestmöglich zu fördern. 

Begründung
Die familien- und schulergänzen-

de Tagesbetreuung wird derzeit er-
freulicherweise stark ausgebaut. Der 
grosse Nachholbedarf in der Schweiz 
führt aber bedauerlicherweise dazu, 
dass die Aufmerksamkeit fast aus-
schliesslich auf dem quantitativen 
Ausbau liegt, während die Qualität 
und bildungspolitische Aspekte auf 
der Strecke bleiben. Die anstehende 
Revision der Pflegekinderverord-
nung bietet die Chance, diesen As-
pekten mehr Gewicht zu geben. Da-
bei ist allerdings darauf zu achten, 
dass der Bereich Fremdplatzierung 
(Pflegefamilien und Heime) und der 
Bereich familien- und schulergän-
zende Kinderbetreuung (Tagesfami-
lien, Kindertagesstätten/Krippen so-
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3. Ist er nicht auch der Ansicht, dass 
damit die Chancengleichheit von 
Frau und Mann auf dem Arbeits-
markt gefördert würde?

4. Ist er nicht auch der Ansicht, dass 
diese Massnahmen zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situa-
tion von Familien mit bescheide-
nem Einkommen führten?

5. Kann er sagen, wie viele Personen 
Kinder betreuen (Hausangestell-
te, Tagesmütter),

 a.  deren Lohn nicht bei der AHV 
gemeldet ist?

 b.  deren Einkommen in keiner 
Steuererklärung auftaucht?

 c.  die sich illegal in der Schweiz 
aufhalten?

6. Ist er nicht auch der Auffassung, 
dass diese Massnahmen Familien, 
die ihre Kinder «schwarz» oder 
«grau» betreuen lassen, dazu 
bringen könnten, sich an die ge-
setzlichen Vorschriften zu halten 
und insbesondere die Betreu-
ungspersonen und deren Lohn 
der AHV zu melden?

7. Kann er sagen, wie viel die AHV 
und die Steuerverwaltung da-
durch mehr einnehmen wür-
den?»

Gesundheitswesen

08.3224 – Motion Zisyadis Josef, 
20.3.2008: 
Handy-Verbot für Kinder

Nationalrat Josef Zisyadis (PDA, 
VD) hat folgende Motion einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
ein generelles Handy-Verbot für 
Kinder unter 14 Jahren in die Tat 
umzusetzen, um den unmittelbaren 
und künftigen Gefahren für ihre Ge-
sundheit vorzubeugen.

Begründung
Die Zahl der Kinder, die ein Han-

dy benützen, hat enorm zugenom-
men. Im Jahr 2005 besassen in 
Deutschland 47 Prozent der Kinder 
zwischen 6 und 13 Jahren ein Mobil-
telefon. In Grossbritannien erhält 

zunehmen. In diesen Fällen ist es 
ungerecht, wenn man die Kinderbe-
treuungskosten weiterhin als «reine 
Lebenshaltungskosten» betrachtet. 
Die Kosten der familienexternen 
Kinderbetreuung sind für sie die Vo-
raussetzung, um überhaupt erwerbs-
tätig sein zu können. 

Mit einem zusätzlichen Steuerab-
zug – wie er bereits in verschiedenen 
Kantonen besteht – könnten die be-
rufsbedingten Kosten der Kinderbe-
treuung wenigstens teilweise ausge-
glichen werden.»

08.3210 – Interpellation Moret 
Isabelle, 20.3.2008: 
Steuerabzug für Kinderbetreuung

Nationalrätin Isabelle Moret 
(FDP, VD) hat folgende Interpella-
tion eingereicht:

«Familien mit bescheidenem Ein-
kommen beschränken sich heute oft 
auf ein einziges Einkommen, weil 
Kinderbetreuungskosten und Steuer-
progression ein zweites Einkommen 
gleich auffressen würden. Unsere 
Wirtschaft braucht aber das Know-
how der Frauen, und die Frauen, die 
lange nicht einer Erwerbstätigkeit 
nachgingen, haben Mühe, sich wieder 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

Deshalb bitte ich um Antwort auf 
folgende Fragen:
1. Steuerabzüge für die Kinderbe-

treuung auf Bundesebene und die 
Schaffung der Möglichkeit, auf 
Kantonsebene noch weiter ge-
hende Steuerabzüge zu gewähren 
(Änderung des StHG), könnten 
Frauen mit Kindern dazu ermuti-
gen, dem Arbeitsmarkt nicht zu 
lange fernzubleiben, und damit 
deren finanzielle Lage verbessern, 
wenn die Kinder aus dem Haus 
sind. Gleichzeitig würden sie das 
Wirtschaftswachstum ankurbeln. 
Ist der Bundesrat nicht auch die-
ser Ansicht? 

2. Kann er abschätzen, wie viele 
Frauen dank diesen beiden Mass-
nahmen – mindestens teilzeitlich 
– eine Erwerbstätigkeit (wieder-)
aufnehmen würden?

Kosten können bei der direkten 
Bundessteuer sowie bei einzelnen 
Kantons- und Gemeindesteuern 
nicht zum Abzug zugelassen wer-
den. 

Benachteiligt werden durch die 
heutige gesetzliche Regelung vor al-
lem Alleinerziehende – meistens 
Frauen – sowie Ehegatten, wenn 
 beide Ehepartner erwerbstätig sind 
oder ein Ehegatte aufgrund von 
Krankheit oder Invalidität nicht in 
der Lage ist, die Betreuung der Kin-
der wahrzunehmen. 

Verschiedene Kantone haben für 
diese Fälle in den letzten Jahren 
 einen nach oben begrenzten Abzug 
in ihre Steuergesetzgebungen aufge-
nommen und damit anerkannt, dass 
diese Betreuungskosten im weites-
ten Sinn ‹berufsbedingt› sind und 
aus sozialpolitischen Gründen bis zu 
einem bestimmten Höchstbetrag als 
abzugsberechtigt erklärt werden 
sollten. 

Auch der Bundesrat hat bei der 
Beantwortung früherer parlamenta-
rischer Vorstösse (z.B. Motion Teu-
scher 02.3718) die Einführung eines 
Kinderbetreuungsabzugs im Rah-
men künftiger Reformen der Ehe-
paar- und Familienbesteuerung in 
Aussicht gestellt. 

Im Sinne der Steuerharmonisie-
rung ist es angezeigt, diesen Kinder-
betreuungsabzug unter bestimmten 
Voraussetzungen und bis zu einem 
Höchstbetrag auch bei der direkten 
Bundessteuer zu gewähren. Durch 
eine Änderung des StHG ist zudem 
die Einführung eines Kinderbetreu-
ungsabzugs auch den Kantonen 
zwingend vorzuschreiben, wobei die 
Festlegung des Höchstbetrages in 
der Kompetenz der Kantone bleiben 
soll. 

Von einem Steuerabzug für Kin-
derbetreuungskosten würden in ers-
ter Linie alleinerziehende Frauen 
mit tiefen und mittleren Einkommen 
profitieren, die oftmals aus finanziel-
len Gründen gezwungen sind, einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen und 
nicht in der Lage sind, während die-
ser Zeit die Kinderbetreuung wahr-
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Begründung
Zur Finanzierung der IV-Zusatzfi-

nanzierung (05.053) wurde ein von 
der AHV unabhängiger Fonds für 
die IV geschaffen. Dieser wird zu-
nächst durch ein Darlehen des AHV-
Fonds gespiesen. Damit dieser Fonds 
genügend Mittel enthält und die 
durch die Auswirkungen der 5. IV-
Revision zu erwartenden Schwan-
kungen ausgleichen kann, sind in 
Ergänzung zu den vom Parlament 
gesprochenen Mittel zusätzliche Gel-
der unverzichtbar. Nur so kann die-
ses Sozialversicherungssystem mit-
telfristig überleben, ohne dass ein 
neuer Leistungsabbau nötig wird.

Auf der anderen Seite sind, ent-
gegen der Beteuerungen des Bun-
desrates, der Nationalbank und der 
Wirtschaftskreise im Zusammen-
hang mit der Abstimmung über die 
KOSA-Initiative, die Gewinne der 
Nationalbank beträchtlich. In den 
Jahren 2005 und 2006 wurde der 
schweizerischen Bevölkerung weis-
gemacht, die Initianten und Initian-
tinnen überschätzten die potentiel-
len Erträge der Nationalbank bei 
Weitem. Professor Baltensperger 
von der Uni Bern zum Beispiel 
schätzte den Ertrag auf etwa eine 
Milliarde Franken. 2005 betrug der 
Jahresgewinn aber 12 Milliarden, 
2006 4,1 Milliarden und 2007 7,2 Mil-
liarden Franken. Nach der Ausschüt-
tung von 2,5 Milliarden Franken an 
den Bund und die Kantone ist die 
Reserve um 9,5, 1,6 und 4,7 Milliar-
den Franken gestiegen, das heisst um 
15,8 Milliarden Franken in drei Jah-
ren. Wahrlich genug, um daraus ei-
nen Beitrag zur Sanierung der IV zu 
leisten!»

Antwort des Bundesrates vom 
7.5.2008

«Es ist unbestritten, dass AHV 
und IV wichtige Sozialwerke sind. 
Es ist aber fragwürdig, dass wenn im-
mer Finanzierungsquellen für Sozi-
alwerke erschlossen werden sollen, 
die Nationalbankaktiven ins Spiel 
gebracht werden. Die Verknüpfung 
von Nationalbankerträgen mit spezi-

rollierten Methoden- und Produk-
temarktes zu erarbeiten, die Kont-
rolle von Anti-Aging-Produkten 
und -Methoden zu verstärken und 
die Entwicklung von Präventions-
massnahmen für ein gesundes Alter 
zu fördern.

Begründung
Die kürzlich publizierte TA-

SWISS-Studie zur Anti-Aging-Me-
dizin kommt zum Schluss, dass das 
Angebot an Behandlungsmethoden, 
die ein Gesundheitsrisiko darstellen, 
besser zu regulieren sei, um die Kon-
sumentinnen und Konsumenten vor 
Gefahren zu schützen und den Ärz-
ten eine grössere Behandlungssi-
cherheit zu geben. Das BAG und 
Swissmedic müssten ihre Kontroll-
funktion, was die Wirksamkeit und 
die Sicherheit der Methoden betref-
fe, stärker wahrnehmen. Sie hätten 
mit den medizinischen Fachgesell-
schaften Lösungen zu erarbeiten, um 
neue Anwendungen einem Geneh-
migungsverfahren zu unterstellen. 
Die Bedeutung des Anti-Aging-
Markts sei zu untersuchen und die 
Entwicklung und Anwendung von 
Präventionsmassnahmen oder -pro-
grammen, für ein besseres oder ge-
sünderes Altern, seien zu fördern. 
Der Bundesrat hat diese Handlungs-
aspekte im Rahmen seiner Strategie 
für eine schweizerische Alterspolitik 
aufzunehmen.»

Invalidenversicherung

08.3174 – Motion Rossini 
Stéphane, 20.3.2008: 
Gewinn der Nationalbank zur 
Äufnung des neuen IV-Ausgleichs-
fonds

Nationalrat Stéphane Rossini (SP, 
VS) hat folgende Motion einge-
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
eine gesetzliche Grundlage zu schaf-
fen, damit der neue IV-Ausgleichs-
fonds mit 5 Milliarden Franken aus 
dem Gewinn der Nationalbank ge-
spiesen werden kann.

ein Kind im Durchschnitt mit 8 Jah-
ren sein erstes «mobile phone» ge-
schenkt. Gemäss der Eurobarome-
ter-Umfrage von 2005 hatten in 
mehreren Ländern mehr Kinder ein 
Handy als Zugang zum Internet. Es 
geht hier um einen Markt, in dem 
beachtliche Gewinne erzielt wer-
den, aber auch um einen Markt, der 
sich zwar auf die Kinder ausrichtet, 
dessen finanzielle Auswirkungen je-
doch voll zulasten der Eltern ge-
hen.

Über die erheblichen gesundheit-
lichen Risiken, die der Handy-Ge-
brauch für Kinder mit sich bringt, 
gibt es schon sehr viele wissenschaft-
liche Studien. Offensichtlich reagie-
ren Kinder besonders empfindlich 
auf die hochfrequente Strahlung der 
Mobiltelefone, da sich ihr Organis-
mus noch in der Entwicklung befin-
det. Überdies kann der mit der 
Strahlung einhergehende Wärme-
Effekt grössere Schädigungen be-
wirken, ja sogar Krebs auslösen.

Da somit für eine ganze Genera-
tion eine grössere Gefährdung der 
Gesundheit nicht ausgeschlossen 
werden kann, rechtfertigen sich vor-
beugende Massnahmen.

Deshalb erscheint es angemessen, 
in der Schweiz als Schutz- und Vor-
sichtsmassnahme ein generelles Ver-
bot der Herstellung und des Ver-
kaufs von Handys für Kinder unter 
14 Jahren zu erlassen und die Benüt-
zung von Handys durch diese Kinder 
zu untersagen.»

08.3161 – Postulat Heim Bea, 
20.3.2008: 
Anti-Aging-Medizin

Nationalrätin Bea Heim (SP, SO) 
hat folgendes Postulat eingereicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
auf der Basis eines nationalen For-
schungsprogramms zur Anti-Aging-
Medizin sowohl Abklärungen zu 
deren Wirksamkeit durchzuführen 
wie auch ethische Leitlinien und Si-
cherheitsstandards zum Schutz der 
Konsumentinnen und Konsumen-
ten vor den Gefahren des unkont-
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Familienfragen

08.3189 – Motion Galladé Chantal, 
20.3.2008: 
Familienbasierte Prävention im 
Frühbereich

Nationalrätin Chantal Galladé (SP,  
ZH) hat folgende Motion einge-
reicht:
«1. Der Bundesrat wird eingeladen, 

gestützt auf den Bericht ‹Präven-
tion von Jugendgewalt 2006›, die 
nächsten Schritte an die Hand zu 
nehmen und die Umsetzung zent-
raler Massnahmen im Frühbe-
reich zu begleiten und zu koordi-
nieren. 

2. In der laufenden Legislatur ist für 
kantonale Programme und Mass-
nahmen im Frühbereich für die 
familienbasierte Prävention ein 
Sonderkredit von 7 Millionen 
Franken zu bewilligen.

3. Unterstützt werden sollen geeig-
nete Beratungs- und Unterstüt-
zungsmassnahmen zur Verbesse-
rung der Kompetenz und Stär-
kung der Verantwortung von Er-
ziehungsberechtigten im Frühbe-
reich.

4. Die vom Bund unterstützten Mass-
nahmen und Programme sollen 
darauf zielen, gezielt die soziale 
und gesellschaftliche Kompetenz 
zu stärken und damit die Integra-
tions- und Leistungsfähigkeit der 
heranwachsenden Kinder in Fa-
milie, Beruf und Gesellschaft zu 
fördern und zu verbessern. 

5. Der Fokus ist insbesondere auf 
Familien mit besonderen sozialen 
und gesundheitlichen Risiken zu 
legen.

Begründung
Die Entwicklung der persönlichen 

Gesundheit wird wesentlich vom 
Bildungsniveau mitbestimmt. Und 
die Verhaltensmuster im familiären 
Umfeld der ersten Lebensjahre wer-
den sozial weitergereicht: Schwere 
Konflikte und Krisen übertragen 
sich von den Eltern häufig auf ihre 
Kinder. Ungenügende Bildung, eine 
schlechte gesellschaftliche Integra-

Es ist nun aber gerade diese Unsi-
cherheit bezüglich der zukünftigen 
Entwicklungen, der die Motion nicht 
Rechnung trägt. Die Buchgewinne 
auf dem Gold wecken Begehrlich-
keiten; dabei wird ein möglicher 
Preisrückgang beim Gold unbewusst 
oder bewusst ignoriert. So schnell 
wie diese Buchgewinne sich auftür-
men, so schnell können sie auch 
wegschmelzen. Im Jahre 1980 koste-
te ein Kilo Gold über 35 000 Fran-
ken. Bis Ende 1999 sank der Kilo-
preis in Franken auf gut 12 000. Vor 
dem Hintergrund der starken Gold-
preisschwankungen ist daher ein 
kontinuierlicher Abbau der Aus-
schüttungsreserve anzustreben, wel-
cher im Falle starker Goldpreisbe-
wegungen Anpassungen erlaubt. 
Zudem haben die Turbulenzen an 
den Finanzmärkten die Bedeutung 
ausreichender Währungsreserven 
deutlich gemacht.

Zudem muss im Interesse der de-
fizitären Versicherung vermieden 
werden, dass sich die dringend not-
wendige finanzielle Konsolidierung 
der IV verzögert. Die Frage der IV-
Zusatzfinanzierung und der Schaf-
fung eines eigenen Ausgleichsfonds 
der IV ist seit einiger Zeit Gegen-
stand der parlamentarischen Bera-
tung. Das Geschäft befindet sich be-
reits in der Differenzbereinigung. 
Somit ist zu erwarten, dass die Vorla-
ge von den eidg. Räten in den nächs-
ten Monaten verabschiedet werden 
kann. Auch vor diesem Hintergrund 
erachtet es der Bundesrat nicht für 
opportun, weitere und vor allem um-
strittene Finanzierungsmöglichkei-
ten zur Diskussion zu stellen. 

Der Bundesrat lehnt aus den ge-
nannten Gründen die Motion ab.»

Erklärung des Bundesrates vom 
7.5.2008

Der Bundesrat beantragt die Ab-
lehnung der Motion.

fischen Zwecken ist grundsätzlich 
gefährlich. Sie gefährdet die Unab-
hängigkeit der Notenbank und da-
mit auch deren Glaubwürdigkeit. 
Die Glaubwürdigkeit ist das wich-
tigste Kapital einer Notenbank. Sie 
wird beeinträchtigt, wenn laufend 
Diskussionen über die Abführung 
von Nationalbankaktiven vom Zaun 
gerissen werden.

Es ist richtig, dass die Ausschüt-
tungsreserve in den letzten drei 
 Jahren (Geschäftsjahre 2005–2007) 
markant angestiegen ist. Die Zuwei-
sungen an die Ausschüttungsreserve 
betrugen – wie in der Begründung 
zur Motion erwähnt – kumuliert 15,8 
Mrd. Franken. Der Grund für den 
starken Anstieg der Ausschüttungs-
reserve in den vergangenen drei Jah-
ren sind die ausserordentlich hohen 
Buchgewinne auf dem Goldbestand. 
Ein Kilo Gold kostete Ende 2004 
rund 16 000 Franken, innerhalb von 
drei Jahren, d.h. bis Ende 2007, stieg 
der Kilopreis auf gut 30 000 Franken. 
Für die Geschäftsjahre 2005–2007 
resultierte insgesamt ein Ertrag auf 
dem Gold in der Höhe von 18,1 Mrd. 
Franken (2005: 7,5 Mrd., 2006: 4,2 
Mrd. und 2007: 6,4 Mrd. Franken). 
Im Gegensatz zum Gold rentierten 
die Devisenreserven und die Fran-
kenaktiven in etwa gemäss den ur-
sprünglichen Erwartungen. 

EFD und SNB haben dem Anstieg 
der Ausschüttungsreserve in der Ge-
winnausschüttungsvereinbarung 
vom 14. März 2008 Rechnung getra-
gen. Der Anstieg ermöglicht es der 
SNB aus heutiger Sicht, die derzei-
tige Höhe der jährlichen Ausschüt-
tung von 2,5 Mrd. Franken an Bund 
(1/3) und Kantone (2/3) bis zum 
 Geschäftsjahr 2017 beizubehalten. 
Bund und Kantone können im Rah-
men des ordentlichen Budgetprozes-
ses über diese Mittel verfügen. Da 
jedoch die Planung über einen der-
art langen Zeitraum mit beträcht-
lichen Unsicherheiten verbunden ist, 
wird die Vereinbarung überprüft, 
wenn die Ausschüttungsreserve ne-
gativ wird oder spätestens nach fünf 
Jahren.
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Programme weitgehend inexistent 
sind. Dies im Gegensatz zu Pro-
grammen ab Kindergarten und 
Schulalter, für die seit dem Jahr 
2000 ca. 14 Millionen Franken in-
vestiert wurden, welche aber mitt-
lerweile wieder abgesetzt wurden. 

Mit unterstützenden Informatio-
nen und Massnahmen sollen die 
Kantone ermuntert und unterstützt 
werden, um in Respektierung der el-
terlichen Erziehungsgewalt insbe-
sondere Familien mit besonderen 
sozialen, gesellschaftlichen oder ge-
sundheitlichen Risikofaktoren ent-
sprechende Informationen und Pro-
gramme anzubieten und diesbezüg-
lich in die Verantwortung zu neh-
men.»

die spätere Entwicklung vom letz-
ten Schwangerschaftsdrittel bis ca. 
zum 3. Lebensjahr stattfinden. Die 
Kompetenz der Erziehungsberech-
tigten im Frühbereich entscheidet 
folglich massgeblich darüber, ob die 
gesunde Entwicklung ihrer Kinder 
nachhaltig positiv oder nachhaltig 
negativ beeinflusst wird. Insbeson-
dere in dieser prägenden Phase vor 
dem Kindergarten und vor der Ein-
schulung sind namentlich gerade 
Familien und Alleinerziehende mit 
besonderen sozialen Risiken durch 
Fachpersonen oder mit Fachwissen 
kaum zu erreichen. Das hat auch 
damit zu tun, dass diesbezügliche 
vom Bund oder von Gesundheits-
förderung Schweiz unterstützte 

tion oder permanente schwere in-
nerfamiliäre Konflikte verstärken 
sich gegenseitig und gefährden die 
gesunde Entwicklung und die Leis-
tungsfähigkeit der heranwachsenden 
Kinder. Dies hat hohe volkswirt-
schaftliche Kosten zur Folge: 50 Pro-
zent der psychischen Erkrankungen 
zeigen sich ein erstes Mal bis zum 14. 
Lebensjahr und die betroffenen Ju-
gendlichen besitzen ein 8- bis 10-fach 
erhöhtes Risiko, im Erwerbsalter we-
gen einer psychischen Erkrankung 
eine IV-Rente zu beziehen. Stark er-
höht ist bei diesen jungen Menschen 
dann auch die Anfälligkeit für Such-
terkrankungen und Suizide. 

Experten betonen unisono, dass 
die massgeblichen Prägungen für 
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Datum Veranstaltung Ort Auskünfte

26.8.08 Sozialversicherungsrechts-
tagung 2008 – 2. Durchführung 
(vgl. Hinweis)

Luzern, Grand Casino Institut für Rechtswissen-
schaft und Rechtspraxis, 
Universität St.Gallen, 
Bodanstrasse 4
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 224 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

28.8.08 Das Krankenversicherungsge-
setz: Der Kampf ums Überleben 
beginnt!

Luzern, Grand Casino Institut für Rechtswissen-
schaft und Rechtspraxis, 
Universität St.Gallen, 
Bodanstrasse 4
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 224 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

29./30.8.08 Kinder in Konfliktfamilien bei 
Trennung und Scheidung. 
Risiken und Handlungsleitlinien

Freiburg, Weiter-
bildungszentrum 
Universität

Weiterbildungsstelle, 
Universität Freiburg
Rue de Rome, 6
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

1.-3.9.08 Betreuungs- und Pflegeschaden Filzbach/Kerenzerberg, 
Hotel Römerturm

Institut für Rechtswissen-
schaft und Rechtspraxis, 
Universität St.Gallen, 
Bodanstrasse 4
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 224 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

4.9.08 DAS Eingliederungs-
management

Olten, Fachhochschule 
Nordwestschweiz, 
Riggenbachstrasse 16

Fachhochschule Nordwest-
schweiz, 4600 Olten
T: 062 311 96 27
F: 062 311 96 41
www.fhnw.ch/sozialearbeit

9./16.9.08 Grundausbildung eidg. 
Sozialversicherungen

Olten, Hotel Arte Fachschule für Personalvor-
sorge AG, Bälliz 64
Postfach 2079
3601 Thun
T: 033 227 20 42
F: 033 227 20 45
info@fs-personalvorsorge.ch
www.fs-personalvorsorge.ch

11.9.08 Absenzen managen und 
Gesundheit fördern im Betrieb 
(18 Kurstage)

Olten, Fachhochschule 
Nordwestschweiz

Fachhochschule Nordwest-
schweiz, Riggenbachstr. 16
4600 Olten
www.fhnw.ch

18./19.9.08 7. Freiburger Sozialrechtstage Freiburg, Universität Weiterbildungsstelle, 
Universität Freiburg
Rue de Rome, 6
1700 Freiburg
T: 026 300 73 47
F: 026 300 96 49
formcont@unifr.ch
www.unifr.ch/formcont

Sozialversicherungsrechts
tagung 2008

Diese Tagung ist zunächst der 
Analyse von neueren sozialversiche-
rungsrechtlichen Urteilen der bun-
desgerichtlichen Praxis gewidmet. 
Wie kommt es, dass Rückweisungs-
urteile kantonaler Versicherungsge-
richte als «Zwischenentscheide» ge-
wertet werden müssen? Steht die 
Idee einer Bindungswirkung der In-
validitätsschätzungen unter den So-
zialversicherungen vor der Auflö-
sung? Was zählt zu den Dauerleis-
tungen in der Sozialversicherung 
und steht daher unter den Schutzwir-
kungen der rechtskräftigen Festle-
gung? Sodann sorgen Rentenüber-
prüfungsaktionen der IV-Stellen 
(gefolgt von solchen der Pensions-
kassen) mit schmerzhaften Revisio-
nen in langjährig laufenden Renten-
verhältnissen für Unsicherheit. Gilt 
zum Schutz der langjährigen Ren-
tenbezügerInnen vor dem wirtschaft-
lichen Nichts ein Wiedereingliede-
rungsanspruch vor der Rentenein-
stellung?

Schliesslich wird heute die medi-
zinische Begutachtungspraxis unter 
dem Eindruck von Vorgaben der 
Rechtsprechung zu «invaliditätsfrem-
den» Einflüssen auf die Arbeitsfähig-
keit und zur «zumutbaren Schaden-
minderungspflicht» in zunehmend 
schwierigere Operationen gedrängt: 
Kann und muss der medizinische 
Gutachter – gewissermassen mit dem 
Skalpell – am Gewächs der Arbeits-
unfähigkeit das Invaliditätsfremde 
überhaupt präzis herausschneiden? 
Dazu kommt ein erfahrener ME-
DAS-Gutachter zu Wort.
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

 

KV Obligatorische Krankenpflegeversicherung OKPV 1990 2000 2005 2006 2007 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 8 869 13 944 18 907 19 685 … 4,1%
davon Prämien (Soll)  6 954 13 442 18 554 19 384 … 4,5%

Ausgaben  8 417 14 056 18 375 18 737 … 2,0%
davon Leistungen  8 204 15 478 20 383 20 653 … 1,3%
davon Kostenbeteiligung  –801 –2 288 –2 998 –3 042 … 1,5%

Rechnungssaldo  451 –113 532 948 … 78,3%

Kapital  … 7 122 8 499 9 604 … 13,0%

Prämienverbilligung  332 2 545 3 202 3 309 … 3,3%

BV/2. Säule Quelle: BFS/BSV 1990 2000 2005 2006 2007 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 32 882 46 051 50 731 … … 5,5%
davon Beiträge AN  7 704 10 294 13 004 … … 3,2%
davon Beiträge AG  13 156 15 548 19 094 … … 5,8%
davon Kapitalertrag  10 977 16 552 14 745 … … 5,5%

Ausgaben  15 727 31 605 33 279 … … –5,2%
davon Sozialleistungen  8 737 20 236 25 357 … … 2,8%

Kapital  207 200 475 000 545 300 … … 9,7%
Rentenbezüger/innen Bezüger 508 000 748 124 871 282 … … 2,8%

EL zur IV   1990 2000 2005 2006 2007 VR 1

Ausgaben (= Einnahmen) Mio. Fr. 309 847 1 286 1 349 1 419 5,2%
davon Beiträge Bund  69 182 288 291 306 5,2%

davon Beiträge Kantone  241 665 999 1 058 1 113 5,2%

Bezüger/innen      (Personen, bis 1997 Fälle) 30 695 61 817 92 001 96 281 97 915 1,7%

IV  1990 2000 2005 2006 2007 3 VR 1,3

Einnahmen Mio. Fr. 4 412 7 897 9 823 9 904 11 786 19,0%
davon Beiträge Vers./AG  2 307 3 437 3 905 4 039 4 243 5,0%
davon Beiträge öff. Hand  2 067 4 359 5 781 5 730 7 423 29,6%

Ausgaben  4 133 8 718 11 561 11 460 13 867 21,0%
davon Renten  2 376 5 126 6 750 6 542 6 708 2,5%

Rechnungssaldo  278 –820 –1 738 –1 556 –2 081 33,7%
Kapital  6 –2 306 –7 774 –9 330 –11 411 22,3%
Bezüger/innen IVRenten Personen 164 329 235 529 289 834 298 684 295 278 –1,1%

EL zur AHV  1990 2000 2005 2006 2007 VR 1

Ausgaben (= Einnahmen) Mio. Fr. 1 124 1 441 1 695 1 731 1 827 5,5%
davon Beiträge Bund  260 318 388 382 403 5,4%
davon Beiträge Kantone  864 1 123 1 308 1 349 1 424 5,6%

Bezüger/innen       (Personen, bis 1997 Fälle) 120 684 140 842 152 503 156 540 158 717 1,4%

AHV  1990 2000 2005 2006 2007 Veränderung in % 
       VR1

Einnahmen Mio. Fr. 20 355 28 792 33 712 34 390 34 801 1,2%
davon Beiträge Vers./AG  16 029 20 482 23 271 24 072 25 274 5,0%
davon Beiträge öff. Hand   3 666 7 417 8 596 8 815 9 230 4,7%

Ausgaben  18 328 27 722 31 327 31 682 33 303 5,1%
davon Sozialleistungen  18 269 27 627 31 178 31 541 33 152 5,1%

Rechnungssaldo  2 027 1 070 2 385 2 708 1 499 –44,7%
Kapital  18 157 22 720 29 393 32 100 40 637 2 26,6%
Bezüger/innen AHVRenten Personen 1 225 388 1 515 954 1 684 745 1 701 070 1 755 827 3,2%
Bezüger/innen Witwen/rRenten  74 651 79 715 96 297 104 120 107 539 3,3%
Beitragszahler/innen AHV, IV, EO  3 773 000 3 904 000 4 072 000 4 105 000 … ,…

AHV

EL zur AHV

IV

EL zur IV

BV (Sozialleistungen)
1985–87 keine Daten vorhanden

KV
1980–85
keine Daten vorhanden

statistik
 Sozialversicherungsstatistik BSV, Bereich Statistik
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52,9%
56,9%

Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

EO  1990 2000 2005 2006 2007 VR 1

Einnahmen Mio. Fr. 1 060 872 1 024 999 939 –6,0%
davon Beiträge  958 734 835 864 907 5,1%

Ausgaben  885 680 842 1 321 1 336 1,2%
Rechnungssaldo  175 192 182 –321 –397 23,6%
Kapital  2 657 3 455 2 862 2 541 2 143 –15,6%

FZ  1990 2000 2005 2006 2007 VR1

Einnahmen geschätzt Mio. Fr. 3 049 4 517 4 945 5 009 … 1,3%
davon FZ Landw. (Bund)  112 139 125 120 … –3,8%

ALV Quelle: seco  1990 2000 2005 2006 2007 VR1

Einnahmen Mio. Fr. 776 6 450 4 805 4 888 5 085 4,0%
davon Beiträge AN/AG  648 6 184 4 346 4 487 4 668 4,0%
davon Subventionen  – 225  449 390 402 3,1%

Ausgaben  492 3 514 6 683 5 942 5 064 –14,8%
Rechnungssaldo  284 2 935 –1 878 –1 054 22 –102,0%
Kapital  2 924 –3 157 –2 675 –3 729 –3 708 –0,6%
Bezüger/innen4 Total 58 503 207 074 322 640 299 282 261 341 –12,7%

UV alle UVTräger  1990 2000 2005 2006 2007 VR1

Einnahmen Mio. Fr. 4 181 5 993 7 297 … … 5,5%
davon Beiträge der Vers.  3 341 4 671 5 842 … … 8,5%

Ausgaben  3 043 4 547 5 444 … … 1,5%
davon direkte Leistungen inkl. TZL 2 743 3 886 4 680 … … 0,8%

Rechnungssaldo  1 139 1 446 1 853 … … 19,5%
Kapital  11 195 27 483 35 884 … … 6,9%

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV* 2005
Sozialversicherungszweig Einnahmen Veränderung Ausgaben Veränderung  Kapital
 Mio. Fr. 2004/2005 Mio. Fr. 2004/2005  Mio. Fr.

AHV (GRSV) 32 481 2,5% 31 327 3,0% 1 153 29 393
EL zur AHV (GRSV) 1 695 2,7% 1 695 2,7% – –
IV (GRSV) 9 823 3,3% 11 561 4,2% –1 738 –7 774
EL zur IV (GRSV) 1 286 7,5%  1 286 7,5% – –
BV (GRSV) (Schätzung) 50 731 5,5% 33 279 –5,2% 17 452 545 300
KV (GRSV) 18 907 3,4% 18 375 5,3%  532 8 499
UV (GRSV) 7 297 5,5% 5 444 1,5% 1 853 35 884
EO (GRSV) 897 1,9%  842 52,9% 55 2 862
ALV (GRSV) 4 805 0,1% 6 683 –5,5% –1 878 –2 675
FZ (GRSV) (Schätzung) 4 920 2,0% 4 857 1,4% 64 …
Konsolidiertes Total (GRSV) 132 122 4,0% 114 629 0,6% 17 493 611 489

Volkswirtschaftliche Kennzahlen  vgl. CHSS 6/2000, S.313ff.

 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Soziallastquote5 (Indikator gemäss GRSV) 26,5 27,5 27,2 27,4 27,3 27,9
Sozialleistungsquote6 (Indikator gemäss GRSV) 19,9 20,7 20,9 21,9 22,2 22,5

Arbeitslose ø 2005 ø 2006 ø 2007 März 08 April 08 Mai 08
Ganz und Teilarbeitslose 148 537 131 532 109 189 103 777 100 880 95 166

Demografie Basis: Mittleres Szenario A002005, BFS 

 2000 2010 2020 2030 2040 2050
Jugendquotient 7 37,6% 33,5% 31,3% 32,1% 32,1% 31,7%
Altersquotient 7 25,0% 28,0% 33,5% 42,6% 48,9% 50,9%

1 Veränderungsrate zwischen den beiden letzten verfügbaren Jahren.
2 Inkl. Überweisung von 7038 Mio. Fr. Bundesanteil aus dem Verkauf des SNBGoldes 

im Jahr 2007.
3 Infolge NFA Werte mit Vorjahren nicht vergleichbar.
4 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
5 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen zum Bruttoinlandprodukt in %.
6 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen zum Bruttoinlandprodukt in %.

7 Jugendquotient: Jugendliche (0–19Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven.
 Altersquotient: Rentner/innen (>65jährig) im Verhältnis zu den Aktiven.
 Aktive: 20Jährige bis Erreichen Rentenalter (M 65 / F 65).

Quelle: Schweiz. Sozialversicherungsstatistik 2007 des BSV; seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

UV

ALV

EO

neues 
UVG in 
Kraft seit 
1.1.84

GRSV: Einnahmen (schwarz) 
und Ausgaben (grau) 2005

Registrierte  
Arbeits lose  
seit 1980
(ab 1984 inkl.  
Teilarbeitslose)

*GRSV heisst: Gemäss den Definitionen der Gesamtrechnung der Sozialversicherungen, die Angaben können deshalb von 
den Betriebsrechnungen der einzelnen Sozialversicherungen abweichen. Die Einnahmen sind ohne Kapitalwertänderungen 
berechnet. Die Ausgaben sind ohne Rückstellungs und Reservenbildung berechnet.

Rechnungs
saldo 
Mio. Fr.

 Sozialversicherungsstatistik BSV, Bereich Statistik

in Tausend
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Sozialpolitik

Giuliano Bonoli, Fabio Bertozzi (Herausge-
ber): Les nouveaux défis de l’Etat social / Neue 
Herausforderungen für den Sozialstaat. XIV + 
252 Seiten. 2008. Fr. 62.– ISBN 978-3-258- 
07324-8. Verlag Haupt, Bern. Das Ziel des vor-
liegenden Werkes besteht darin, den Stand der 
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den wich-
tigsten Herausforderungen für den Sozialstaat 
zu Beginn dieses Jahrhunderts vorzustellen. 
Einerseits wird der Sozialstaat mehr und mehr 
in Frage gestellt, vor allem aufgrund der Finan-
zierungsprobleme seiner verschiedenen Kom-
ponenten. Andererseits lässt sich eine Neuori-
entierung der Sozialpolitik hin zu einer Funk-
tion der sozialen Investition beobachten. Diese 
Tendenz besteht beispielweise in der Politik 
zur beruflichen Wiedereingliederung oder der 
Schaffung von Krippenplätzen, welche einem 
grösseren Teil der Bevölkerung die aktive Teil-
nahme am Arbeitsmarkt ermöglicht. Die ver-
schiedenen Beiträge in diesem Werk zeigen 
das Potential und die Grenzen der sozialen In-
vestition auf, erkunden neue Gebiete der In-
tervention und werfen die Frage nach der Eig-
nung der aus den Zeiten der wirtschaftlichen 
Hochkonjunktur stammenden Struktur auf.

Sozialversicherungen

Meret Baumann: Das Solidaritätsprinzip im 
schweizerischen Sozialversicherungsrecht. 254 
Seiten. 2008. Fr. 59.–. ISBN 978-3-7255-5596-3. 
Schulthess Juristische Medien AG, Zürich. Soli-
darität gehört zu den Leitgedanken des Sozial-
staats. Die Arbeit widmet sich der Entstehung 
und Entwicklung des Solidaritätsbegriffs und 
schlüsselt die einzelnen Elemente des sozial-
versicherungsrechtlichen Solidaritätsbegriffs 
auf. Im Anschluss daran wird die Frage nach 
dem Prinzipiengehalt der Solidarität erörtert. 
Insbesondere wird dabei auf die Modifizierung 
des Äquivalenzprinzips eingegangen. Die un-
terschiedlichen Konkretisierungsformen des 
Solidaritätsprinzips werden in einem «Drei-
Stufen-Modell» der Solidarität systematisiert. 
Aufbauend auf die gewonnenen Erkenntnisse 
wird die Umsetzung der Solidarität innerhalb 
der einzelnen Sozialversicherungszweige dar-
gestellt. Die Arbeit soll zum vertieften Ver-

ständnis des geltenden und zur kohä-
renten Gestaltung des künftigen So-
zialversicherungsrechts beitragen.

Vorsorge

René Schaffhauser/Hans-Ulrich 
Stauffer (Hrsg.): BVG-Tagung 2007. 
Aktuelle Fragen der beruflichen 
Vorsorge. Referate der Tagung vom 
25. September 2007 in Luzern. 169 
Seiten. 2008. Fr. 68.–. ISBN 978-3- 
908185-71-0. Institut für Rechtswis-
senschaft und Rechtspraxis, Univer-
sität St.Gallen. Die berufliche Vor-
sorge ist ein schwieriges Rechtsge-
biet. Auf zahlreiche Fragen gibt es 
keine klaren Antworten. Das dritte 
Paket der 1. BVG-Revision führt zu 
neuen Verunsicherungen. Das Ins ti tut 
für Rechtswissenschaft und Rechts-
praxis veranstaltete am 25. Septem-
ber 2007 eine Tagung in Luzern, an 
der verschiedene aktuelle Fragen 
thematisiert wurden. Ziel dieser Ver-
anstaltung war es, den Tagungsteil-
nehmenden Argumente und Ent-
scheidungshilfen zu geben, die in der 
täglichen Arbeit weiterhelfen. 

Gesundheitswesen

René Schaffhauser/Matthias Hor-
schik (Hrsg.): Datenschutz im Ge-
sundheits- und Versicherungswesen. 
Referate der Tagung vom 27. Septem-
ber 2007 in Luzern. 146 Seiten. 2008. 
Fr. 59.–. ISBN 978-3-908185-72-7. 
 Institut für Rechtswissenschaft und 
Rechtspraxis, Universität St.Gallen. 
Das Institut für Rechtswissenschaft 
und Rechtspraxis veranstaltete am 
27. September 2007 in Luzern eine 
Tagung über den Datenschutz im 
Gesundheits- und Versicherungswe-
sen. Die Tagung thematisierte aktu-
elle datenschutzrechtliche Fragen aus 
diesen Themenbereichen. Wie die 5.
IV-Revision zeigt, führt der Kosten-
druck im Gesundheitswesen zu ver-
mehrter Kontrolle durch die Versi-
cherer. Der damit zusammenhängen-
de Bedarf nach Personendaten steht 

jedoch in einem Spannungsverhältnis 
zu den Persönlichkeitsrechten der 
Versicherten. Auch im Hinblick auf 
die technologische Entwicklung und 
den medizinischen Fortschritt stellen 
sich neue Herausforderungen, in ei-
nem sensitiven Bereich die richtigen 
datenschutzrechtlichen Massnahmen 
zu treffen. In der laufenden Revision 
der Datenschutzgesetzgebung wer-
den etwa freiwillige Datenschutz-
Zertifizierungsverfahren vorgeschla-
gen, welche zur Qualitätsverbesse-
rung beitragen können.

Wolfram Fischer: Statistische Gra-
fiken zur Beurteilung von Patienten-
klassifikationssystemen. Dargestellt 
am Beispiel der pädiatrischen Sicht 
auf das APDRG-System. 169 Seiten. 
2008. Fr. 45.–. ISBN 978-3-905764-03-1. 
Wolfertswil (ZIM). «Wie gut bildet 
das eingesetzte Patientenklassifikati-
onssystem unsere Behandlungsfälle 
ab?» Diese Frage stellt sich, sobald 
man mit «Diagnosis Related Groups» 
(DRGs) zu tun hat. Besondere Her-
ausforderungen bei der Erarbeitung 
einer Antwort sind die grossen Da-
tenmengen und ein eventuell unüber-
sichtliches DRG-System. In diesem 
Buch werden neuartige Grafiken be-
sprochen, mit denen man einen Über-
blick über das Datenmaterial aus 
DRG-Erhebungen gewinnen und die 
Abbildungsqualität der einzelnen 
DRGs aus statistischer Sicht beurtei-
len kann. Eingesetzt wurden die Tech-
niken von Belegungsdiagrammen 
(treemaps), Mosaikgrafiken, Spei-
chengrafiken, multiplen Box-plots, 
Differenzdiagrammen, Punktbalken-
diagrammen sowie Dichtediagram-
men. Ausgangspunkt des Buches war 
eine Forschungsarbeit für die Schwei-
zerische Gesellschaft für Pädiatrie. 
Das vorgestellte Vorgehen und die 
entwickelten Methoden sind für be-
liebige DRG-Systeme und auch für 
andere Perspektiven einsetzbar. Das 
Buch richtet sich an Medizin-Cont-
rollerInnen, Medizin-InformatikerIn-
nen, KrankenhausmanagerInnen so-
wie ÄrztInnen und Pflegende, welche 
sich mit DRGs auseinandersetzen.
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